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Wilfried Schubarth/Rorald Pschierer/Thomas Schmidt

Verordneter Antifaschismus und die Folgen
Das Dilemma antifaschistischer Erziehung am Ende der DDR

An der Jahreswende 1989/90 schien die Deutschen
in der DDR ihre Vergangenheit wieder einzuholen.
Rechtsradikale Gruppierungen nutzten als Tritt-
brettfahrer die Kundgebungen gegen die SED, um
sich eine größere Öffentlichkeit zu verschaffen. Na-
zistische Schmierereien tauchten an Gedenkstätten
und auf Friedhöfen auf. In den folgenden Monaten
trat in der DDR ein rechtsradikales Potential her-
vor, das sich bisher im Verborgenen entwickelt
hatte. Die Gründung von Organisationen der Re-
publikaner bzw. der Mitteldeutschen Nationalde-
mokraten fiel auf fruchtbaren Boden. Zugleich
häuften sich Überfälle von Skinheads und Neofa-
schisten auf alternative Cafes und Clubs, auf linke
Demonstranten und Ausländer.

Die Öffentlichkeit der als „Hort des Antifaschis-
mus“ gepriesenen DDR erwies sich als weitgehend
hilflos. Die von der SED inszenierte Großkundge-
bung am 3. Januar 1990 in Treptow spitzte die in-
nenpolitische Polarisierung weiter zu. Nicht zu Un-
recht fürchtete die demokratische Opposition ihre
Vereinnahmung seitens der alten Staatspartei mit-
tels der Losung „Einheitsfront gegen rechts“. Diese
Aktion beschleunigte letztlich den Niedergang der
SED. Bei verschiedenen anderen Demonstrationen
reagierten Jugendliche auf Auftritte der Rechtsra-
dikalen mit dem Ruf „Nazis raus!“. Zusammen-
stöße zwischen linken Autonomen und Rechtsradi-
kalen in Berlin und Leipzig führten zu keiner Sen-
sibilisierung der Öffentlichkeit, sondern bewirkten
eher eine Selbstisolierung der Jugendszene. Ob der
am 12./13. Mai 1990 gegründete Bund der Antifa-
schisten eine wirkungsvolle Alternative darstellt,
bleibt abzuwarten.

Antifaschismus wurde immer als zentraler Bestand-
teil der Identität der DDR proklamiert. Der Amts-
mißbrauch durch frühere antifaschistische Wider-
standskämpfer aus den Reihen der „Staats- und
Parteiführung“, aber auch die Enthüllungen über
den stalinistischen Terror in der sowjetischen Besat-
zungszone (SBZ) und der DDR haben diese Iden-
tifikationsmöglichkeit moralisch zutiefst erschüt-
tert. Die Forschung muß die Frage erst noch klären,
ob und unter welchen Voraussetzungen die Mehr-
heit der Deutschen in der DDR diese Identifikation
früher überhaupt angenommen hatte.

Die Entwicklung in der Jugendszene auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR zeigte bereits Jahre vor
dem Zusammenbruch des „realen Sozialismus“ gra-
vierende Bewußtseinsänderungen auch in diesem
Bereich an. So vermag es nicht zu verwundern, daß
sich bei einer Befragung im Sommer 1990 zwei Pro-
zent der fünfzehn- und sechzehnjährigen Groß-
stadtschülerinnen in der DDR als zugehörig zu den
Republikanern und Neofaschisten bekannten, wei-
tere fünf Prozent als Sympathisanten dieser Grup-
pen1)- Die Ergebnisse der Landtagswahlen vom
14. Oktober 1990 und der Bundestagswahl vom
2. Dezember 1990 scheinen dagegen die Mobilisie-
rungsfähigkeit des politischen Rechtsradikalismus
zu relativieren, erreichten doch die Republikaner in
den neuen Bundesländern nur 0,57 bzw. 1,3 Pro-
zent der Stimmen. Da sich die Jugendszene jedoch
schon oft als Seismograph gesellschaftlicher Krisen-
prozesse erwiesen hat, sind die von ihr ausgehenden
Signale ernst zu nehmen. Ein Rückblick auf den in
Gesellschaft und Schule der DDR praktizierten An-
tifaschismus kann dazu beitragen, heutige Bewußt-
seinslagen der Ostdeutschen aufzuhellen.

I. Die Entstehung des Mythos von den „Siegern der Geschichte“

Das Jahr 1945 wurde oft als „Stunde Null“ bezeich-
net; dahinter verbarg sich der Glaube an einen völ-
ligen Neubeginn. Vielen schien eine Möglichkeit
zur moralischen Selbstreinigung durch Sühne und
Wiedergutmachung gegeben: „Die beispiellose Ra-
dikalität des Zusammenbruchs, die Ungeheuerlich-
keit des verbrecherischen Unheils, das die Deut-

schen über die Welt und sich selbst gebracht hatten
— und an dem doch jeder von uns beteiligt gewesen
war. auch der. der das Glück gehabt hatte, nicht*



persönlich schuldig geworden zu sein —, die aus
beidem folgende Riesendimension der Aufgaben,
die vor denen lagen, die es nun anders und endlich
besser machen wollten: all das begünstigte das ein-
fache Denken in einigen, sehr absolut verstandenen
Kategorien. Zum Großen Nein, das so unabweisbar
nötig war, gehörte das Große Ja zur radikalen, Neu-
bau von Grund auf versprechenden Alterna-
tive.“2)

Der Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945 enthielt ein
eindeutiges Bekenntnis zur Schuld des deutschen
Volkes. Auch die anderen Parteien in der sowjeti-
schen Besatzungszone (SBZ) — SPD, LDPD und
CDU — sahen die Aufgabe der Deutschen ange-
sichts der Last der Vergangenheit darin, struktu-
relle Voraussetzungen des Nationalsozialismus zu
beseitigen, eine antifaschistisch-demokratische
Ordnung zu errichten und der Pflicht zur Wieder-
gutmachung gegenüber den Opfern des Nationalso-
zialismus nachzukommen.

Für den einzelnen Bürger wurde das Abtragen von
Mitschuld vor allem als Wahmehmen von. Mitver-
antwortung für den „neuen Weg“ angestrebt. Zu-
gleich führte man in der SBZ eine personelle Säu-
berung der Verwaltungen und der Wirtschaft
durch, die alle Profiteure und Funktionseliten der
NS-Herrschaft treffen sollte. In die gleiche Rich-
tung zielte die Enteignung der Nazi- und Kriegsver-
brecher vom Juni 1946. Damit entstand jedoch das
Problem, daß einerseits ein Bekenntnis zum Anti-
faschismus als glaubwürdige Abkehr vom National-
sozialismus gelten konnte, andererseits der Grad
persönlicher Belastung nicht differenziert genug be-
rücksichtigt wurde. Oft war die Zugehörigkeit zu
einer sozialen Schicht entscheidender als das indivi-
duelle Verhalten im faschistischen Deutschland3).
Im Verständnis der die ostdeutsche Gesellschaft
bald dominierenden SED trugen Großindustrielle,
Junker und Militärs die Hauptverantwortung für
den Nationalsozialismus. Mit deren Enteignung
sollten die „Wurzeln von Nazismus und Chauvinis-
mus“ ausgerottet und zugleich die Weichen für eine
neue sozialökonomische Ordnung gestellt werden.
Die kommunistische Faschismusinterpretation fand
unter neuen Rahmenbedingungen statt. War sie in
den dreißiger Jahren durchaus den Bemühungen
um eine tragfähige politische Strategie zur Selbstbe-

freiung der Deutschen geschuldet, so reduzierte
sich ihre Funktion zunehmend auf die historische
Legitimierung eines Führungsanspruchs der SED.
Der Widerstand der alten Eliten (Verschwörung
des 20. Juli 1944) geriet sehr bald in ein negatives
Licht).4

Angehörige der mittelständischen Schichten wur-
den in den Darstellungen der SED meist als Mitläu-
fer des Nationalsozialismus eingestuft. Dazu dien-
ten vor allem Wahlanalysen der Weimarer Zeit, in
denen man die Wählerwanderung von den bürger-
lichen Parteien zur NSDAP nachwies. Zugleich galt
die Warnung: „Die politischen Instinkte, die der
Mittelstand der jetzigen Nachkriegszeit in sich
trägt, unterscheiden sich vorläufig nur wenig von
denen der gleichen Bevölkerungsschicht in den
zwanziger Jahren.“5)

Die Arbeiterklasse erhielt dagegen von Anfang an
einen antifaschistischen Mythos zugesprochen, der
ihre politische Führungsrolle in der SBZ untermau-
ern sollte. Besonders nach der Gründung der SED
fanden Darstellungen Verbreitung, in denen der
Arbeiterschaft durchgängig Immunität und prinzi-
pielle Gegnerschaft gegenüber dem Nationalsozia-
lismus bescheinigt wurde. Nur ihre politische Spal-
tung in Kommunisten und Sozialdemokraten habe
ihre Kräfte gelähmt und die anderen Schichten des
deutschen Volkes „führerlos“ gemacht6)- Die Ar-
beiterklasse erschien so als der Träger eines „sozia-
listischen Widerstandes“ aus dem „Lager des kon-
sequenten Marxismus“, später des „kommunisti-
schen Widerstandes“, den Alexander Abusch als
„das Licht in der deutschen Düsternis“ be-
schwor 7).



Dennoch überwogen in den ersten Jahren die zu-
rückhaltenden, nachdenklichen Töne in den Selbst-
darstellungen der SED. Erst die Übernahme des
stalinistischen Gesellschaftsmodells in den Jahren
1948—1950 führte zu nachhaltigeren Modifikatio-
nen in der Auseinandersetzung mit der nationalso-
zialistischen Vergangenheit der Deutschen in der
SBZ/DDR. Die internationale Polarisierung in-
folge des „Kalten Krieges“ begünstigte in beiden
deutschen Staaten die Verdrängung sowie Schuld-
zuweisungen an den jeweils anderen8).

Das Glückwunschtelegramm Stalins zur Gründung
der DDR verstärkte die revisionistischen Tenden-
zen im ideologischen Selbstverständnis der SED.
Der entscheidende, später vielzitierte Satz lautete:
„Die Bildung der friedliebenden Deutschen Demo-
kratischen Republik ist ein Wendepunkt in der Ge-
schichte Europas.“9) Damit wurde das Trauma der
deutschen Kommunisten aufgehoben, bei den ent-
scheidenden Zäsuren 1918, 1933 und 1939 — im 
Gegensatz zur sowjetischen Bruderpartei — ver-
sagt zu haben. Es ist erstaunlich, wie nachhaltig das
Stalin-Telegramm in der Presse der jungen DDR
behandelt wurde. Die Stalinsche Formel vom
„Wendepunkt“ ging in das Schulbucharsenal dieser
Republik ein, auch wenn die Propagandisten den
geistigen Vater bald vergaßen.

Diese Formel nährte aber nicht nur die heroischen
Illusionen der ostdeutschen Kommunisten, sie öff-
nete auch den Weg zur Verdrängung für die ande-
ren Bürger dieses Landes. Das CDU-Blatt „Neue
Zeit“ hob anläßlich des Telegrammes hervor, daß
sich der herzliche Tonfall des Generalissimus nicht
nur auf die Kommunisten, sondern auf das ganze
deutsche Volk bezogen habe0 ). Der Verdrän-
gungsprozeß korrespondierte mit der Gründung
der Nationalen Front in der DDR. In der Entschlie-
ßung des Parteivorstandes der SED vom 4. Okto-
ber 1949 wurde nochmals an die Mitschuld des deut-
schen Volkes erinnert, denn es habe das Nazire-
gime geduldet, die Verbrechen nicht bekämpft und
in seiner überwiegenden Mehrheit sogar die Kriegs-
politik aktiv unterstützt. Der Parteivorstand stellte
fest, daß diese Schuld ihre historische Sühne bereits
gefunden habe. Allerdings seien noch nicht überall
die Hauptschuldigen — die Nazi- und Kriegsver-
brecher — ihrer gerechten Strafe zugeführt, der

Ungeist des Nazismus und Militarismus keineswegs
schon ausgerottet und überwunden ).11

Antikommunistische und antisowjetische Vorbe-
halte, die Ablehnung eines sozialistischen Weges
der DDR, wurden zunehmend mit einem Fortwir-
ken der faschistischen Ideologie gleichgesetzt. Eine
solche Wortwahl begann mit der Denunziation Ju-
goslawiens als „faschistisches Tito-Regime“, setzte
sich mit dem Vorwurf eines „faschistischen Terrors
der Bonner Regierung“ fort, gipfelte schließlich in
der Bewertung des 17. Juni 1953 als „faschistischer
Putsch“. Folgerichtig wurde die Mauer als „antifa-
schistischer Schutzwall" bezeichnet. Damit wurden
die Begriffe „Faschismus“ und „Antifaschismus“
zunehmend zu Worthülsen der Propaganda.
Der III. Parteitag der SED im Juli 1950 traf die
Feststellung, daß in der DDR „die Wurzeln des
Faschismus ausgerottet worden“ seien12). Die
Orientierung auf die Entwicklung eines „demokra-
tischen Nationalbewußtseins“ in der deutschen Ar-
beiterklasse korrespondierte mit der Suche nach
der historischen Legitimation der Herrschaft der
SED. Die unter Walter Ulbricht vollzogene Hin-
wendung zur breiten Aufarbeitung der Geschichte
der Arbeiterbewegung schloß die Legendenbildung
über den antifaschistischen Widerstand ein. Mitte
der fünfziger Jahre war die Vereinnahmung dieser
Tradition abgeschlossen. Man verstieg sich sogar zu
der Behauptung, die Verschwörung des 20. Juli
1944 habe das Ziel verfolgt, eine revolutionäre Er-
hebung der Arbeiterklasse und patriotischer Offi-
ziere gegen das NS-Regime zu verhindern. Erst
durch die Verluste, die die Arbeiterklasse im Ge-
folge des 20. Juli erlitt, sei sie zum Sturz Hitlers aus
eigener Kraft nicht mehr in der Lage gewesen13).
In den sechziger Jahren setzten sich die Versuche
fort, die DDR als Gegenstück zur Bundesrepublik,
als Verwirklichung der antifaschistischen Traditio-
nen zu betrachten. 1960 sprach Walter Ulbricht
bereits von der „großen und starken Gemeinschaft
der Werktätigen, die den Faschismus radikal aus-
rottete“ 14). Aufgrund der Reduzierung des Fa-
schismus auf ein Produkt von Kapitalismus und
Imperialismus wurde für die Bundesrepublik und
Berlin (West) eine noch ausstehende Abrechnung



mit dem deutschen Faschismus eingeklagt. Bei der
Unterzeichnung des Freundschaftsvertrages mit der
Sowjetunion am 12. Juni 1964 in Moskau fiel folge-
richtig der Satz Walter Ulbrichts: „Wer mit der
Sowjetunion und den anderen Ländern geht, der
befindet sich auf der historisch erprobten Straße des
sicheren Sieges.“15) Dieser Spruch wurde in den
Folgejahren geringfügig verändert: „Wer mit der
Sowjetunion im Bunde ist, der wird immer zu den
Siegern gehören — der marschiert mit der Vorhut
der Menschheit.“16) Noch einige Jahre vergingen,
bis sich am 5. Mai 1975 der Traum Erich Honeckers
erfüllte: „Der 30. Jahrestag der Befreiung sieht uns
alle ... bei den Siegern der Geschichte.“17) Noch
Anfang 1989 bemühte sich die offizielle Geschichts-
schreibung in der DDR, diese Formel von den „Sie-
gern der Geschichte“ zu rechtfertigen und zu inter-
pretieren 18).
Aus Äußerungen von einigen Intellektuellen der
DDR läßt sich jedoch auch eine gewisse kritische
Distanz zu diesem Begriff ablesen: „Man ernannte
sich selbst zum Sieger der Geschichte. Diese For-
mel breitete sich sofort aus, wie Kreise in einem
Wasser, in das man einen Stein geworfen hat, jeder
Bürger der DDR konnte sich nun als Sieger der
Geschichte fühlen. Dadurch, daß man dem Volk

diese Schmeichelei sagte und es entlastete, war es
dann auch leichter zu regieren.“19) „Die ,Sieger der
Geschichte hörten auf, sich mit ihrer wirklichen
Vergangenheit, der der Mitläufer, der Verführten,
der Gläubigen in der Zeit des Nationalsozialismus
auseinanderzusetzen. Ihren Kindern erzählten sie
meistens wenig oder nichts von ihrer eigenen Kind-
heit und Jugend.“20 )

Es ist für die sechziger und siebziger Jahre nicht
auszuschließen, daß ein größerer Teil der Bevölke-
rung mit Stolz die NS-Vergangenheit für die DDR
als „bewältigt“ betrachtete bzw. sich diesen Fragen
überhaupt nicht mehr stellte. Die offiziellen
Mythen und Propaganda-Formeln stießen dagegen
bei der heranwachsenden Generation in den achtzi-
ger Jahren zunehmend auf Skepsis und Ablehnung.
Umfragen des Zentralinstituts für Jugendforschung
Leipzig ergaben dafür folgendes Bild: Der Aussage
„Die Gründung der DDR ist ein Wendepunkt
in der Geschichte des deutschen Volkes“ stimm-
ten 1978 87 Prozent der befragten Schülerinnen
und 94 Prozent der Studentinnen vorbehaltlos
zu. Im Jahre 1988 waren es dagegen nur noch
46 Prozent der Schülerinnen und 78 Prozent der
Studentinnen21 ).

II. Antifaschismus als Pflicht in Schule und Gesellschaft

Antifaschistische Erziehung wurde zu einem
Grundpfeiler der Volksbildung in der DDR ge-
zählt. Pflege, Aneignung und weitere Erschließung
der Traditionen des Widerstandes waren feste Be-
standteile der Arbeit der Schule, der Kinder- und
Jugendorganisationen sowie der Medien. Zusam-
menkünfte mit ehemaligen antifaschistischen Wi-
derstandskämpfern, Besuche nationaler Mahn- und
Gedenkstätten, Kundgebungen sowie „Namensträ-
gerbewegungen“ von Schülerkollektiven, Jugend-
brigaden, Freier Deutscher Jugend (FDJ) und der
vormilitärischen Gesellschaft für Sport und Technik

(GST) bildeten die hauptsächlichen Formen des
Umgangs mit der deutschen Geschichte von 1933
bis 1945. Das Komitee der Antifaschistischen Wi-
derstandskämpfer in der DDR mit seinen verschie-
denen territorialen Gliederungen und die Kommis-
sionen „Traditionsarbeit“ bei den Bezirks- und
Kreisleitungen der SED führten allein im Jahre
1988 36 000 Veranstaltungen mit weit mehr als
1,6 Millionen Teilnehmerinnen durch. Diese „Er-
folgsbilanz“ wurde anläßlich des 40. Jahrestages
der Gründung der DDR in der vom ZK der SED
herausgegebenen Zeitschrift „Einheit“ im Oktober
1989 veröffentlicht22).
In den alljährlich stattfindenden thematischen Mit-
gliederversammlungen der FDJ, die 1989 unter dem
Motto „Die DDR — mein sozialistisches Vater-
land“ standen, ging es vornehmlich um das Ver-



mächtnis der antifaschistischen Widerstandskämp-
fer. Besuche und Gesprächsrunden mit Veteranen
waren jedoch reine Pflichtübungen, die man oft-
mals einzig deshalb zelebrierte, weil es der Lehr-
plan oder der Kalender vorsah. Auch wurden die
„Geschichten durch die Häufigkeit ihrer Reproduk-
tion nicht frischer“23 ). Fragwürdig blieb oft der
angestrebte erzieherische Effekt. Auf dem Histori-
kerkongreß der DDR im Februar 1989 schilderte
der Journalist Frank Schumann Beobachtungen bei
Besuchen Jugendlicher in Gedenkstätten. „Zu die-
ser Generation gehört leider auch ein dummer
Junge, den ich in Sachsenhausen von einem Krema-
toriumsschieber zerren mußte, auf den er sich
— unter dem Gelächter seiner Klassenkamera-
den — zum ,Probeliegen‘ niedergelassen
hatte.“24 )
Immer wieder setzten sich Künstler mit Wirkungen
des offiziell propagierten Antifaschismus auf die
DDR-Jugend auseinander. Nach ihrer Meinung
sollte die antifaschistische Erziehung jeweils an sich
wandelnde Bedingungen und Verhältnisse ange-
paßt werden25). Im Jahre 1975 resümierte Christa
Wolf, „daß wir über die Zeit, über die wir schon so
ungeheuer viel geschrieben haben, im Grunde im-
mer noch sehr wenig wissen — ich meine die Zeit
des Faschismus in Deutschland — und daß die
Frage ,Wie war es möglich, und wie war es wirk-
lich?4 im Grunde nicht beantwortet ist.“26 )
Alle Lehrbücher in der DDR seit 1951 hatten die
Rollen der Faschisten als „Handlanger und Agen-
ten“ und des Großkapitals als „Auftraggeber und
Profiteure“ festgeschrieben. Die Schülerinnen er-
fuhren vom Terror und von der Demagogie der
Nationalsozialisten, von der kontinuierlichen
Kriegsvorbereitung Deutschlands, vom rassistisch
begründeten Terror und der Ausplünderung frem-
der Völker. Als Alternative wurden die KPD mit
ihrem Widerstandskampf sowie die Sowjetunion
mit ihrer Außenpolitik und ihren Leistungen im
Krieg herausgestellt. Dagegen fehlten Informatio-
nen über das Alltagsleben der Deutschen unter dem
Nationalsozialismus, über das Sichanpassen der
Bürger an die Diktatur, über die Erfahrungswelt
der Wehrmachtsangehörigen. Die von sehr vielen
wahrgenommenen Aufstiegschancen in die NS-Eli-
ten sowie wirtschaftliche und technische Leistungen
der deutschen Industrie wurden kaum berührt. Die

Gestalten der NS-Prominenz verkamen zu Karika-
turen. Die Probleme des Führerkultes und der Ver-
führbarkeit der Massen wurden den Schülerinnen
weder emotional noch rational nahegebracht.
In den Schulen der DDR wurden die Fragen nach
Schuld und Mitschuld aller Deutschen immer weni-
ger diskutiert. Am Anfang der fünfziger Jahre the-
matisierte man dieses Problem zumindest noch im 
Zusammenhang mit dem Überfall auf die Sowjet-
union, aber kaum in Verbindung mit dem Holo-
caust. Später liefen die Lehrbuchdarstellungen
mehr darauf hinaus, das deutsche Volk als die „Be-
logenen“ und „Verführten“ zu betrachten. Anfang
der siebziger Jahre stellte man sogar fest, daß das
deutsche Volk neben der Sowjetunion und Polen
selbst die größten Opfer bringen mußte. Im letzten
Geschichtslehrbuch der DDR war das Problem auf
das „Schuldenkonto des Imperialismus“27) redu-
ziert.
Der antifaschistische Widerstandskampf nahm da-
gegen einen immer größeren Platz im Lehrstoff der
Schulen ein. Im Verhältnis zum gesamten Textum-
fang für die Zeit 1933 — 1945 erhöhte sich der Anteil
der Darstellung des deutschen Widerstandes von
14 Prozent 1951 auf 23 Prozent 1957 und 30 Pro-
zent 1970. Dabei wurde fast ausschließlich der
Kampf der KPD behandelt, Sozialdemokraten und
christliche Kreise nur summarisch genannt. Bis in
die achtziger Jahre definierten die Lehrbücher den
antifaschistischen Widerstand als „Klassenkampf
der Arbeiterklasse sowie der anderen Werktätigen
gegen die Monopolbourgeoisie und ihre Machtor-
gane“28 ). Folgerichtig blieb der Verschwörung des
20. Juli 1944 bis in die achtziger Jahre die Anerken-
nung als Widerstand im Lehrwerk der DDR-Schu-
len verwehrt. Zunächst wurden diese Ereignisse
negativ als „Versuch zur Rettung der Grundlagen
des deutschen Imperialismus“ gewertet. 1984 führte
man die Sprachregelung „antinazistische Tat“ ein,
bis man sich 1988 zu der Erklärung durchrang: „Das
Attentat war eine mutige antifaschistische
Tat.“29)
Alle zwischen 1951 und 1988 erschienenen Ge-
schichtslehrbücher folgten der 1935 aus der Faschis-
musdefinition von Georgi Dimitroff abgeleiteten
Interpretation des Nationalsozialismus. Sie besagt,
der Faschismus sei die „offene terroristische Dikta-
tur der reaktionärsten, am meisten chauvinisti-
schen, am meisten imperialistischen Elemente des
Finanzkapitals“. Dennoch gibt es Unterschiede
zwischen den Lehrbuchausgaben, die eine wach-
sende Tendenz zur Schematisierung und Stigmati-



sierung historischer Erscheinungen erkennen las-
sen. Das von Heinz Siegel und Herbert Mühlstädt
1957 verfaßte Lehrbuch kam dem Anspruch am
nächsten, die Schülerinnen zu einer eigenen und
kritischen Urteilsfindung zu befähigen. Dazu trug
wesentlich ein Dokumentenanhang mit weniger
verbreiteten Quellen (Ermächtigungsgesetz, SD-
Bericht über die „Reichskristallnacht“, Kommis-
sarbefehl u. a.) bei. Das Lehrbuch bot auch die
ausführlichste Darstellung des . Juni 1934, des
Tages des sogenannten Röhm-Putsches (der seit
1970 verschwiegen wurde), und verwies auf die
gleichgeschalteten Wahlen der NS-Zeit
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Diese Ansätze zur Befähigung der Schülerinnen zu
einem historisch-kritischen Denken waren offenbar
den Umständen der kurzen Tauwetterperiode der
„Entstalinisierung" geschuldet. Sie wurden von den
folgenden, unter der Leitung von Hans Joachim
Gensch (1961), Walter Nimtz (1970) und Wolfgang
Bleyer (1984, 1988) verfaßten Lehrbüchern wieder
aufgegeben. Historische Erscheinungen, die den
Grundschemata des Lehrstoffes widersprachen,
fanden keine Berücksichtigung mehr. Dies betraf
eine kritische Sicht der ultralinken KPD-Politik
1933/34, die Bewertung der Haltung der SPD zu
Beginn der NS-Diktatur und die Einschätzung von
internen Auseinandersetzungen innerhalb der fa-
schistischen Bewegung. Nicht einmal der Selbst-
mord der NS-Prominenz zu Kriegsende fand mehr
Erwähnung.

In die Lehr- und Erziehungsinhalte der DDR-Schu-
len fanden differenzierte wissenschaftliche und
künstlerische Auseinandersetzungen mit dem Na-
tionalsozialismus nur schwer Eingang bzw. wurden
wieder verdrängt. Dazu zählten zum Beispiel die
1981 von Heinz Bergschicker herausgegebene
„Deutsche Chronik 1933 — 1945. Bilder, Daten,
Dokumente“, einzelne Dokumentarfilme des
DDR-Fernsehens über die Verschwörung des
20. Juli 1944, literarische Arbeiten von Franz Füh-
mann, Hermann Kant, Erich Loest, Ruth Werner,
Christa Wolf u. a. ). Einige Historiker, z. B. Kurt
Gossweiler, stellten bereits Anfang der achtziger
Jahre die Reduzierung des Widerstandskampfes auf
Klassenkampf in Frage.
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Neue Herangehensweisen an die Aufarbeitung der
Vergangenheit wurden von offizieller Seite stets mit
Argwohn betrachtet. Christa Wolf warf man bei-
spielsweise vor, in ihrem Buch „Kindheitsmuster“
die Auseinandersetzung mit „Oberflächenerschei-

nungen eines „gewöhnlichen’ Faschismus, die vor-
nehmlich einzelne Verhaltensweisen zu betreffen
scheint“, geführt zu haben32).

Die offiziell gehegte Angst, man dürfe keine fal-
schen Fragen in die Jugend hineintragen, hat das
Verstehen zwischen den Generationen in der DDR
zusätzlich belastet. Das führte letztlich dazu, daß
die Schule ihren Schülerinnen eine echte Fragestel-
lung gegenüber der Zeit des Nationalsozialismus
abgewöhnt hat33). Junge Menschen erhielten kaum
Auskunft von jenen Zeitzeugen, die dem national-
sozialistischen System nicht widerstanden hatten.
Die Fixierung auf die Antipoden — hier Wider-
standskämpfer, dort faschistische Schergen — war
zwangsläufig mit einer Vereinfachung des Ge-
schichtsbildes verbunden. Es gab keinen Platz für
die Millionen Menschen, die das Regime ge- und
erduldet bzw. mitgetragen hatten.

In den achtziger Jahren verwiesen Intellektuelle auf
eine Art „pauschaler Bewußtseinsverschiebung“,
die darauf hinauslief, sich selbst und seine Vorfah-
ren von vornherein außerhalb der Verantwortung
im Hinblick auf den Krieg zu empfinden. Nach den
Worten Stephan Hermlins lebten manche „in der
stillschweigenden Annahme, etwa die Hälfte der
deutschen Bevölkerung sei in den Jahren der Nazi-
herrschaft antifaschistisch gewesen“34 ).

Die trügerische Annahme, daß aus Millionen Men-
schen — quasi über Nacht — aktive Erbauer des
Sozialismus geworden seien, führte schließlich zu
Bestürzung, Fassungslosigkeit und Naivität im Um-
gang mit rechtsextremistischen, nationalistischen
und neofaschistischen Erscheinungen in der DDR.
Nahezu hilflos muteten erste Veröffentlichungen in
der Presse (meist nur in Lokalzeitungen) über das
Anwachsen rechtsradikaler Aktivitäten an. Skin-
heads wurden als eine „vom Habitus und Wesen her
besonders widerliche Erscheinung der krisenhaften
gesellschaftlichen Situation in kapitalistischen Län-
dern“, als „Ausfluß des vergeblichen Versuchs, die
Perspektivlosigkeit vieler Jugendlicher zu überwin-
den“ dargestellt35). Sie seien „verirrte Geister, bei
denen alle Bemühungen der Gesellschaft, sie über
Ursachen, Wesen und Folgen des Faschismus zu
unterrichten, nicht zu dem Geschichtsbewußtsein
führten, das immun macht gegen solche ,modi-
schen* Einflüsse von außen“36).



Die öffentliche Reaktion auf rechtsextreme Grup-
pierungen blieb stehen beim Konstatieren von äu-
ßeren Einflüssen, von Äußerlichkeiten und ihren
zumeist brutalen Auftritten, die von antisemiti-
schen und rassistischen Ausfällen, von Alkoholex-
zessen und Gewalttätigkeiten begleitet wurden.

Ende der siebziger Jahre vermutete man hinter Ha-
kenkreuzschmierereien und Hitlergruß „Unkennt-
nis“, „Leichtsinn“ und „Rowdytum“37 ). Zehn
Jahre später wurden neofaschistische Äußerungen
in ein „Halbdunkel“ aus „mangelhafter Bildung,
pubertärem Geltungsdrang, emotionaler Unausge-
fülltheit und angestauten Aggressionen“ ge-
rückt38). Offiziell hatte der Faschismus in der DDR

keinen „gesellschaftlichen Boden“. „Nährboden
für Faschismus“ gab es nur „jenseits der mit vollem
geschichtlichen Recht so wohlbeschützten Gren-
zen“39).

Die rechtsextreme Szene ist ein Produkt der gesell-
schaftlichen Entwicklung in der DDR. Auch der
verordnete Antifaschismus spielte dabei eine Rolle,
denn junge Leute, die sich mit rechten Weltbildern
befaßten, taten dies auch aus Protest gegen das vor-
herrschende System. „Indem sie den zur Schau ge-
tragenen Antifaschismus angriffen, haben sie die
Gesellschaft an ihrer empfindlichsten Stelle getrof-
fen. Schließlich war dieser Antifaschismus ein ganz
wesentlicher Teil des Selbstverständnisses und der
Identität der Mächtigen.“40 )

III. Wirkungen antifaschistischer Erziehung in der DDR

Es ist ein außerordentlich schwieriges Unterfangen,
die Wirkungen des beschriebenen verordneten An-
tifaschismus und die Ausprägung antifaschistischer
Haltungen bei verschiedenen Generationen von
DDR-Bürgerinnen im Laufe der 41jährigen Exi-
stenz dieses Staates feststellen zu wollen. Während
in der Bundesrepublik mindestens seit den fünfziger
Jahren unter den verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen regelmäßig empirische Daten zum historisch-
politischen Bewußtsein, darunter auch zur Einstel-
lung gegenüber der NS-Vergangenheit, erhoben
wurden ), waren soziologische Untersuchungen zu41

diesen — wie zu allen anderen ideologisch relevan-
ten — Fragen in der DDR verboten bzw. unterla-
gen strengster Geheimhaltung. So nimmt es nicht
wunder, daß bis Ende der achtziger Jahre keine
ernsthaften soziologischen Analysen zum genann-
ten Themenkreis vorgenommen wurden42). Diese
hätten möglicherweise schon früher das heile Bild
von der „im antifaschistischen Geist erzogenen“
DDR-Bevölkerung zerschlagen.
Eine der ersten ausführlicheren Arbeiten, die sich
der Probleme neofaschistischer Tendenzen unter
Jugendlichen annahm, war die Studie von Konrad
Weiß „Die alte neue Gefahr“ 43). Allerdings enthält
sie kein empirisches Datenmaterial und wurde erst
nach der Wende einer größeren Öffentlichkeit zu-
gänglich. Ähnlich erging es der Studie „Zum Ge-
schichtsbewußtsein Jugendlicher“, die im Jahre
1988 vom Zentralinstitut für Jugendforschung Leip-
zig durchgeführt wurde44).

1. Zum Bewußtseinszustand Jugendlicher 1988

Diese Untersuchung ergab, daß neben einer zuneh-
menden Ablehnung des offiziell vermittelten Bildes
von der Geschichte der DDR und einer wenig aus-



geprägten Identifikation mit ihr ein nicht geringes
Akzeptanz- bzw. Sympathiepotential gegenüber
dem deutschen Faschismus vor allem unter Schü-
lerinnen und Lehrlingen anzutreffen war45 ).

Es zeigte sich hier, daß das von der SED-Führung
propagierte Bild von einer „geschichtsbewußten Ju-
gend“, der das „Wissen um die revolutionären Tra-
ditionen unseres Kampfes . . . Stolz auf das von uns
in harten Klassenauseinandersetzungen und unter
Anstrengungen Erreichte (vermittelt) und (ihr)
Kraft und Zuversicht für die Lösung der vor uns
stehenden Aufgaben gibt“46 ), eine Fiktion war.
Vielmehr waren die Kenntnisse gerade zur jüngsten
Geschichte mehr als mangelhaft, und das Interesse
für die Geschichte der DDR und ihrer Traditionen
sank rapide, während das Interesse für die Ge-
schichte der Bundesrepublik und für sogenannte
„weiße Flecken“ in der DDR-Geschichtsschrei-
bung deutlich anstieg.

Unter allen Gruppen Jugendlicher war ein ausge-
sprochen großes Interesse an der Geschichte des
Nationalsozialismus und des Zweiten Weltkrieges
zu verzeichnen: Mehr als die Hälfte interessierte
sich für diesen Zeitabschnitt stark bzw. sehr stark.
Damit nahmen diese Themenbereiche unter den
Geschichtsinteressen Jugendlicher mit Abstand die
vordersten Ränge ein. Allerdings gab es auch einen
Teil desinteressierter Jugendlicher (ca. 20 Prozent)
und einen größeren Teil, der Gleichgültigkeit und
Übersättigung vor allem als Folge der bisherigen
Darstellung und Vermittlung dieser Zeit artiku-

lierte. Besonders deutlich wurde dies in der Bewer-
tung solcher Aussagen wie „Die Zeit des Faschis-
mus hat mir nichts mehr zu sagen“, der 1988 jeder
dritte Lehrling und jede/r vierte Schülerin zustimm-
ten (vgl. Tabelle 1).

Typische Antworten von Schülerinnen und Lehr-
lingen auf die Frage, was sie empfinden, wenn sie an
die Zeit des Nationalsozialismus denken, waren
u. a. folgende: „Ich denke zuerst an die Konzentra-
tionslager. Selbst empfinde ich nicht viel, weil ich zu
dieser Zeit noch nicht gelebt habe und mir es schwer
fällt, mich in diese Zeit hineinzuversetzen . . .“
„Wenn ich an die Zeit des Faschismus denke, kann
ich mir eigentlich gar nichts groß darunter vorstel-
len. Ich kann nur das sagen, was ich höre und was
mir andere sagen. Ich will nicht in der Zeit leben,
das weiß ich, sie war bestimmt grausam. Was ich
dabei empfinde, wenn ich die Wahrheit sagen soll,
nichts. Ich habe nicht in der Zeit gelebt . . .“

Schon damals gab es aber auch vereinzelt solche
Äußerungen: „Die Zeit des Hitlerfaschismus war
eine Sternstunde in der deutschen Geschichte, je-
denfalls auf die Ziele Hitlers bezogen. Die Art und
Weise der Durchsetzung dabei war aber nicht so
gut."

Mangelnde Sensibilität und Betroffenheit, fehlen-
des Mitgefühl mit den Opfern und Abgestumpftheit
gingen einher mit moralisch haltlosen, tendenziell
rechtsextremen Sichtweisen auf die Zeit des Fa-
schismus. So waren schon 1988 Tendenzen einer
Verharmlosung dieser Zeit und nationalistische
Ansichten unter einem nicht unbeträchtlichen Teil
von Jugendlichen anzutreffen (vgl. Tabelle 2).

Zumindest unter Schülerinnen und Lehrlingen war
ein bestimmtes Akzeptanz- bzw. Sympathiepoten-
tial für nationalsozialistische Ideologiefragmente
von 10 bis 15 Prozent zu registrieren. Diese Ten-
denzen spiegelten sich auch im Faschismusbild der
DDR-Jugendlichen wider. Eine quantitative Aus-
wertung positiver wie negativer Merkmale des deut-





sehen Faschismus, wie sie von einer kleineren
Gruppe von Schülerinnen und Lehrlingen genannt
wurden, zeigt Tabelle 3.

Wie aus der Übersicht hervorgeht, dominierten ins-
gesamt zwar die negativen Bewertungen, doch be-
ziehen sich diese vor allem auf markante Erschei-
nungsformen des Nationalsozialismus, während
wesentliche konstitutive Merkmale wie Diktatur,
Manipulation, Gleichschaltung, Unterdrückung
und Vernichtung Andersdenkender kaum bzw,
überhaupt nicht genannt wurden. Die im Ge-
schichtsunterricht häufig überstrapazierte sozial-
ökonomische Deutung des Faschismus spielte im
Meinungsbild der Schülerinnen keine Rolle. Die in
der vorliegenden Studie erfaßten Jugendlichen
leugneten die Verbrechen der Nationalsozialisten
zwar nicht, relativierten und verharmlosten sie aber
durch Verweise auf positive Seiten des Systems,
beispielsweise: „Meine Meinung dazu wäre, daß
diese Zeit viel Schlechtes beinhaltete, aber auch in
vielen Dingen Gutes einschloß. Dieses Schlechte ist
ja schon zur Genüge bekannt (z. B. KZ, Judenver-
folgung usw.), und ich möchte darüber nichts mehr
schreiben. Das Gute an dieser Sache war wie-
derum, daß es z. B. nur wenige Arbeitslose gab.“

Die Jugendlichen äußerten sich kaum über Verant-
wortung und Beteiligung großer Teile der Bevölke-
rung. Dafür wurden die außergewöhnlichen Um-
stände zur Entschuldigung menschlichen Verhal-
tens herangezogen und die Menschen der damali-
gen Zeit fast ausnahmslos als Opfer gesehen:

„Es sind ja sehr viele Hitler gefolgt. Viele waren
sich nicht bewußt, was sie taten. Damals hieß es:
entweder du bist auf Seiten der Faschisten oder das
KZ wartet. Das war keine große Auswahl.“

„Die Leute, die damals Hitler gefolgt sind, kann
man in gewissem Sinne verstehen, denn Hitler hat
ja allen alles versprochen. Bevor Hitler an die
Macht kam, gab es Arbeitslose, Hunger, Armut
usw. Ich bin der Meinung, Hitler war damals so
etwas wie der Retter in der Not. und deshalb kann
man es den Leuten nicht verübeln.“
Insgesamt überwog ein pragmatischer, distanziert-
beobachtender Standpunkt, wie er z. B. in folgen-
den Antworten auf die Frage „Angenommen, Ihr
Opa wäre Mitglied der NSDAP gewesen, wie wür-
den Sie heute darüber urteilen?“ zum Ausdruck
kommt:

„Ich weiß es nicht. Es kommt darauf an, ob er nur
zahlendes Mitglied oder aktiv in dieser Partei gewe-
sen wäre. Man müßte wohl herausfinden, welche
Stellung er heute dazu bezieht. Wenn er aus Unwis-
senheit eingetreten ist, so ist das, finde ich, zu ver-
zeihen. Wenn er aber sein Handeln auch heute noch

als richtig empfindet, so finde ich es verurteilungs-
wert.“
„Ich würde ihn nicht verachten deswegen. Ich bin
auch der Meinung, daß man eigentlich keinen An-
hänger der NSDAP oder anderer faschistischer
Gruppierungen nur deswegen verachten oder gar
an dem ganzen Unheil, das der Faschismus ange-
richtet hat, Schuld geben kann. Diese Menschen
haben vielleicht in diesen Vereinigungen ihre Ideale
verwirklicht gesehen.“
Viele Äußerungen der Jugendlichen machten Unsi-
cherheiten in der persönlichen Auseinandersetzung
mit der Zeit des Nationalsozialismus sowie Berüh-
rungsängste und Verdrängungsprozesse sichtbar.
Die gezogenen Parallelen zum „realen Sozialismus“
verdeutlichten eine wachsende Entfremdung und
Distanz der Jugendlichen zum gesellschaftlichen
System der DDR, dessen propagandistische Selbst-
darstellung sie zunehmend durchschauten und ab-
lehnten:
„In dieser Zeit war die NSDAP eine Partei wie die
heutigen Parteien. Keiner empfand es als schlecht,
Mitglied dort zu sein. Es gab Arbeit, etwas zu essen
und auch kulturelle Erlebnisse.“
„Wenn er aus Überzeugung eingetreten wäre (nicht
wie bei der FDJ), und auch dazu gestanden hätte bis
zum Schluß, wäre ich stolz auf ihn.“

„Es liegt u. a. an den typischen Merkmalen der
Deutschen, die zwar ein Volk der Dichter und Den-
ker sind, aber meistens viel zuwenig Zivilcourage
haben. Auch sind die Deutschen heute noch typi-
sche Mitläufer. Es gibt sehr viele, die in die FDJ
und SED eintreten, dabei gar nicht von der Sache
überzeugt sind, aber sich dadurch Vorteile erhof-
fen.“
Hinzu kommt, daß die Jugendlichen über wesentli-
che Seiten des Nationalsozialismus, insbesondere
über das Alltagsleben, nur wenig erfuhren. Ebenso
wurden Fragen nach den Ursachen und Mechanis-
men der Verführbarkeit großer Teile des deutschen
Volkes, nach der Masse der Schweigenden und Mit-
läufer nahezu ausgeblendet. Eine Studentin schrieb
dazu 1988 in einem Aufsatz:
„Ich frage mich immer . . ., warum konnten Millio-
nen Menschen ihre Augen geschlossen halten. Viel-
leicht können wir das heute nicht mehr einschätzen,
haben wir auch nicht das Recht, über die damalige
,allgemeine Masse1 zu richten, denn sie war sich
sicherlich nicht bewußt, was auf sie zukommen
würde. Über diese Ereignisse fühle ich mich noch
zu wenig informiert. Filme, die diese Zeit darstel-
len, sind oft zu einseitig. Sie zeigen die Positionen
der Gegner des Faschismus, aber nie wird richtig
dargestellt, wie der faschistische Apparat so viele
Menschen zum Narren halten konnte.“



2. Empirische Befunde während und nach der
„Wende“

Im Zusammenhang mit dem gesellschaftlichen Um-
bruch seit dem Herbst 1989 vollzogen und vollzie-
hen sich unter den Jugendlichen der DDR gravie-
rende Veränderungen im politischen und histori-
schen Denken. Der bereits Mitte der achtziger
Jahre einsetzende Verfall „sozialistischen Bewußt-
seins“ beschleunigte sich, was sich besonders in ei-
nem Einstellungswandel gegenüber der SED, der
DDR und ihrer Geschichte bemerkbar machte. Wie
eine Wiederholungsbefragung bei einer identischen
Schülerpopulation im Oktober und Dezember 1989
zeigte, kam es in diesem Zeitraum bei den Schü-
lerinnen zu einer spürbaren Zunahme profaschisti-
schen Akzeptanzpotentials sowie rechtsextremer
und ausländerfeindlicher Orientierungsmuster47 ).
Zugleich wurde, ähnlich wie bei anderen bisher als
unumstößlich geltenden Werten, der antifaschisti-
sche Charakter der DDR von immer mehr Jugend-
lichen in Zweifel gezogen (vgl. Tab. 4).
Die zum Teil deutlichen Veränderungen in den Ein-
stellungen junger Menschen lassen sich nur aus der
konkret-historischen Situation des Herbstes 1989
erklären. Wut und Zorn über Amtsanmaßung und
Korruption, Machenschaften der Staatssicherheit
und Mißbrauch der Ideale führten bei vielen zu
einer psycho-sozialen Kränkung, die sich oftmals in
pauschalen Schuldzuweisungen oder aggressivem
Verhalten entlud. Aus diesem Grunde ist auch eine

Labilisierung antifaschistischer Haltungen unter
Teilen der Jugendlichen erklärbar. Ob sie nur zeit-
weiliger Natur oder dauerhaft ist, werden die kom-
menden Monate beweisen müssen.

Einen ersten Aufschluß über längerfristige Ent-
wicklungstrends in dieser Hinsicht erbrachte eine
Studie unter Jugendlichen, die Mitte 1990 — also
etwa ein halbes Jahr nach den Herbstereignissen —
durchgeführt wurde und deren Ergebnisse mit der
Studie zum Geschichtsbewußtsein von 1988 ver-
gleichbar sind48 ). Wie diese Studie ergab, hat das
Interesse Jugendlicher an der Geschichte des Natio-
nalsozialismus in den letzten beiden Jahren nicht
abgenommen, sondern ist eher noch gestiegen.
Nach wie vor interessiert sich weit über die Hälfte
der Jugendlichen stark für diese Zeit, etwa jeder
fünfte sogar sehr stark. Gleichzeitig ist auch die
Angst vor einer Wiederkehr des Faschismus deut-
lich angewachsen — rund zwei Drittel der Jugend-
lichen verspüren mittlerweile diesbezüglich große
Angst.

Im Vergleichszeitraum 1988 — 1990 kam es zwar
nicht zu einer eindeutigen Zunahme positiver Be-
wertungen des deutschen Faschismus und kaum zu
einem Anstieg des Anteils Jugendlicher mit einer
indifferenten Haltung ihm gegenüber, dennoch
muß man davon ausgehen, daß faschistoides Ge-
dankengut stärkere Verbreitung gefunden hat. Na-
tionalistische Sichtweisen sind weitaus häufiger an-
zutreffen: Unter Schülerinnen ist z. B. der Anteil
derer, die die Ansicht von einer besonderen Rolle
der Deutschen vertreten, in den zwei Jahren auf
etwa das Doppelte gestiegen (vgl. Tab. 5).



In der Untersuchung von 1990 wurde erstmals auch
die Einstellung zu Adolf Hitler erfragt. Es zeigte
sich, daß er von einem Teil der DDR-Jugendlichen
verehrt wird: 7 Prozent der Schülerinnen und Lehr-
linge empfinden ihm gegenüber Achtung und Sym-
pathie; unter den Großstadtschülerinnen sind es
sogar 11 Prozent49 ), und der Anteil steigt bis auf
15 Prozent, wenn man nur männliche Schüler und
Lehrlinge in Betracht zieht. Zwischen der Bewer-
tung der Zeit des Nationalsozialismus bzw. der Per-
son Hitlers und der politischen Orientierung ist ein
enger Zusammenhang nachweisbar: Je mehr sich
Jugendliche dem rechten politischen Spektrum zu-
ordnen, desto mehr tolerieren und akzeptieren sie
nationalsozialistische Ideologiefragmente. Jugend-
liche, die ganz rechts stehen, z. B. Anhängerinnen
der Republikaner, sympathisieren mehrheitlich mit
Hitler und dem Nationalsozialismus. Allerdings
gibt es unter ihnen auch einen kleineren Teil, der
dem Nationalsozialismus ablehnend gegenüber-
steht.

1 000 Schüler der 9. Klasse aus Großstädten der DDR (Ber-
lin-Ost, Leipzig. Magdeburg) und der Bundesrepublik (Ber-
lin-West. Köln. München).

Es liegt die Schlußfolgerung nahe, daß das Akzep-
tanz- bzw. Sympathiepotential für den Nationalso-
zialismus unter Jugendlichen relativ konstant zu
sein scheint und sich bei Schülerinnen und Lehrlin-
gen um die 15 Prozent bewegt, bei männlichen Ju-
gendlichen z. T. noch deutlich darüber. Es kann
allerdings nicht ausgeschlossen werden, daß es im
Zusammenhang mit einer weiteren Verbreitung na-

tionalistischer Sichtweisen und einer zunehmenden
Enttabuisierung deutscher Geschichte anwächst.

Die Vergleiche zwischen dem Nationalsozialismus
und dem „realen Sozialismus“ fielen bei DDR-Ju-
gendlichen 1990 noch drastischer aus:
„Ich finde, die alte DDR-Regierung hat uns ge-
nauso behandelt, wie die Regierung des Faschis-
mus. Sie hat uns aber das Leben gelassen.“

„Sozialismus und Faschismus können als Untertei-
lung des Kapitalismus gelten. Beide wollten Welt-
herrschaft, und beide waren Fehltritte.“

„Wir regen uns über die Vergangenheit auf, die
Gegenwart des Sozialismus war schlimmer.“

Schon der Begriff des Antifaschismus ist bei Ju-
gendfichen stark diskreditiert. Der Antifaschismus
wird von vielen als das Werk der Alten abgetan,
andererseits mit Linksextremismus und linksradi-
kalem Terror in Verbindung gebracht:

„Der Begriff Antifaschismus wird heute ziemlich
übertrieben. Viele Antifaschisten sind genau solche
Chaoten wie die Reps, Skins usw.“

„Momentan sehe ich zwischen den Antifaschisten
und den rechten Kräften keinen Unterschied. Die
Linksextremen schlagen doch auch Leute zusam-
men, die anderer politischer Ansicht sind.“

Eine mangelnde Kultur des politischen Streits und
die Radikalisierung der Auseinandersetzungen un-
ter jugendlichen Gruppen lassen sich ebenfalls do-
kumentieren: „Rechtsextremismus muß bekämpft
werden, und ich würde mir mit Skinheads und Reps
neben großen Debatten auch noch gewaltige Stra-



Benschlachten liefern. Wie man so oft den Satz
hört: .Gewalt muß mit Gewalt bekämpft werden/
Wenn vernünftige Menschen nicht . . . liberal zu 
stimmen sind. Natürlich versuche ich vorher jeden
umzustimmen . . . Wenn sich gegenseitig Linke
und Rechte töten, bleiben die Liberalen . .

3. Ergebnisse einer deutsch-deutschen
Schülerinnenbefragung

Interessant ist ein Vergleich des Bildes vom Natio-
nalsozialismus bei Jugendlichen aus Ost- und West-
deutschland. In Auswertung einer deutsch-deut-
schen Schülerinnenbefragung unter fünfzehn- und
sechzehnjährigen Großstadtschülerinnen von Mitte
1990 sind dazu erste Aussagen möglich50 ).

So ist das Geschichtsinteresse von ost- und west-
deutschen Schülerinnen trotz gewisser Differenzie-
rungen ähnlich strukturiert. Bei beiden Vergleichs-
gruppen steht die Geschichte des Nationalsozialis-
mus mit an vorderster Stelle der Interessenskala.
Mehr Gemeinsamkeiten als Unterschiede lassen
auch die Befragungsergebnisse hinsichtlich der Ein-
stellungen gegenüber der Zeit des Nationalsozialis-
mus erkennen. Es dominiert dabei eine negative
Bewertung dieser Zeit, doch tendiert sowohl bei
ost- als auch bei westdeutschen Schülerinnen eine
nicht geringe Minderheit (11 bzw. 13 Prozent) zu
der Auffassung, daß der deutsche Faschismus im
Grunde eine gute Idee war, die nur schlecht ausge-

führt wurde. Ebenso unterscheidet sich der Anteil
der Anhängerinnen und Bewundererinnen Hitlers
in beiden Gruppen nur geringfügig: 11 Prozent bei
den ostdeutschen stehen 8 Prozent bei den west-
deutschen Großstadtschülerinnen gegenüber.

Ängste und Befürchtungen der Schülerinnen vor
einer möglichen Wiederkehr des Nationalsozialis-
mus sind ähnlich stark ausgeprägt. Gleiches gilt für
die Beantwortung der Frage, ob sich Jugendliche
für den deutschen Faschismus noch schämen soll-
ten. Größere Unterschiede gibt es dagegen bei der
Forderung nach einem starken Führer an der Spitze
Deutschlands. Eine solche Forderung wird von
DDR-Schülerinnen, insbesondere von männ-
lichen, viel stärker befürwortet als von den Schü-
lerinnen der Bundesrepublik: 16 Prozent der ost-
deutschen im Vergleich zu 7 Prozent der westdeut-
schen Schülerinnen. Von den DDR-Schülerinnen
unterstützt sogar mehr als jede/r fünfte den Ruf
nach einem starken Mann. Auch hinsichtlich der
Rolle der Deutschen in der Geschichte gibt es deut-
lich unterschiedliche Bewertungen (vgl. Tab. 6).

Bei aller gebotenen Vorsicht in der Interpretation
sprechen die Untersuchungsergebnisse doch dafür,
daß sich trotz unterschiedlicher gesellschaftlicher
Entwicklungsbedingungen und Erziehungssysteme
die Einstellungen gegenüber der Zeit des National-
sozialismus nur unwesentlich unterscheiden. So ist
das Akzeptanz- bzw. Sympathiepotential für den
Nationalsozialismus und Hitler etwa gleich groß.
Weiterführende, über die Einstellungsebene hin-



ausgehende Untersuchungen könnten Klarheit dar-
über erbringen, ob dies mit gleichen oder ähnlichen
Kenntnissen, Erfahrungen und Verhaltensmustern
verbunden ist. Von besonderem Interesse ist dar-
über hinaus die Frage, welche Unterschiede bzw.
Gemeinsamkeiten es in den Mechanismen zur Her-
ausbildung und Entwicklung historisch-politischen
Bewußtseins in beiden Systemen gab — eine Frage,
die nur im Rahmen einer vergleichenden Sozialisa-
tionsforschung beantwortet werden kann.

Das autoritär-nationalistische Einstellungspotential
unter Schülerinnen der ehemaligen DDR scheint
z. T. beträchtlich größer zu sein als unter den Schü-
lerinnen der alten Bundesrepublik. Die Ursachen
dafür müssen vor allem in den bisherigen Gesell-
schaftsstrukturen, insbesondere im autoritär-indok-
trinären Erziehungssystem, sowie im massenhaften
Verlust an Identität und Selbstwertgefühl im Ge-
folge des gesellschaftlichen Umbruchs gesucht wer-
den.

IV. Schlußbemerkungen

Der Mythos von der DDR als „Hort des Antifa-
schismus“ ist mit dem gesellschaftlichen Wandel
vom Herbst 1989 endgültig zusammengebrochen.
Indem man von Anfang an die Zeit des Nationalso-
zialismus der Bundesrepublik als Erblast zuteilte
und dafür die Legende von den „Siegern der Ge-
schichte“ und der „Stunde Null“ erfand — sich ge-
wissermaßen den Antifaschismus a priori verlieh —,
entzog man sich, bis auf wenige Ausnahmen etwa
unter den Künstlern und Schriftstellern, der müh-
samen und schmerzlichen, aber notwendigen Trau-
erarbeit und damit einer ehrlichen und tiefgehen-
den individuellen und gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzung. Schwer wiegt auch die Instrumentali-
sierung des Antifaschismus, sein Mißbrauch zur
Legitimation des politischen Systems der DDR.
„Fackelzüge und gymnastische Massendres-
suren“ zeigten ein „geistiges Vakuum“ an und
vergrößerten es. Sie waren nicht geeignet, „jene
Bindungen zu erzeugen, die nur in tätiger Mit-

verantwortung für die Gesellschaft wachsen kön-
nen“51 ).
Ein Teil der durch autoritäre Erziehung geprägten
Jugendlichen der ehemaligen DDR sucht offenbar
einen Ausweg aus der Wertekrise in der Anlehnung
an neue autoritäre Strukturen bzw. in der Auffin-
dung einer eigenen Autorität auf der Grundlage
traditioneller Orientierungen des Nationalismus
und Chauvinismus. Empirische Befunde sprechen
z. T. für ähnliche Tendenzen unter westdeutschen
Jugendlichen, die in ihrem Bildungs- und Erzie-
hungssystem völlig andere Erfahrungen mit der
Aufarbeitung der nationalsozialistischen Vergan-
genheit gemacht haben. Dies sollte Anlaß genug
sein, gemeinsam mit allen demokratischen Kräften
in Ost und West darüber nachzudenken, welchen
Platz historische Traditionen des Antifaschismus in
einer humanistischen Bildung und Erziehung ein-
nehmen können.
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I. Die grundlegende Bedeutung des Antifaschismus für die frühere DDR

Dieses Thema in der heutigen Zeit zu behandeln,
bedarf der Rechtfertigung. Mit den grundlegenden
innen-, außen- und weltpolitischen Veränderungen
der Jahre 1989/90 ist auch eine Neubewertung des
Antifaschismus nötig. Nicht mehr — wie bisher —
muß nur die nationalsozialistische Vergangenheit
bewältigt werden, sondern seit der „Wende“ auch
die des bisher „real existierenden Sozialismus“.
Der Antifaschismus hatte stets mehrere Funktionen
— innenpolitische und außenpolitische. In der Zeit
des „Kalten Krieges“ dienten die Kampagnen dem
Ziel, die Bundesrepublik Deutschland zu isolieren
und bei ihren westlichen Verbündeten die Befürch-
tung zu wecken, sie sei in geistiger und personeller
Hinsicht die Fortsetzung des nationalsozialistischen
„Dritten Reiches“. In der öffentlichen Meinung der
westlichen Staaten sollte der Eindruck geweckt
werden, dieser Verbündete sei es nicht wert, unter-
stützt zu werden, weil die Opfer von gestern mit den
Tätern in ein widernatürliches Bündnis gezwungen
seien. Außerdem wurde unterstellt, daß die kriege-
rische Mentalität, das Revanchestreben der nach
wie vor in der Bundesrepublik herrschenden unver-
besserlichen und unbelehrbaren Kräfte, die Ver-
bündeten in einen neuen Krieg ziehen würde. Es sei
deswegen moralisch geboten und auch zu verant-
worten, von den Bündnisverpflichtungen Abstand
zu nehmen und die Bundesrepublik Deutschland
fallen zu lassen. Diese Kampagnen haben im Laufe
der Jahre zwar Wirkung, aber letztlich keinen Er-
folg gehabt.
In innenpolitischer Hinsicht diente der Antifaschis-
mus dem Zweck, die parlamentarische Demokratie
zu destabilisieren und oppositionelle Kräfte zu inte-
grieren. Unter dem Generalnenner „Antifaschis-
mus“ ließen sich viele Kräfte zusammenfassen, die
mit einer positiven Zielsetzung nicht zu vereinen
gewesen wären, weil die Ziele zu verschiedenartig
waren.
Es liegt auf der Hand, daß sich mit den Wandlungen
der Jahre 1989/90 die außen- wie innenpolitische
Konstellation verändert hat. Dennoch behält der
Antifaschismus als politisches Manipulations- und
Kampfmittel Bedeutung, wie zu zeigen sein wird.
Der Zerfall des Sozialismus in seiner sogenannten

real existierenden Form läßt nun seine heimatlosen
Anhänger nach geistiger und politischer Integration
suchen. Hier bietet sich als eine Art Ideologieersatz
der Antifaschismus an. Diese veränderte, aber fort-
wirkende Bedeutung rechtfertigt, ja erfordert die
Behandlung des Themas, um das Problem ins Be-
wußtsein zu heben.

Weshalb bietet sich der Antifaschismus als wirksa-
mes politisches Kampfmittel an? Zur Antwort auf
diese Frage ist eine Definition dieses Kampfbegrif-
fes notwendig1). Dabei ist zunächst die Klärung
angebracht, was unter „Faschismus“ zu verstehen
ist. Seit der Gründung der faschistischen Bewegung
durch Mussolini 1919 gilt die Bezeichnung zunächst
für das italienische System und seine Ideen (1922 bis
1943/45), aber auch als Kennzeichen und Gattungs-
bezeichnung ähnlicher, jedoch’in vielen Einzelhei-
ten andersartiger europäischer Herrschaftssysteme
und Ideen. Diese Ausweitung als Gattungsbegriff
entspricht nicht dem Selbstverständnis der so Be-
zeichneten, sondern geht von einem marxistischen
Verständnis aus. Der „Faschismus“ gilt danach als
die „offene terroristische Diktatur der reaktionär-
sten, am meisten chauvinistischen, am meisten im-
perialistischen Elemente des Finanzkapitals“.
Diese von Georgi Dimitroff — damals Komintern-
funktionär, nach 1945 bulgarischer Ministerpräsi-
dent — im Jahre 1935 geprägte Definition hat für
die kommunistische Faschismuseinschätzung bis in
die jüngste Zeit hinein Geltung2).

Zusammenfassend kann diese Sichtweise so inter-
pretiert werden, daß der „Faschismus“ als Krisener-
scheinung solcher Gesellschaften gilt, in denen es
private Verfügungsgewalt über Produktionsmittel
gibt. In kritischen Situationen neigen dieser Auffas-
sung zufolge die Eigentümer der Produktionsmittel



dazu, sich eine Schutztruppe gegen die Bedrohung
durch die sozialistische Bewegung zu halten. Des-
wegen sei die Gefahr des „Faschismus“ erst ge-
bannt, wenn die private Verfügung über Produkti-
onsmittel in einer sozialistischen Gesellschaft auf-
gehoben ist. Alle Ordnungen, in denen das nicht
der Fall ist, gelten als potentiell „faschistisch“.
Seit den zwanziger Jahren hat der „Faschismus"-
Begriff zwei Funktionen: Einmal handelt es sich um
ein Schlagwort im tagespolitischen Kampf, das der
Abstempelung des politischen Gegners dient. Be-
sonders seit dem Ende der sogenannten „faschisti-
schen“ Systeme (1945) hat dieses Schlagwort im
Rahmen der „Bewältigung der Vergangenheit“ Be-
deutung als innen- und außenpolitisches Kampf-
und Diffamierungsmittel gewonnen. Zum anderen
dient der „Faschismus“-Begriff als Mittel sozialwis-
senschaftlicher Analyse, deren Ziel die nähere Be-
stimmung einer neuen Form ideologisch legitimier-
ter totaler Herrschaft ist.
Grund für die Aufmerksamkeit, die der Streit um
„Faschismus“ und „Antifaschismus“ auch noch
nach dem Ende der totalitären Systeme in Italien
und Deutschland findet, ist ihr Gebrauch als
Schlagworte im tagespolitischen Kampf. „Antifa-
schismus“ diente als Methode, eine sozialistisch-
kommunistische Gesellschaftsordnung zu rechtfer-
tigen. Hier ist seit 1989/90 ein Wandel zu beobach-
ten. Den desorientierten Mitgliedern und Anhän-
gern sozialistischer Parteien und ihnen nahestehen-
den Intellektuellen geht es darum, früheres Verhal-
ten zu rechtfertigen und in ungünstiger Zeit von der
Ideologie zu retten, was zu retten ist. Es gilt, den
moralischen Gehalt des Antifaschismus dafür zu
nutzen. Gerade wegen des manipulativen Gehalts
des Antifaschismusbegriffs bedurfte es auch bisher
schon des öfteren neuer Definitionen, die erweitert
und ergänzt werden mußten 3).
Der Versuch, diese Antivorstellung positiv zu fas-
sen, führt zu folgenden 14 Merkmalen, Eigenschaf-
ten und Verhaltensweisen: Der „Antifaschist“ be-
trachtet sich als humanitär, liberal, demokratisch
(im weitesten Sinne des Begriffs), aufklärerisch,
rational, revolutionär (mindestens im Sinne der
Französischen Revolution von 1789), radikal (hier
verstanden im Sinne von aufklärerisch, nicht etwa
als subversiv), individualistisch, den Menschen-
rechten, der Freiheit der Person sowie der Gleich-
heit und Gleichberechtigung verpflichtet. Ferner ist
er Gegner des Antikommunismus, da dieser konsti-
tutives Merkmal des „Faschismus“ sei. Allerdings
wird neuerdings zwischen Antikommunismus und
Antistalinismus unterschieden. Stalinismus gilt als
zu bekämpfende Entartungsform des Sozialismus
bzw. Kommunismus. Da der Antikommunismus

den Sozialismus mit allen Mitteln vernichten will,
hängen Antikommunismus und Krieg zusammen.
Schließlich versteht er sich als friedliebend (verstan-
den in dem Sinne, daß der „Antifaschist“ weiß, daß
Frieden nur im Sozialismus möglich ist, weil die
Kriege aus Klassenspannungen entstehen; Aufhe-
bung der privaten Verfügungsgewalt über Produk-
tionsmittel ist also eine Voraussetzung des Frie-
dens).

Bis zum Herbst 1989 war ein konstitutives Merkmal
des Antifaschismus auch die Sympathie für die „Er-
rungenschaften des Sozialismus“, die verteidigt
werden sollten. Der Kommunismus sowjetischer
Prägung wurde als unerläßliche Stütze des „Antifa-
schismus“ eingeschätzt. Seither hat sich die Sympa-
thie einem idealen Sozialismus zugewendet, der
sich, wie bereits angedeutet, vom sogenannten
„Stalinismus“ absetzt. Ein Argument, das sich ge-
gen den „Stalinismus“ wendet, ist, daß dieser den
Antifaschismus z. B. durch den Hitler-Stalin-Pakt,
aber auch durch Methoden des Zwangs und der
Verfolgung verraten habe. Auf jeden Fall gehört
aber auch zum noch unscharfen neuen, idealen So-
zialismus eine antikapitalistische Grundeinstel-
lung.

Aus dem Gesagten folgt, daß der „Antifaschismus“
eine Integrationsideologie darstellt, auf deren Basis
sich sehr gegensätzliche politische Kräfte treffen
können, und zwar umso leichter, je diffuser die
Vorstellungen von dem sind, was als „antifaschi-
stisch“ gilt. Sozialisten und Nichtsozialisten, Athei-
sten und Christen, Bürgerliche verschiedener Rich-
tung und Kommunisten, uneinig über jede andere
politische Frage, sehen im „Faschismus“ ein Feind-
bild, dessen Bedrohlichkeit die Notwendigkeit des
Zusammenhaltes suggeriert und jede Abweichung
als Begünstigung des absolut Bösen moralisch ins
Zwielicht rückt. Die moralische Komponente des
Antifaschismus fungiert seit 1989/90 als Strohhalm
zur Rettung des diskreditierten Sozialismus.

Der Antifaschismus hatte immer konstitutive Be-
deutung für die DDR. Nach der „Wende“ wurde
versucht, durch Ausgrenzung der SED-Führung,
der abgesprochen wurde, aus „ehrlichen“ Antifa-
schisten zu bestehen, oder die als „ehemalige“ An-
tifaschisten bezeichnet wurden, die antifaschisti-
sche Kontinuität von der Gründungszeit bis zur an-
gestrebten erneuerten DDR zu wahren. Man stehe
„erschüttert vor der Einsicht, daß die alte SED-
Führung in übler, pragmatischer, demagogischer
Weise den ehrlichen Antifaschismus, auf den wir
stolz sind, zur Rechtfertigung ihrer gescheiterten
Politik mißbrauchte“, heißt es in einer Aussage
vom Frühjahr 1990. Zum gleichen Zeitpunkt äu-
ßerte sich Dr. Heinrich Toeplitz, als Mitglied des
Obersten Gerichts der DDR selbst belastet, nun-



mehr Leiter eines Untersuchungsausschusses, der
sich mit „Machtmißbrauch und persönlicher Berei-
cherung“ ehemaliger Funktionäre zu befassen
hatte, die größte Belastung sei für ihn „die sich
ständig erweiternde Erkenntnis, in welchem Um-
fang ehemalige Antifaschisten Machtmißbrauch ge-
trieben , . . haben“. Er kommt jedoch zum Ergeb-
nis, „daß der belastete Personenkreis nur einen
kleinen Teil der antifaschistischen Widerstands-
kämpfer betrifft . . . deshalb kann für mich das
würdelose Verhalten einer kleinen Gruppe ehema-
liger Widerstandskämpfer das Erbe des Antifa-
schismus als wichtigen Bestandteil einer deutschen
Zukunft nicht beeinträchtigen“4).

Die grundlegende Bedeutung des Antifaschismus
für die DDR hat Walter Ulbricht bereits in den
fünfziger Jahren festgelegt. Als sich die Herr-
schaftsform des deutschen Monopolkapitals in sei-
ner Niedergangsperiode befunden habe, hätten die
Herren der Schwerindustrie angesichts der Gefahr,
vom deutschen arbeitenden Volk hinweggefegt zu
werden, die Regierung den Nationalsozialisten
übertragen, die durch Volksbetrug und Terror Mas-
senanhang gewonnen hätten). Deshalb müsse der
konsequente antifaschistische Kampf darauf

5

gerich-
tet sein, „die Wurzeln des Faschismus — die Herr-
schaft des Finanzkapitals“ — zu beseitigen6 ). Nach
der Niederlage des „Faschismus“ im Zweiten Welt-
krieg dürfe sich das „nationale Unglück“ — Wie-
derherstellung der alten Machtstrukturen nach dem
Ersten Weltkrieg — nicht wiederholen7). Bereits
1945 stellte Ulbricht folgenden Maßnahmenkatalog
zur Erreichung dieser Ziele zusammen:

1. Säuberung des Verwaltungsapparats in Staat,
Gemeinden und Wirtschaft von allen faschistischen
Elementen.
2. Enteignung des Großgrundbesitzes, der Kon-
zerne und Bankherren.
3. Säuberung aller wissenschaftlichen Institute und
Lehranstalten von faschistischen Einflüssen und
Lehrmethoden.
4. Kampf zur Beseitigung der faschistischen Ideolo-
gie und gegen alle Ideologien, an die der Faschis-
mus anknüpfen konnte ).8

Nach diesem Katalog wurde von 1945 bis 1949 und
darüber hinaus bis etwa 1952 in der sowjetischen
Besatzungszone die „antifaschistisch-demokrati-
sche“ Umwälzung vorgenommen. Obwohl das
Reizwort „Sozialismus“ vermieden wurde, ging es
nicht um eine Ausschaltung der „faschistischen“,
sondern der bürgerlichen Kräfte insgesamt. Zu-
gleich wurde der Widerstand der bürgerlichen Par-
teien und ihrer Anhänger gelähmt, weil jeder Wi-
derstand als „faschistisch“ diffamiert werden
konnte.

Daß Herstellung der antifaschistisch-demokrati-
schen Ordnung tatsächlich dann nichts anderes be-
deutete als die Einführung des Sozialismus, wurde
später in der Geschichtswissenschaft der DDR ohne
weiteres zugestanden: „Die Grundfrage dieser Pe-
riode war die Eroberung der Hegemonie der Arbei-
terklasse; sie wurde durch die breite Bündnispolitik
im Rahmen des antifaschistischen Blocks und durch
die Schaffung einheitlicher demokratischer Mas-
senorganisationen verwirklicht, später in der Volks-
kongreßbewegung und der Nationalen Front des
demokratischen Deutschland weiterentwickelt und
durch die Einheit der Arbeiterklasse sowie die Aus-
bildung einheitlicher freier Gewerkschaften gesi-
chert. Die Eroberung der Hegemonie der Arbeiter-
klasse sowie der entscheidenden Positionen in Staat
und Wirtschaft schuf zugleich mit der Vollendung
der bürgerlich-demokratischen Revolution die Vor-
aussetzungen für deren Hinüberwachsen zur sozia-
listischen Revolution. W. I. Lenin lehrt, daß die
Hegemonie des Proletariats in der demokratischen
Revolution bereits den Keim der Diktatur des Pro- '
letariats darstellt.“9 )

Als im Februar 1948 die letzten Entnazifizierungs-
kommissionen aufgelöst wurden, waren bis zu die-
sem Zeitpunkt über 520 000 Personen aus dem Öf-
fentlichen Dienst und aus der Wirtschaft entfernt
worden ). In der Spätzeit der DDR, als die Legi10 -
timitätskrise des Systems bereits spürbar war,
wurde versucht, die nachlassende Bindekraft des
Marxismus-Leninismus einerseits durch Berufung
auf nationale Traditionen (etwa ab 1978), anderer-
seits aber durch die verstärkte Betonung des Anti-
faschismus zu stützen. Zwei Beispiele mögen das
belegen.



Im März 1989 hielt Kurt Hager es für nötig, auf die
in der Sowjetunion zunehmende Kritik am Stalinis-
mus zu reagieren. Das moralische Gewicht der
DDR suchte er mit der antifaschistischen Tradition
zu betonen: „Die DDR ist anerkannt in der Welt
durch einen sie tief prägenden Humanismus und
Antifaschismus. Ein grundlegender Unterschied
zwischen der DDR und der BRD besteht darin, daß
bei uns schon unmittelbar nach der Befreiung durch
die Enteignung der Kriegsverbrecher und Naziakti-
visten die ökonomischen Wurzeln des Imperialis-
mus ausgerottet wurden, während sie in der BRD
entgegen dem erklärten Willen der Mehrheit der
Bürger erhalten blieben und so das Wiedererstar-
ken der Macht der Monopole möglich wurde. Die
Überwindung des faschistischen Ungeistes im Bil-
dungswesen und auf kulturellem Gebiet hat bei uns
zu einer demokratischen Reform der Schule und
zur Erneuerung der humanistischen Kultur geführt.
Man könne angesichts dieser Tatsache, die der ge-
sellschaftlichen Entwicklung und dem geistig-kultu-
rellen Leben in unserem Lande seit Jahrzehnten das
Gepräge geben, nur staunen über die Unbedarft-
heit, mit der westliche Historiker und Publizisten
zum Umgang der DDR mit der Geschichte des
Faschismus Stellung nehmen und unsere konse-
quente Abrechnung mit den faschistischen Ver-
brechen und Verbrechern herabzusetzen versu-
chen.“ )11

Fast unmittelbar vor dem Zusammenbruch des
DDR-Systems, als die steigende Unzufriedenheit
der Bevölkerung sich in einer Fluchtwelle äußerte,
stellte Professor Otto Reinhold, Mitglied des ZK
der SED und seit 1962 Rektor der Akademie für
Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED fest:
„Die DDR ist nur als antifaschistischer, sozialisti-
scher Staat, als sozialistische Alternative zur BRD
denkbar.“ ) Bezeichnenderweise rangiert der An12 -
tifaschismus als systemstabilisierender und -legiti-
mierender Integrationsfaktor noch vor dem Sozia-
lismus.

Viele Linke, sowohl in Westdeutschland, als auch
in der ehemaligen DDR, kritisieren seit der Wende
den „offiziellen Antifaschismus“ als starr, wir-
kungslos und äußerlich. Sie treten für einen „ande-
ren“ Antifaschismus, der auf eine unbestimmte
Weise reiner, moralischer und damit vermutlich
wirksamer sein soll, ein. Gegenüber dieser Legen-
denbildung ist darauf hinzuweisen, daß der „offi-
zielle“ Antifaschismus genau das geleistet hat, was*

11) Geschichte — Erfahrungsstoff für Gesellschaftsstrategie,
in: Neues Deutschland vom 8./9. April 1989 (hier zitiert
nach: Pressespiegel, Nr. 7 vom 17. April 1989).
12) Zit. nach Peter Jochen Winters, Eine Stimmung in der
DDR wie 1961. Warum die SED keine Reformen will, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 24. August
1989. S. 12.

viele Linke in Westdeutschland wollen und weshalb
sie vor 1989 die DDR positiv betrachtet haben: Der
Antifaschismus in der DDR hat in sozio-strukturel-
ler, strafrechtlicher und pädagogischer Hinsicht al-
les getan, um den „Faschismus“ im marxistischen
Verständnis zu bekämpfen und ihm die Grundlage
zu entziehen. Auch das leiseste Anzeichen „faschi-
stischer“ Propaganda wurde unterdrückt. Genau
das wollen aber auch westdeutsche Linke, wenn sie
für Verbote „faschistischer“ Organisationen eintre-
ten. Sie wollen genau jene staatliche Repression,
die plötzlich ab 1989 in der DDR als erfolglos de-
nunziert wird. Dies mag ein Zeichen für die Ver-
wirrung auch im westlichen Lager sein. Dafür
spricht auch der Widerspruch zwischen dem ent-
schiedenen Kampf gegen den „Faschismus“, der
gefordert wird, obwohl andererseits Repressionen
abgelehnt werden, die aber gleichwohl ausgeübt
werden, wo nur die Möglichkeit dazu besteht: etwa
Saalverweigerung und Veranstaltungsstörungen in
Wahlzeiten. Die Widersprüchlichkeit wird ver-
stärkt durch die Kritik an der Bewältigung des
Rechtsextremismus in der Bundesrepublik — hier
werde nicht genug getan, nicht hart genug vorge-
gangen.

Bezeichnend für die konsequente strafrechtliche
Verfolgung sogenannter „faschistischer“ Erschei-
nungen im öffentlichen Leben ist ein Prozeß gegen
sechs Skinheads, der in Schwerin im Februar 1989
stattfand. Wegen „faschistischer“ Parolen und
Sachbeschädigungen wurden Strafen zwischen 12
und 18 Monaten mit anschließenden staatlichen
Kontrollmaßnahmen, Geldstrafen sowie „Arbeits-
platzbindung“ ausgesprochen. In der Begründung
wird das „Unverständnis für solche Auswüchse“
ausgedrückt, „die in unserer Gesellschaft keine
Grundlage haben. Für uns gilt nach wie vor der
Schwur der Buchenwaldhäftlinge, den Faschismus
mit Stumpf und Stiel auszurotten . . . Die jungen
Menschen (wußten) aufgrund ihrer Geschichts-
kenntnisse aus der Schule genau, was Faschismus
bedeutet und welche Zwecke er verfolgt.“ )13

Der Antifaschismus hat im Bereich sozialistischer
Systeme und sozialistischer Parteien stets eine legi-
timierende und integrierende Funktion gehabt. Das
gilt für die KPD vor 1933, für die Sowjetunion wäh-
rend des Krieges und in ihrer Rolle als Besatzungs-
macht sowie für die SED für die gesamte Zeit ihres
Bestehens. Allerdings hat der Antifaschismus in
dieser Zeit Veränderungen durchgemacht. Seine
sozio-ökonomische Komponente hat für die SED
im Vordergrund gestanden, weil mit seiner Hilfe

13) Miserable Mutproben, in: Norddeutsche Zeitung
(Schwerin) vom 18./19. Februar 1989 (zitiert nach: Presse-
spiegel vom 16. März 1989).



eine sozio-strukturelle Umgestaltung der Gesell-
schaft legitimiert wurde. Gegen Ende der zerbrök-
kelnden SED-Herrschaft rückte die andere, die mo-
ralische Komponente in den Vordergrund. Insofern
ist 1989/90 ein grundsätzlicher Wandel eingetreten,
obwohl die marxistische Faschismusdeutung seither
weiter in den Hintergrund getreten ist und das mo-
ralische Gewicht noch stärker betont wird. Wäh-

rend aber der Antifaschismus sowohl seitens der
Sowjetunion als auch von Seiten der DDR gegen
den Westen in den sechziger Jahren offensiv einge-
setzt wurde, dient er seit dem Herbst 1989 nahezu
ausschließlich der Defensive und Selbstrechtferti-
gung. Insofern kann man trotz des fließenden Über-
ganges von einer neuen Qualität des Antifaschis-
mus nach der „Wende“ sprechen.

II. Die neue Qualität des Antifaschismus nach der „Wende“

Zu den Veränderungen der „antifaschistischen“
Bewegungen seit dem Herbst 1989 gehört, daß ihre
Argumente und Präsentationsformen vielfältiger,
widersprüchlicher und auf jeden Fall schwächer
theoretisch, d. h. marxistisch fundiert sind. Die An-
tifaschisten neigen dazu, ihre Anhänger nicht mehr
mit Theorien zu mobilisieren, sondern durch aktu-
elle Konflikte. So entsteht eine „antifaschistische“
Subkultur, etwa ein „antifaschistisches Cafe“ als
Kommunikationszentrum, Informationsbörse und
als Zentrum zur Vermittlung eines Gemeinschafts-
gefühls ).14

Das Abrücken von der marxistischen Faschismusin-
terpretation bietet historisch den Vorteil, bisher
ausgegrenzte Kreise in den „antifaschistischen“ Wi-
derstand einzubeziehen. Während in der Zeit der
ungebrochenen SED-Vorherrschaft die KPD als
stärkste Kraft des antifaschistischen Widerstands
galt und bürgerliche Kreise entweder gar nicht oder
nur am Rande erwähnt wurden, werden jetzt auch
bürgerliche Widerstandskämpfer unter ausdrückli-
cher Kritik an der gegenteiligen Haltung der SED
einbezogen. Im Neuen Deutschland wird Carl
Goerdeler als „Antifaschist“ gewürdigt, und es wird
beklagt, daß ihm nach 1945 lange diese Anerken-
nung versagt wurde, weil er kein Kommunist
war15). Die Potsdamer PDS rühmt in einem Ge-
denkartikel zum 20. Juli 1944 zahlreiche adelige
hohe Offiziere, die dort stationiert waren, und fol-
gert für die Gegenwart: „Viele der Genannten sind
im Kampf gegen das Nazi-Regime gefallen. Ihr
Vermächtnis kann nur lauten: Antifaschismus als
Grundkonsens, dem sich alle deutschen Parteien
und politischen Bewegungen verpflichtet fühlen
sollten.“ )16

Mit dieser Erweiterung um bisher abgelehnte „bür-
gerliche“ Widerstandskämpfer, die nun auch als
„Antifaschisten“ gelten, kann sich die PDS zwar
nunmehr auch auf im Westen hochgeschätzte Ange-
hörige des Widerstandes berufen, zugleich rückt sie
aber von einem theoretisch fundierten Antifaschis-
musverständnis ab. Denn wenn im Sinne der oben
zitierten Äußerungen Antifaschismus gleichzuset-
zen ist mit Antikapitalismus, und wenn echter Anti-
faschismus Aufhebung der privaten Verfügungsge-
walt über Produktionsmittel bedeutet, so kann in
der Tat nur der kommunistische Widerstand als
genuin antifaschistisch anerkannt werden. Bürgerli-
che Widerstandskämpfer wie Goerdeler sind in die-
sem Sinne auf keinen Fall Antifaschisten, da ihnen
nichts ferner lag, als eine sozialistische oder kom-
munistische Neuordnung zu erstreben.
Ein Musterbeispiel für die gewandelte Einstellung
zum Antifaschismus ist die Behandlung Ernst Thäl-
manns. Bis zur „Wende“ galt er geradezu als Typ
des antifaschistischen Widerstandskämpfers, in
dem die moralischen und sozio-strukturelle Kom-
ponenten des Antifaschismus vereint sind. Seitdem
Kritik an dem staatsoffiziellen und offenbar wenig
wirksamen und überzeugenden Antifaschismus zu-
genommen hat, wird auch an Ernst Thälmann kri-
tisiert, daß er die KPD stalinisiert habe. Während
es bis 1928/29 noch Alternativen zu einer stalini-
stisch strukturierten und zunehmend von Moskau
ferngesteuerten KPD gegeben habe, sei unter sei-
ner Mitwirkung eine verhängnisvolle Entwicklung
eingeleitet worden, die verheerende Folgen für den
Kampf gegen den „Hitlerfaschismus“ gehabt habe.
Es seien das bedeutende antifaschistische Potential
der KPD geschwächt und Bündnispartner abge-
schreckt worden. So wird Thälmann nunmehr als
eine tragische Gestalt betrachtet, der in der SED-
Zeit zum Mythos wurde, aus dem nachfolgende
Parteiführungen ihre Legitimation ableiteten ).17



Die Appelle laufen darauf hinaus, die historische
Kraft des Antifaschismus lebendig zu erhalten, um
ein positives Bild von einem antifaschistischen
Deutschland der „aufkeimenden Großmannssucht
und Deutschtümelei“ entgegenzusetzen ). Die Be18 -
nutzung dieses ausgeweiteten Antifaschismusver-
ständnisses, in das alle, auch nichtsozialistische,
Widerstandsangehörige einbezogen werden, dient
nicht nur der Legitimation der verunsicherten So-
zialisten, sondern soll auch einer Relativierung na-
tionalsozialistischer Verbrechen durch die Entdek-
kung sowjetzonaler Konzentrationslager entgegen-
wirken. Die Tatsache, daß nicht nur ehemals natio-
nalsozialistische Konzentrationslager wie Buchen-
wald nach 1945 weitergeführt wurden, sondern daß
auch andere Lager eingerichtet wurden, in denen
nicht nur ehemalige Nationalsozialisten und
„Kriegsverbrecher“ interniert wurden, sondern
alle, die der sowjetischen Besatzungsmacht und der
SED unbequem wurden, führt zu einem starken
Rechtfertigungsdruck ). Von diesen sogenannten
„stalinistischen“ Verbrechen erfolgt eine sehr allge
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mein gehaltene Distanzierung, der gegenüber der
Hinweis auf die nationalsozialistischen (die „faschi-
stischen“) Verbrechen ablenken soll. Immerhin ist
die vor 1989 übliche Rechtfertigung des Stalinis-
mus, er sei immerhin antifaschistisch gewesen, und
die harten Maßnahmen seien zur Abwehr der fa-
schistischen Gefahr notwendig gewesen, aufgege-
ben worden.
Von besonderer Bedeutung für die Funktion des
Antifaschismus in moralischer und tagespolitischer
Hinsicht war die „antifaschistische Kampfdemon-
stration“ der SED/PDS am 3. Januar 1990 am so-
wjetischen Ehrenmal in Treptow, das am 28. De-
zember 1989 mit Parolen beschmiert worden war,
die von der SED als „neofaschistisch“ bezeichnet
und zum Anlaß für eine Solidarisierungsaktion ge-
nommen wurden. Ebenfalls am 28. Dezember
hatte das FDJ-Organ „Junge Welt“ einen Artikel
über „Ursachen des Entstehens, des politischen
Wesens und der Ausbreitung rechtsradikaler, neo-
nazistischer Organisationen in der DDR von 1986
bis Oktober 1989“ veröffentlicht. Der Autor berich-
tete, daß in der Zeit vor der „Wende“ die politische
Führung der DDR nicht an einer offenen Erörte-

rung interessiert gewesen sei. Nunmehrwarnte aber
nicht nur der in Ost-Berlin tagende „Runde Tisch“
vor „neofaschistischen Tendenzen“ in der DDR,
sondern zahlreiche Organisationen schlossen sich
der SED/PDS an, so das Komitee der antifaschisti-
schen Widerstandskämpfer, die Gesellschaft für
Deutsch-Sowjetische Freundschaft, die ehemaligen
Blockparteien mit Ausnahme der CDU, der
FDGB, die FDJ, eine neu gegründete linke Gruppe
die „Nelken“, ferner spartakistische und trotzkisti-
sche Gruppen, die SEW und die SDAJ18).

An der Veranstaltung in Treptow nahmen zwischen
100 000 und 250 000 Demonstranten teil, darunter
der damals amtierende Vorsitzende des Staatsrats,
Manfred Gerlach, Außenminister Oskar Fischer,
der Ost-Berliner Oberbürgermeister Krack und der
UdSSR-Botschafter Kotschemassow. In Reden und
Parolen wurde gefordert „Nazis raus — kein Drittes
Reich“, „Rotfront gegen rechts“, „Schönhuber mit
seiner braunen Pest hat bei uns keine Chance“, „Pe-
restroika ja — Nazis nein“. Die Sudeleien, so hieß
es, beleidigten und verhöhnten die gefallenen so-
wjetischen Soldaten, die Völker der Sowjetunion
sowie alle Antifaschisten. Es dürfe nicht zugelassen
werden, daß die engen Bande der Freundschaft
durch solche Provokateure zerrissen werden. In der
Rede Gregor Gysis hieß es: „Unser Land ist in
Gefahr, und zwar von rechts. Wir müssen diese
Gefahr bannen, sonst brauchen wir über demokra-
tischen Meinungsstreit und anderes gar nicht erst zu
diskutieren. Wie wollen wir denn demokratisch
wählen, wenn hier die Neonazis alle Freiräume be-
setzen.“21)
Diese eindrucksvolle Kundgebung hatte aber für
die Veranstalter ungeahnte und unbeabsichtigte
Folgen. Zunächst berührte seltsam, daß die angeb-
lichen „neofaschistischen Schmierereien“ nie zitiert
oder im Bilde gezeigt wurden. Sie lauteten: „Besat-
zer raus“, „Volksgemeinschaft statt Klassenkampf“
und „Nationalismus für ein Europa freier Völ-
ker“22). Von der Tatsache der Sachbeschädigung
abgesehen, rechtfertigte die Aussage der Parolen
die antifaschistische Emotion nicht. Deshalb kamen
sehr bald Vermutungen auf, daß es sich bei dem
ganzen Vorgang um eine Manipulation der SED/
PDS handele, die sich auf diese Weise moralisch
legitimieren wollte und überdies mit Blick auf die
Volkskammerwahlen agiere, die damals noch für
den 6. Mai 1990 geplant waren. Schon während der
Kundgebung wuchs bei zahlreichen Teilnehmern



offenbar das Gefühl, für die Zwecke der SED/PDS
mißbraucht zu werden23).
Die SED/PDS glaubte offenbar zu diesem Zeit-
punkt, eine günstige Stimmung für sich zu spüren,
wenn sie gegen „faschistische Tendenzen“ auftrat.
Auch bei den Montagsdemonstrationen in Leipzig
hatten sich Anfang Dezember Stimmen gehäuft, die
gegen Rechtsextremismus und Wiedervereinigung
agitierten24 ). Als die Demonstration in Treptow
zeigte, daß die SED/PDS mit ihren antifaschisti-
schen Appellen durchaus wirksam war, setzten hef-
tige Widerstände ein, die letzten Endes dazu führ-
ten, daß der Erfolg sich gegen die Urheber der
Demonstration wandte. In der alternativen „Tages-
zeitung“ (taz) wurde der SED vorgeworfen, durch
die Art ihres Vorgehens eine Einigkeit unter DDR-
Parteien und -Gruppen geradezu zu verhindern; die
Terminologie wie „Kampfdemonstration“, „Ein-
heitsfront gegen rechts“ sei die Sprache von ge-
stern, und der Verdacht liege nahe, es werde ein
Spiel mit der Angst getrieben. Der Antifaschismus
als Legitimation des realsozialistischen Staates sei
ruiniert. Er habe eine Auseinandersetzung mit
rechten Tendenzen geradezu verhindert, Antifa-
schismus als Legitimation im Wahlkampf mache die
SED nicht glaubwürdiger, dafür aber den Antifa-
schismus unglaubwürdig: „Da die Partei nach wie
vor ratlos den Scheiterhaufen ihrer stalinistischen
Vergangenheit anstarre, ist der Weg gewiß verfüh-
rerisch, sich um einen sicheren Kem einer unveräu-
ßerlichen Identität zu scharen. Antifaschismus als
Wagenburgmentalität und Wahlkampf als Abwehr«
kampf, das wäre der bequemste und fatalste Aus-
weg aus der unbewältigten Gegenwart der Par-
tei.“ )25
Bald tauchten Verdächtigungen auf, die Überreste
des Staatssicherheitsdienstes hätten die Parolen ge-
schmiert, und die ganze Aktion wurde als Betrugs-
manöver und schwerer taktischer Fehler der neuen
SED-Spitze gedeutet26). Da die manipulative Ab-
sicht beim Vorgehen der SED/PDS ganz offenkun-
dig war, hat der Plan, eine antifaschistische Volks-
front zu schaffen, keinen Erfolg gehabt. Von einer
Erneuerung des Antifaschismus kann also keine
Rede sein.
Zum Mißerfolg der Aktion vom 3. Januar 1990 hat
sicherlich auch beigetragen, daß die Verbindungen

zum gerade überwundenen „Honecker-Sozialis-
mus“ sehr deutlich waren. Im Anschluß an die De-
monstration richtete die FDJ-Zeitung „Die Junge
Welt“ eine spezielle antifaschistische Seite ein, die
vom 4. Januar an jede Woche Plattform einer „brei-
ten antifaschistischen Abwehrfront gegen alle For-
men von Neonazismus“ sein sollte. In der ersten
Ausgabe findet sich ein ausdrücklicher Appell ge-
gen den Versuch, statt Antifaschismus vom „Anti-
nationalsozialismus“ zu sprechen, da dieser letztlich
antisozialistisch sein werde. In Anlehnung an Hein-
rich Mann heißt es: „Der neue Humanismus wird
sozialistisch sein.“27)
In der gleichen Ausgabe wird ausgerechnet das Mi-
nisterium für Staatssicherheit gerühmt, weil es „ne-
ben den vielen negativen Sachen, die über dieses
Ministerium an das Tageslicht gekommen sind“ ge-
rade bei der Abwehr der „Nazis“ eine gute Arbeit
geleistet habe. Deswegen solle der Teil des Ministe-
riums bestehen bleiben, der für dieses Gebiet ver-
antwortlich gewesen ist. Denn im früheren MfS
habe es auch viele gute, ehrliche Leute gegeben und
nicht nur „solche Verbrecher wie Mielke und Kon-
sorten“28). Kein Wunder, daß angesichts solcher
Äußerungen den Mitdemonstranten der SED/PDS
Bedenken kamen.
Der Versuch der SED/PDS, mit Hilfe antifaschisti-
scher Bündnisse verlorenes Terrain wiederzugewin-
nen, Macht, Einfluß und Positionen zu sichern,
mobilisierte in einem so erheblichen Umfange Ge-
genkräfte, daß ab Januar 1990 die Entmachtung
und Auflösung des Staatssicherheitsdienstes, die
Beseitigung personeller SED-Verflechtungen und
das Einheitsstreben verstärkt wurden. Insgesamt
hat die Aktion gegenüber der ursprünglichen Ab-
sicht genau die gegenteilige Wirkung gehabt. Wenn
der Antifaschismus dennoch weiter propagiert
wurde, mag das als Indiz für den ideologischen
Zusammenbruch der SED-Herrschaft gelten, der
jetzt der Antifaschismus als kleinster gemeinsamer
Nenner blieb. Das kann man dem Gründungsaufruf
„zur Gründung einer Organisation der Antifaschi-
sten der DDR“ vom März 1990 entnehmen. Dort
heißt es:



„Heute stehen wir gemeinsam in der großen Ver-
antwortung, die antifaschistischen Werte unserer
Gesellschaft entschlossen zu verteidigen und zu-
gleich in den begonnenen Prozeß zur Herstellung
der Einheit Deutschlands einen lebendigen und er-
neuerten Antifaschismus, getragen von einer brei-
ten demokratischen Basis, als aktives Element ein-
zubringen. Mit tiefer Sorge sehen wir aber auch die
Gefahren, die sich in unserem Lande zunehmend
für den Antifaschismus, Humanismus und die De-
mokratie auftun und die sich derzeit vor allem in
rechtsextremen, neonazistischen, antisemitischen,
revanchistischen, ausländerfeindlichen Erscheinun-
gen, in Verletzungen der Menschenwürde und Into-
leranz zeigen.“ Der Aufruf tritt auch für die Reha-
bilitierung „aller Opfer des Stalinismus“ ein und
erstrebt „unabhängig von politischer Ordnung,
Konfession, Nationalität und Hautfarbe“ ein „anti-
faschistisches Vaterland“. Abschließend heißt es
„Laßt uns im breitesten antifaschistischen Konsens
zusammengehen für die deutsche Volkssouveräni-
tät, für uneingeschränkte Menschenrechte und de-
mokratische Freiheiten, für die Rechte der Jugend
und der Frauen, für eine antifaschistisch-demokra-
tische und humanistische Bildungsarbeit, für soziale
Gerechtigkeit, für die Gleichberechtigung unserer
ausländischer Mitbürger, für eine Welt ohne Waf-
fen, für ein friedliches Europäisches Haus und eine
umweltfreundliche, auf den Wohlstand gerichtete
Zukunft der Menschen.“29 )

Dieser Gründungsaufruf ist in einer bezeichnenden
defensiven Sprache gehalten, enthält keinerlei An-
klänge mehr an sozialistische Vorstellungen, ist
aber gleichwohl von mobilisierender Kraft, vor
allem wegen des Hinweises auf akute „neonazi-
stische“ Gefahren.

Die Bedeutung des Antifaschismus hat auch da-
durch abgenommen, daß die Opposition sich dieses
Schlagwortes bediente, um sich selbst zu legitimie-
ren, Gegenaktionen der noch an der Macht befind-
lichen SED zu unterlaufen (die sich ja nicht gut
gegen den von ihr selbst propagierten Antifaschis-
mus wenden konnte) sowie insgesamt die SED und
die Linken in eine Verteidigungssituation zu drän-
gen, indem diese selbst dem Faschismusverdacht
ausgesetzt wurden.
So gelang es noch in der Endphase der DDR einem
nicht unmaßgeblichen Repräsentanten des Sy-
stems, dem Vorsitzenden der LDPD, Manfred Ger-

lach, Mitglied des Staatsrates sowie Justizminister
und nach der Wende zeitweilig amtierender Staats-
ratsvorsitzender, den Antifaschismus sowohl zur
Rechtfertigung der Blockbindung seiner Partei an
die SED heranzuziehen wie zugleich Selbständig-
keitsbestrebungen der Opposition antifaschistisch
zu begründen. Mittels des Antifaschismusbegriffs
wurden gegensätzliche Bestrebungen mit dem Ziel
der Selbstrechtfertigung und Selbstbehauptung zu-
sammengefaßt. In einer Rede zum 40. Jahrestag
der DDR stellte er fest: „Antifaschistische Politik
war und ist ihrer Bestimmung her demokratische
Politik, beruht sie doch auf den Lebensinteressen
aller Klassen, Schichten, . . . erinnert sei in dieser
Stunde an die Orientierung auf die antifaschistische
Umwälzung in Deutschland, die die demokrati-
schen Energien, den Erneuerungswillen und die
Bereitschaft zur historischen Wende, die nach der
Befreiung vom Faschismus überall im Lande zu ver-
spüren waren und die auch die LDPD auf ihre
Weise artikulierte, gleichsam bündelte, ihnen Ziel
und Richtung gab.“30 )

Zur gleichen Zeit diente das Antifaschismusargu-
ment Gerlach als Mittel, die SED zur Toleranz zu
mahnen. In einer Rede zum 100. Geburtstag von
Carl von Ossietzky heißt es: „Was Ossietzky quälte,
war die schreckliche Vorstellung, die Republik
könne an der gegenseitigen Unduldsamkeit der An-
tifaschisten unterschiedlicher Weitsicht zugrunde
gehen. Was Liberaldemokraten heute mit Sorge
erfüllt, ist, daß sich politische Wachsamkeit auch
gegen Bürger zu kehren beginnt, die sich, ihrem
demokratischen Verständnis von Humanismus, von
Da-sein für Mitmenschen folgend, kooperativ an
der Gestaltung des Sozialismus beteiligen wollen,
aber Gefahr laufen, als Quertreiber ausgegrenzt zu
werden. In diesen Fällen melden wir uns zu Wort
und sagen: Da wird guter Wille mißdeutet, da wer-
den kritische Gedanken als Ausfluß bürgerlicher
Ideologie in die anti-sozialistische Ecke gestellt, da
werden zuweilen Tatbereitschaft und Engagement,
nur weil sie sich nicht an gewohnte Regeln halten,
als oppositioneller Versuch zurückgewiesen, und da
wird die Frage, ob Militärparaden genauso wie frü-
her ihren Sinn hätten, kurzer Hand mit Relega-
tion von der erweiterten Oberschule geahndet,
die obendrein den Namen Carl von Ossietzkys
trägt.“31 )
Hier wird der Antifaschismus benutzt, um Mei-
nungsfreiheit für die sich im September 1989 for-



mierende DDR-Opposition zu beanspruchen und
sie moralisch zu adeln. Das unausgesprochene An-
gebot an die SED lautet: „Wir sind doch alle Anti-
faschisten. Verratet nicht den humanistischen Geist
des Antifaschismus, in dem Ihr repressive, also fa-
schistische Methoden anwendet.“
In ähnlicher Weise bedienten sich oppositionelle
Kräfte antinationalsozialistischer und antifaschisti-
scher Vorstellungen, offenbar um die SED an Ak-
tionen gegen die Opposition zu hindern. In Leipzig
wurde vor Beginn einer regimekritischen Demon-
stration am 4. September 1989 des Überfalls deut-
scher Truppen auf Polen und des namenlosen
Leids, das damit über unser Nachbarvolk herein-
brach, gedacht32). Hiergegen konnte die SED nicht
gut vorgehen. In einem vom Demokratischen Auf-
bruch im Oktober 1989 in Ost-Berlin anläßlich ei-
ner Demonstration verteilten Flugblatt wird die
Verwirklichung aller in der Verfassung garantierten
Menschenrechte gefordert, so u. a. das Recht auf
Freizügigkeit und auf Meinungsfreiheit mit der aus-
drücklichen Einschränkung: „außer wenn damit fa-
schistisches, chauvinistisches und militaristisches
Gedankengut propagiert wird“33).
Der DDR-Schriftsteller Rolf Schneider wandte sich
gegen die SED/PDS-Versuche, den Antifaschismus
im Januar 1990 zu instrumentalisieren mit der Be-
merkung, Neonazis in der DDR seien Fleisch vom
Fleisch der alten SED. Viele junge Neonazis kämen
aus kommunistischen Funktionärsfamilien. Die
SED/PDS sollte die Schuldfrage zuallererst bei sich
stellen. „Stattdessen ruft sie pathetisch nach einer
Einheitsfront gegen rechts4 und will das Land

.nicht zur Heimstatt von Faschisten* werden lassen.
Sie wirkt darin so glaubwürdig wie der Hitler-Sta-
lin-Pakt. Nun bleibt Antifaschismus einer von den
wenigen Begriffen, auf die sich in der DDR fast alle
Leute einigen lassen, er lädt darum förmlich ein zur
Demagogie.“ )34

Die SED/PDS sah sich öfter Angriffen ausgesetzt,
in denen sie und ihre Methoden mit nationalsozia-
listischen Vorgehensweisen verglichen wurden.
Selbst wenn es sich hier um polemische Angriffe
handelt, war sie doch in eine Defensivposition ver-
setzt, wenn solche elementaren Dinge wie Konzen-
trationslager vor und nach 1945 miteinander vergli-
chen wurden35). Auf diese Kritik reagiert die SED/
PDS und ihre vor allem intellektuelle Anhänger-
schaft mit Unsicherheit, teils aggressiv, teils defen-

siv, aber immer mit tagespolitischen, nie mit theo-
retisch vertieften Argumenten. So wird die Kritik
am Antifaschismus selbst oft als tendenziell „faschi-
stisch“ dargestellt. Die Funktion dieser Kritik am
Antifaschismus sei es, das antifaschistische Engage-
ment gegen die „Neofaschisten“, insbesondere ge-
gen die Republikaner abzuschwächen ).36

Eine andere Methode des Reagierens ist die selbst-
kritische Distanzierung vom „ritualisierten“ SED-
Antifaschismus. Die Schwierigkeiten, die mit dem
Antifaschismus nach der „Wende“ entstanden
seien, hätten ihre Ursache darin, daß der Antifa-
schismus zu den ehernen Prinzipien „einer in Ver-
ruf gekommenen Staatspolitik“ gehört habe. Die
Zunahme des Rechtsextremismus seit dem Herbst
1989 lege die Frage nach der Wirkung antifaschisti-
scher Erziehung nahe. „Der offizielle Umgang mit
dem Antifaschismus in der DDR hatte mehr und
mehr stalinistisch geprägte Herrschaftsstrukturen
zu legitimieren.“ Wegen des Mißbrauchs des Anti-
faschismus habe eine umfassende Humanisierung
der Gesellschaft in der DDR nicht erreicht werden
können. Die Chance, ihn zum Fundament einer
politischen Kultur nach 1945 zu machen, sei nicht
genutzt worden. „Andersdenkende“, d. h. Nichtso-
zialisten, seien ausgegrenzt worden. Es wird festge-
stellt, daß Faschismus und Stalinismus zwar von
ihrer Herkunft und Zielsetzung nicht übereinstim-
men, aber in einigen Formen der Herrschaftsstruk-
turen identisch zu sein „scheinen“. Die jetzt publi-
zierten Berichte über die Verfolgung von Walter
Janka37) legten vom „Faschismus übernommene
Verhaltensweisen offen. Antifaschistische Ideale
seien mit falschen Inhalten besetzt worden, so daß
man nunmehr vor einem Scherbenhaufen stehe.
Andererseits aber sei nicht zu übersehen, daß der
Antifaschismus Eingang in die Programmatik der
meisten politischen Bewegungen und Parteien nach
dem Oktober 1989 gefunden habe. Dieses Bekennt-
nis habe seine Ursache in der antifaschistischen
Identität der DDR. Aktueller Handlungsbedarf be-
stehe angesichts zunehmender rechtsradikaler und
neofaschistischer Erscheinungen. Allerdings be-
stehe die Schwierigkeit darin, einen Konsens für
eine Arbeit zu finden, die (antifaschistische) Ge-
meinsamkeiten höher stellt und ermöglicht 38).



Zur Selbstkritik am „ritualisierten“ Antifaschismus
gehört der unzutreffende Hinweis, man habe sich in
der DDR vor der Wende vom Oktober/November
1989 nicht wissenschaftlich mit dem Problem des
Faschismus auseinandergesetzt39 ). Einer der selte-
nen Versuche, das Versagen des staatsoffiziellen
Antifaschismus analytisch zu klären, besagt, daß
die DDR-Gesellschaft undifferenziert harmonisch
dargestellt worden sei. Dieses verkürzte und einsei-
tige Geschichtsbild habe eine wirkliche Auseinan-
dersetzung mit dem Faschismus unter dem Aspekt
der individuellen Schuld verhindert und die offene
Auseinandersetzung mit „neofaschistischen“ Ten-
denzen ausgeschlossen. Die DDR-Geschichte sei
zu undifferenziert als konfliktfreier, stetiger Weg
zum Besseren und nicht als widersprüchlicher,
opferreicher Entscheidungsprozeß dargestellt wor-
den40 ).

So lautet schließlich das Ergebnis, daß der Antifa-
schismus an sich zwar gut war, daß abr die Ver-

walter des antifaschistisch-demokratischen Erbes
sich als schlecht erwiesen haben41 ).

Der Antifaschismus hat auch nach den Erschütte-
rungen durch die „Wende“ seine emotionale Mobi-
lisierungskraft behalten, gerade weil er weniger ra-
tional und stärker emotional auftritt. Geschürt wird
die Angst vordem Rechtsextremismus — wirkungs-
voll deswegen, weil in der gegenwärtigen Über-
gangsphase Unsicherheit und Desorientierung zu-
genommen haben. Für die PDS ist der Antifaschis-
mus eine Art Lebensversicherung, denn es wird
schwerfallen, gegen diese Partei vorzugehen, wenn
sie vorgibt, gegen den Faschismus zu kämpfen und
das Erbe seiner Opfer zu wahren42 ). Deshalb war
es aus dieser Sicht auch durchaus konsequent, daß
trotz aller Unsicherheiten des Faschismusverständ-
nisses die Gründung eines „Bundes der Antifaschi-
sten“ Anfang 1990 energisch vorangetrieben
wurde.

III. Intellektuelle, die deutsche Einheit und der Antifaschismus

Intellektuellen und Künstlern in Ost und West
diente der Antifaschismus als Mittel, die Eigenart
der DDR zu erhalten und die Wiedervereinigung zu
verhindern. Diese antinationale Zielsetzung war
zugleich eine prosozialistische. Das Ziel war, unter
Ablehnung des verkürzt und verfälschend als „Sta-
linismus“ bezeichneten „real existierenden“ Sozia-
lismus eine sozialistische Erneuerung auf humanitä-
rer Basis zu erstreben — eine Möglichkeit, die nur
bei Aufrechterhaltung der Eigenstaatlichkeit der
DDR gesehen wurde. Die antifaschistisch-demo-
kratische Periode der SBZ bzw. DDR von 1945 bis
1949 wird als positive Zeit, als Aufbruch und Auf-
bau einer neuen, besseren Ordnung romantisiert.
Daß gerade diese Jahre eine Zeit schlimmsten sta-
linistischen Terrors waren, wird verdrängt. Die
Bundesrepublik gilt dem gegenüber als kapitali-
stisch, als Staat der Bourgeoisie, so daß eine Wie-
dervereinigung in Form eines „Anschlusses“ an die
Bundesrepublik das Ende jeglichen Sozialismus be-
deuten würde.

Ende November 1989 veröffentlichten zahlreiche
Intellektuelle und Künstler den Aufruf „Für unser
Land“, in dem es heißt: „Entweder können wir auf
der Eigenständigkeit der DDR bestehen und versu-
chen, mit allen unseren Kräften und in Zusammen-
arbeit mit denjenigen Staaten und Interessengrup-
pen, die dazu bereit sind, in unserem Land eine
solidarische Gesellschaft zu entwickeln, in der Frie-
den und soziale Gerechtigkeit, Freiheit des einzel-
nen, Freizügigkeit aller und die Bewahrung der
Umwelt gewährleistet sind. Oder wir müssen dul-
den, daß, veranlaßt durch starke ökonomische
Zwänge und durch unzumutbare Bedingungen, an
die einflußreiche Kreise aus Wirtschaft und Politik
in der Bundesrepublik ihre Hilfe für die DDR
knüpfen, ein Ausverkauf unserer materiellen und
moralischen Werte beginnt und über kurz oder lang
die Deutsche Demokratische Republik durch die
Bundesrepublik vereinnahmt wird. Laßt uns den
ersten Weg gehen. Noch haben wir die Chance, in
gleichberechtigter Nachbarschaft zu allen Staaten
Europas eine sozialistische Alternative zur Bundes-
republik zu entwickeln. Noch können wir uns be-



sinnen auf die antifaschistischen und humanisti-
schen Ideale, von denen wir einst ausgegangen
sind . . .")43

Dieser Aufruf wurde unterzeichnet von dem dama-
ligen Dresdner Oberbürgermeister Wolfgang Berg-
hofer (SED), einem oppositionellen Intellektuellen
wie Walter Janka, Schriftstellern wie Christa Wolf,
Volker Braun, Stefan Heym, dem evangelischen
Bischof Demke sowie zahlreichen Künstlern und
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens. Daß
auch Egon Krenz, damals noch Chef von Staat und
Partei, unterzeichnete, schadete der moralischen
Grundlage und Zielsetzung des Aufrufes sehr.

Der Antifaschismus wirkte hier als negative gesamt-
deutsche Klammer zwischen DDR-Sozialisten alter
und neuer Prägung und westdeutschen Linken, die
sich einig waren gegen eine deutsche Einheit, die als
kapitalistisch, imperialistisch, großdeutsch und als
Triumph über den Sozialismus aufgefaßt wurde.
Bei den Leipziger Montagsdemonstrationen, die of-
fiziell am 9. Oktober 1989 begannen — obwohl be-
reits seit dem 12. September 1989 Demonstratio-
nen stattfanden — tauchten erstmals am 6. Novem-
ber Parolen auf wie „Vom Stalin-Regen in die groß-
deutsche Traufe“. Den Höhepunkt derartiger Paro-
len brachte bezeichnenderweise die Demonstration
am 4. Dezember 1989, kurz nachdem der Aufruf
„Für unser Land“ veröffentlicht worden war. Unter
den zahlreichen „antifaschistischen“ und gegen die
Wiedervereinigung gerichteten Parolen hieß es:
„Für Antifaschismus, Demokratie, Pluralismus!“
— „Wiedervereinigung? Und wo bleibt der auf-
rechte Gang?“ — „DDR als Bundesland? Wer das
will, hat keinen Verstand!“ — „Wir lassen uns nicht
von Thyssen küssen!“ — „Der Schoß ist fruchtbar
noch, aus dem das kroch! Wiedervereinigung? Wir
wollen kein Viertes Reich!“ — „Jetzt keine Wieder-
vereinigung, sondern neuen Sozialismus!“444) Unter
den westdeutschen Intellektuellen haben sich nicht

wenige — von denen besonders Günter Grass her-
vorzuheben ist — mit antifaschistischen Argumen-
ten gegen die Einheit der Nation ausgesprochen.
Die Belastungen durch die nationalsozialistische
Vergangenheit, die Ängste der Nachbarn würden
den Verzicht auf ein einheitliches Deutschland ver-
langen, das oft als Großdeutschland oder als „Vier-
tes Reich“ bezeichnet wird45 ).
Mit der Erhaltung der DDR sollte der Sozialismus
gerettet werden, der, in seiner bisher „real existie-
renden“ Form gescheitert, nunmehr als Utopie prä-
sentiert wird. Es soll ein humanitärer Sozialismus
sein, der allerdings durch die deutsche Einheit ge-
fährdet werde, da Herstellung der Einheit Über-
greifen des Kapitalismus auch auf die bisherige
DDR bedeute.

Gerade hier ist die enge Verknüpfung von Sozialis-
mus und Antifaschismus deutlich zu erkennen. Das
wird selbst in einer verhältnismäßig abwägenden
Stellungnahme deutlich: „Natürlich, wer die deut-
sche Einheit lauthals fordert, ist nicht deshalb ein
Neonazi. Wer Kommunisten nicht mag oder kei-
ne(n) Farbige(n) heiraten will, ist darum kein Neo-
faschist. Antifaschisten denken so nicht . .. Anti-
faschismus ist mehr als Geschichtsaufarbeitung und
Heldenverehrung — es ist der offensive Streit
mit reaktionären, demokratiefeindlichen Positio-
nen.“46)
Stefan Heym vertritt die Ansicht, die Einheit werde
negative psychische Folgen haben, sie werde eine
Unsicherheit im Volke hervorrufen, die dazu führe,
daß neue Feinde — Juden, Kommunisten, Fremde
— gesucht werden 47 ). Auf diese Weise wird das alte
System moralisch gerechtfertigt nach dem Motto:
Es war zwar fehlerhaft, aber das eine muß man ihm
lassen — es war wenigstens konsequent antifaschi-
stisch.



IV. Funktion und Bedeutung des Antifaschismus nach der Wiedervereinigung

Die Ereignisse des Jahres 1990 haben das Selbstver-
ständnis der Antifaschisten in Ost und West wie auch
Ziel und Funktion des Antifaschismus beeinflußt. Es
ist sogar die Frage angebracht, ob die Wiedervereini-
gung zum Ende des Antifaschismus geführt habe.
Sicher hat sie eine andere Qualität bewirkt. Seit dem
Ende der DDR bezieht sich die „Bewältigung der
Vergangenheit“ nicht mehr ausschließlich auf das to-
talitäre System des Nationalsozialismus, sondern
auch auf die Herrschaft der SED.

Gesamtdeutsch ist immerhin das Bestreben, antifa-
schistische Aktionen mit dem in der Tat seit der
„Wende“ zunehmenden Rechtsextremismus zu
rechtfertigen. Zwar haben die Wahlergebnisse der
vier Wahlen (Volkskammer, Kommunalwahl.
Landtagswahlen und Bundestagswahl) in der ehe-
maligen DDR sowie die verschiedenen Wahlen in
der Bundesrepublik gezeigt, daß das Wählerpoten-
tial der Rechtsextremen gering ist, aktionistische
Gruppen, insbesondere Jugendliche, sind aber ver-
stärkt hervorgetreten. Die Aufmerksamkeit auf
diese Erscheinungen zu lenken und aus ihnen Da-
seinsberechtigung abzuleiten, ist das Bestreben
„antifaschistischer“ Organisationen in allen Teilen
Deutschlands. Unter dem Vorwand eines notwen-
digen Selbstschutzes gegen den „Faschismus“ wird
das staatliche Gewaltmonopol ausgehöhlt. Die
„Antifaschisten“ konzentrieren sich dabei auf aktu-
elle Erscheinungen — Schmierereien, Schlägereien
durch Skinheads und ähnliches —, die der Mobili-
sierung der eigenen Anhänger dienen. Eine theore-
tische Vertiefung und Analyse unterbleibt in der
Regel. Würde sie nämlich vorgenommen, käme an
den Tag, daß die Rechtsextremen weniger über
eine bestimmte Ideologie verfügen, sondern daß es
sich vielmehr weitgehend um Äußerungen von
Frustration und Enttäuschung, um soziale und poli-
tische Orientierungslosigkeit handelt. Diese Theo-
rielosigkeit ermöglicht gerade das Aufbauschen der
Gefahr; Ansätze sozialwissenschaftlicher Analyse
kommen zumeist zu gelassenen Einschätzungen48 ).
Schließlich dient der Antifaschismus der Suche
nach Bündnispartnern, insbesondere „Unverdäch-
tigen“ oder „Seriösen“ wie z. B. Christen49 ).

Die Auffassung, der Antifaschismus sei in Deutsch-
land nach 1945 eine Fundamentalnorm gewor-

den50), muß revidiert werden. Fundamental ist viel-
mehr der Wertewandel — fort von harten, asketi-
schen, Opfer und Verzicht fordernden Werten hin
zu hedonistischen, auf Selbstverwirklichung gerich-
teten Vorstellungen. In diesem Zusammenhang gilt
der „Faschismus“ als Symbol für alles Harte, Krie-
gerische, Opfer bis hin zum Leben Verlangende.
Hier liegt der entscheidende Grund, der gegen
einen Erfolg des Rechtsextremismus spricht. Zwar
bewirken Frustration, Suche nach Daseinssinn,
Enttäuschungen und Desorientierungen rechtsex-
treme Verhaltensweisen; von der Möglichkeit der
Wirklichkeitsgestaltung, der politischen Macht
bleiben die Rechtsextremen aber weit entfernt. Der
phrasenhafte Gebrauch des Antifaschismus wird
trotz der hier festgestellten Krise dieses Begriffs
jedoch Bedeutung behalten, da er für Begründun-
gen politischer Aktionen nützlich bleibt51).
Der Zusammenbruch des „real existierenden Sozia-
lismus“ hat dem von der DDR propagierten Antifa-
schismus einen schweren Schlag versetzt, weil sozia-
listische Theorien und die Kompetenz des Marxismus
zur Gesellschaftsdeutung erschüttert wurden. Des-
halb spielen marxistische Faschismuserklärungen so
gut wie keine Rolle mehr. Als Phrase, als Instrument
politischer Mobilisierung und Wirkfaktor emotiona-
ler Art wird er jedoch seine Bedeutung beibehalten.
Diese Aussage gilt für die Gegenwart. Da die pro-
gnostische Kompetenz der Sozialwissenschaften ge-
ring ist, soll hier nur mit aller Vorsicht angedeutet
werden, daß rechtsextreme Tendenzen — beispiels-
weise bewirkt durch soziale Probleme oder aufgrund
von ethnischen Spannungen durch Zuwanderer aus
der Dritten Welt — auch in Zukunft „antifaschisti-
sche“ Kampagnen ermöglichen werden. Gerade des-
wegen ist es aber heute und auch in Zukunft notwen-
dig, Ursachen und Anspruch des „Antifaschismus“
kritisch zu untersuchen.
Den Versuchen, die wehrhafte Demokratie als „fa-
schistisch“ zu diffamieren, kann nur durch einen
kämpferischen Antitotalitarismus begegnet werden.
In seiner propagandistischen Einseitigkeit hat der
Antifaschismus der Rechtfertigung der totalitären
SED-Herrschaft gedient. Diesen Mißbrauch gilt es zu
entlarven, da die Demokratie nur als antitotalitäre
Idee den Anfechtungen auf die Dauer wird widerste-
hen können.



Jens Reich

Wissenschaft und Politik
im deutschen Einigungsprozeß

Zuvor einige persönliche Bemerkungen, die jedoch
mit dem Thema sachlich verbunden sind: Ich habe
drei Jahrzehnte im naturwissenschaftlichen For-
schungssystem der DDR gearbeitet; zunächst an
der Friedrich-Schiller-Universität in Jena, später an
der Akademie der Wissenschaften in Berlin-Buch
(Zentralinstitut für Molekularbiologie), jedoch
nur in unteren und mittleren Funktionen; ich habe
es im übrigen ,bis an die Decke gebracht, die
man in politischer Distanz und ohne Parteizu-
gehörigkeit äußerstenfalls erreichen konnte,

nämlich Leiter einer Abteilung von acht bis zehn
wissenschaftlichen Mitarbeitern zu werden. Ich
hatte dann seit Anfang der achtziger Jahre politisch
motivierte Konflikte und konnte seither nur als ein-
facher wissenschaftlicher Mitarbeiter dabei sein.
Eine besondere Erfahrung für mich war, daß ich
zweimal für mehrere Jahre zu Arbeitsaufenthal-
ten in die Sowjetunion geschickt worden bin.
Dies gehört zu den prägenden Ereignissen meiner
wissenschaftlichen und persönlichen Entwick-
lung.

Die Naturwissenschaften, insbesondere auch die
mir nahestehenden Disziplinen Genetik und Mole-
kularbiologie, haben sehr zwiespältige Wertschät-
zung in der Praxis des ideologischen Systems des
Sozialismus (des dialektischen Materialismus) er-
fahren. Sie genossen einerseits unverhohlene Hoch-
achtung, weil sie sich mit der Erforschung und Be-
herrschung der Materie befaßten, deren Erschei-
nungsformen und Eigenschaften sich nichts von der
Ideologie vorschreiben ließen und daher von Partei-
tagsbeschlüssen und Zentralkomiteedekreten un-
beeinflußbar waren.
Andererseits blieben die Naturwissenschaften in ih-
ren Arbeitsergebnissen einigermaßen invariant oder
neutral gegen die alles beherrschenden politischen
Entscheidungen. Für die Politiker waren die Natur-
wissenschaftler deshalb nützliche, in ihrem störri-
schen Beharren auf ihren Idealen und Kriterien lä-
stige Esel. Ihre Arbeit war allenfalls von langfristi-
ger, nicht von aktueller Wichtigkeit. Für eine ge-
wisse Zeit konnte daher die Politik die Naturwissen-
schaftler mit inhaltlichen Anordnungen — die Ma-
terie habe sich so und so zu verhalten — malträtie-
ren, ohne daß die Folgen einen sofortigen Korrek-
turzwang bedeutet hätten. Eine direkte Politikrele-
vanz hatten nur die Natur- und technischen Wissen-
schaften des militärischen Bereichs, etwa die Kern-
physik. Entsprechend war ihre Sonderstellung.

I.

Den Vertretern der Wissenschaft ging es ähnlich
wie ihren Fächern. Sie waren zu politischem Ver-
halten gezwungen, obwohl ihre Tätigkeit mit Politik
nur wenig zu tun hatte. Sie hatten den steten Loya-
litätskonflikt auszutragen zwischen den Regeln und
Tatsachen ihres Faches und den Verhaltensweisen
und Pflichten in der Gesellschaft und in der Politik.
Der Konflikt begann in der Ausbildung, wo man
lernte, manche Defekte der fachlichen Erziehung
zu ertragen und verdrießlich das notwendige Pen-
sum an Gesellschaftswissenschaft einzupauken.
Schon im Studium entschied über den zukünftigen
Einsatzort und die Entwicklungsmöglichkeiten ne-
ben und oft vor den fachlichen Leistungen das poli-
tische Engagement. Da ein vordergründiges politi-
sches Bekenntnis dem naturwissenschaftlichen Be-
ruf gegenüber wesensfremd ist, erzeugte diese Ver-
schränkung die Einteilung der Naturwissenschaftler
in zwei Kategorien: Solche mit glatter Anpassung
an die Laufbahnerfordernisse und solche mit glatter
Anpassung an eine zurückgezogene, oft subalterne
Lebens- und Arbeitsweise. In die Alltagssprache
übersetzt: Die einen machten mit, um es als
Wissenschaftler so weit wie möglich zu brin-
gen (mit ihren kreativen Leistungen ebenso wie in
ihrer Karriere), die anderen, um so weit wie
möglich unbehelligt vor sich hinwerkeln zu kön-
nen.



II.

Die eigentlich stalinistische Periode war in der
Sowjetunion durch direkte politische Kommandos
an die Naturwissenschaftler gekennzeichnet. Das
Land war in einer Nachholperiode, und so ließ sich
der Kommandostil einigermaßen rational erklären.
Die sozialistische Gesellschaft hatte sozusagen das
Investitionsvorhaben „Industrialisierung" ange-
kauft und verlangte von Naturwissenschaft und
Technik nicht neue Erfindungen und Entdeckun-
gen, sondern die Anwendung vorhandenen Wissens
und die Meisterung importierter Technik.

Es ist erstaunlich und nach meiner Überzeugung
nur durch das Trägheitsmoment historischer Tradi-
tionen zu erklären, daß das begabte russische Volk
sogar unter diesen kreativitätsfeindlichen Bedin-
gungen noch große Leistungen hervorgebracht hat.
Hier hat die Akademie der Wissenschaften der
UdSSR, deren Teufelspakt mit dem neuen System
ihr das Überleben in den Wirren der Revolution
und Nachrevolution ermöglichte, die Hauptleistung
vollbracht. Es gelang ihr, für sich gewisse Frei-
räume zu bewahren und die Leistungskriterien der
Gelehrtenrepublik weitgehend zu verteidigen. Als
Eliteeinrichtung, die einen wesentlichen Anteil des
nationalen Konsums beanspruchte, konnte sie im
Bündnis mit dem ubiquitären (und ebenfalls tradi-
tionsreichen) Schlendrian wenigstens Oasen wis-
senschaftlicher Kreativität erhalten in der Wüste
des gesellschaftlichen Niederganges, der heute als
„Zeit der Stagnation“ bezeichnet wird.

Der zu zahlende Preis und die moralische Belastung
waren und sind hoch. Zu den Belastungen gehört
die Mißachtung der Entwicklung der Wissenschaf-
ten in den nicht-zentralen Gebieten Rußlands und
in den nicht-russischen Republiken. Außerdem die
Zugehörigkeit zur Herrschaftselite, die sie zum
konservativen Gesellschaftsfaktor werden ließ und
die sich zweifellos nachteilig in den kommenden
Wirren auswirken wird.

In der DDR wirkte die eigentliche stalinistische
Phase nur für ein Jahrzehnt und später nur noch mit
ihren Ausläufern. Wir waren vor allem das Opfer
der nachstalinistischen bürokratisch-administrati-
ven Periode der Wissenschaftspolitik. Sie war da-

durch gekennzeichnet, daß nicht mehr direkte Ein-
griffe in die Inhalte und Thesen der Wissenschaften
vorgenommen wurden, sondern unsere Gelehrten-
Teilrepublik in eine drückende, staubige Abhängig-
keit von der Büroherrschaft kam. Herrschaftswis-
sen trat immer mehr neben und oft vor das Fach-
wissen. Ein Institutsdirektor, der nicht über Partei-
und ZK-Kanäle darüber orientiert wurde, „wie der
Hase läuft“, wurde mehr und mehr zum altmodi-
schen Kauz, der nichts mehr beeinflussen und ent-
scheiden konnte und bestenfalls als Aushängeschild
taugte, wenn er Reputation hatte. Der Tendenz
nach mußte der junge Wissenschaftler, wenn er
über seinen Fachkirchturm hinauswachsen wollte,
zu einem sehr frühen Zeitpunkt konsequent den
Parteieintritt oder vergleichbar verpflichtende Be-
kenntnisse wählen.

In der Praxis wirkte sich das als eine eigenartige
Tributpflicht aus. Ich kenne einen begabten Wis-
senschaftler, der als Gegenleistung für ein halbes
Jahr Arbeit in Straßburg (über ein Wissenschafts-
abkommen) mehrere Jahre in unserer „Leitungsba-
racke“ zubringen mußte und dort in der Wissen-
schaftsbürokratie schmorte. Abends um fünf Uhr
kämpfte er sich dann in sein Labor durch, und wis-
senschaftliche Zeitschriften las er beim Mittages-
sen. Ein anderer hockte monatelang im wissen-
schaftlichen Sekretariat über Forschungspapieren
und durfte dafür für ein halbes Jahr nach London in
ein bekanntes College.

Eine wichtige Karriereleiter war die Stellung des
nicht hauptamtlichen Parteisekretärs in den kleinen
und mittleren Forschungsinstituten. Eine solche
Position war einflußreich, aber sehr unbequem,
auch für den politisch „überzeugten“ Wissenschaft-
ler. Er wurde im Konfliktfall zum Transmissionsrie-
men der eigentlichen Parteibürokratie, hatte Ent-
scheidungen ohne private Rücksichten „durchzu-
stellen“ und konnte dabei in erhebliche Konflikte
kommen. Außerdem bedeutete das Anwesenheits-
pflicht bei allen wichtigen und unwichtigen Bera-
tungen, Kumpanei bei den nächdienstlichen Zu-
sammenkünften und den jahrelangen Ausstieg aus
wirklich intensiver Forschungsarbeit. Es war Fron-
dienst als „Aufseher“.

lli

Das Karrieresystem der DDR-Naturwissenschaft
war politisch dominiert, aber fachlich verbrämt. Es
kam vor, daß mittelmäßige Wissenschaftler einen
steilen Aufstieg in die höchsten Etagen nahmen.

weil sie genug bürokratische Geschmeidigkeit auf-
brachten. Andere behielten die Begeisterung ihrer
jungen Jahre für ihr Fach und litten unter den De-
privationen des Aufstiegs, der aber Ruhm und Ehre



einbrachte und für internationale Verbindungen
unabdingbar war. Oberhalb eines gewissen „cei-
lings" (Bereichsleiter, Institutsdirektor) wurde der
Wissenschaftler zum „Nomenklaturkader“ und
konnte sich seinen eigentlichen Beruf im besten Fall
noch als Hobby leisten.

Ich möchte hier einschieben, daß mir bekannt ist,
wie stark auch das westliche Wissenschaftssystem
durch Beziehungsgeflechte und Bürokratie ver-
fremdet ist. Ich weiß auch um die Gefahr eines „un-
politischen“ Wissenschaftsbereiches, wenn es um
die Auswirkungen der Forschung auf die Gesell-
schaft und auf die Natur geht. Jedoch ist die abso-
lute Herrschaft politischer Leistungskriterien im
Karrieresystem von verheerender Wirkung auf das
Niveau der Forschungsergebnisse selbst: Sie bedeu-
tet einen nahezu unaufholbaren Auslesevorteil für
mittelmäßige, „fleißige“, nach Vorgabeplan ablau-
fende Forschung. Sie programmiert eine Wissen-
schaft der Jahres- und Fünfjahresplanerfüllung, der
vorhersehbaren und damit nicht kreativen Leistun-
gen.

Mit dem Karrieresystem verfilzt war das Privile-
giensystem. Soweit mir bekannt ist, hatten die Na-
turwissenschaftler nur beschränkte Privilegien. Es
war aber so, daß die Arbeitsmittel zum Privileg
wurden und Information zum Privateigentum.
Auch hier weiß ich, daß es im Westen ähnliche Ten-
denzen zu privilegierter Ausstattung und Informa-
tion gibt. Ihre gefährlichen Auswirkungen bei
„Vervollkommnung“ kann man bei uns studieren.

„Reisekader“ war ein besonderer Status, den man
nur bei zuverlässigem Wohlverhalten erwerben
konnte. Nach eingehender Personalüberprüfung,
an der auch das Ministerium für Staatssicherheit
verdeckt beteiligt war, erhielt man so das Recht, ins
Ausland zu Kongressen usw. zu fahren. Das Recht
wohlgemerkt; ob eine Reise zustande kam, hing
immer noch von tausend Imponderabilien ab, zum
Beispiel Finanzen, „wissenschaftspolitischen“ Ent-
scheidungen (West-Berlin war z. B. weitgehend
tabu, Israel nahezu völlig), der Ticket- und Visabü-
rokratie u. a. Visa durfte z. B. nur die zentrale
Dienststelle beantragen, deren Personal am Zu-
standekommen absolut uninteressiert war (außer
wenn es sich um einen mächtigen Chef handelte),
und häufig genug scheiterte eine Reise, weil das
Visum so spät beantragt war, daß es erst nach dem
Kongreß eintraf.

Der objektiv wissenschaftsfeindliche Charakter der
Reisekaderregelungen zeigte sich am schlagendsten
in der Bestimmung, daß man älter als 26 Jahre sein
mußte, um den Status zu erlangen! In manchen
Fächern hat man schon einen wesentlichen Anteil

seiner kreativen Phase hinter sich, wenn man dieses
Alter erreicht hat.
Kein Reisekader zu sein bedeutete, vom neuesten
Stand und von informellen Kenntnissen ausge-
schlossen zu sein. Ich habe diesen Mangelzustand
schmerzhaft durchlebt und schlußfolgere aus mei-
ner und vieler Kollegen Erfahrung, daß es in den
modernen Naturwissenschaften mit hoher Wahr-
scheinlichkeit unmöglich ist, vorzügliche Leistun-
gen zu erreichen, wenn man nicht internationale
Wissenschaftskontakte wahrnehmen kann.

Umgekehrt vermittelte der Reisekaderstatus Herr-
schaftswissen und langfristige persönliche Bezie-
hungen. Der aufstrebende Wissenschaftler konnte
(nicht immer!) in internationale Spitzeninstitute im
Ausland geschickt werden und dort fachliches
Know-how und persönliche Bindungen erwerben.
Für viele von ihnen hat sich das heute in Startkapital
verwandelt: Sie kennen ihre Evaluatoren, haben
hinreichend auffallende Publikationen als Autor
und Teilautor in guten Zeitschriften, einen guten
Ruf in internationalen Kreisen und damit große
Vorteile gegenüber denen, die schon früher unbe-
kannt bleiben mußten und auch heute nur schwer-
lich eine Chance haben, den Aufstieg zu schaffen.
Das Zwiespältige an dieser Situation ist, daß dieses
Auslesekriterium nunmehr objektiv gerechtfertigt
zu sein scheint. Es ist wirkliches Kapital, nicht nur
bürokratische Macht, die den Ausschlag gibt, und
es wurde vom Einzelnen hart erarbeitet. Die Unge-
rechtigkeit liegt nicht darin, daß der einzelne die
Chancen hatte, sondern daß sie den anderen ver-
wehrt war.

Zum Ausgleich der Chancen darf man jetzt nicht
in die wohlbekannte sozialistische Uravnilovka
(„Gleichmacherei“) verfallen und denen die wei-
tere Entwicklung sperren, die einige Chancen hat-
ten. Vielmehr muß man die Zukurzgekommenen
aufholen lassen. Ich möchte aus dieser Sicht die
vom Wissenschaftsrat vorgeschlagenen speziellen
Förderungsmaßnahmen junger Wissenschaftler
(Gastaufenthalte, Installierung informeller For-
schungsgruppen usw.) viermal unterstreichen; dazu
auch die Klammeranfügung „und in der Vergangen-
heit benachteiligte Wissenschaftler“. Fördermaß-
nahmen sollten so ausgelegt sein, daß sie zur Rück-
kehr in die Heimat „DDR“ anregen, obwohl man
so etwas natürlich nicht administrativ erzwingen
kann.

In der Spätphase der DDR kam es noch zu einer
Art inneren Reisekaderstatus, nämlich zum Status
des „Geheimnisträgers“. Nur sorgfältig ausge-
wählte und sicherheitsüberprüfte Mitarbeiter durf-
ten Kenntnis und Einsicht von Verschlußsachen
und „vergegenständlichten Geheimnissen“ erhal-



ten. In den letzten Jahren war dieses System so weit
vervollkommnet, daß man ohne diesen Status keine
Forschungspläne, Planstellenaufstellungen, Inve-
stitionsvorhaben, langfristige Projekte mehr zu Ge-
sicht bekam, geschweige denn darauf einwirken
konnte. Das führte zur Entfremdung des am Ge-
genstand arbeitenden Wissenschaftlers gegenüber
den gesellschaftlichen Verflechtungen seiner Ar-

beit. Er konnte nicht mehr verstehen, warum ge-
wisse Vorhaben eingestellt und andere begonnen
wurden und konnte sich mit seinen Ideen und Fra-
gestellungen nur nach vollzogenen Beschlüssen dar-
auf einstellen. Hartnäckiger Widerstand gegen
Themenänderungen waren dann oft die Folge, auch
dann, wenn solche Veranlassungen objektiv ge-
rechtfertigt waren.

IV.

Reisekaderstatus, Geheimnisträgerschaft und ähn-
liche bürokratisch definierte Qualifikationen hatten
nach meiner Meinung in der späten Phase der DDR
das Kennzeichen der Parteizugehörigkeit als Adels-
titel für Herrschaftsbefähigung ergänzt und vervoll-
ständigt. Hatte die Parteimitgliedschaft für man-
chen vielleicht noch ein ethisches Moment, nämlich
das Einstehen für die Vision einer gerechten Gesell-
schaft (was sich allerdings angesichts der harten
Realität zunehmend verflüchtigte), so verlangten
die vorher genannten Titel nur noch zuverlässiges
Funktionieren. Man mußte zum Beispiel zusichern,
seine privaten und dienstlich-freundschaftlichen
Kontakte zum Westen unter Genehmigungspflicht
zu stellen. Man hatte nach jeder Westreise einen
ausführlichen Bericht über alle Begegnungen und
ihre Umstände zu geben. Ich kenne diese Berichte
nur aus Erzählungen von Kollegen. Sie verlangten
zahlreiche Details und wurden zum Teil auf Daten-
erfassungsbögen kodiert und mithin vermutlich ge-
heimdienstlich gespeichert und verwertet. Außer-
dem weiß ich, daß nach gewissen Mitteilungen ohne
Wissen der vorgesetzten Stelle durch das Ministe-
rium für Staatssicherheit Kontakt aufgenommen
wurde zwecks genauerer Berichterstattung und ge-
gebenenfalls späterer Anwerbung des Berichten-
den oder von Personen, die durch die Berichte in-
teressant geworden waren.

Beides, Reisekaderstatus und Geheimnisträger-
schaft, waren Einstiegsschienen und Druckmittel für
die Zusammenarbeit mit der „Sicherheit“. Nur Per-
sonen mit eisernen Grundsätzen und festem Charak-
ter werden diesem Druck widerstanden haben. Ich
weiß, daß viele sehr unter den Verstrickungen gelit-
ten haben, und appelliere an die Milde des Urteils
von außen. Es war schwer, die nach einem sorgfältig
bedachten Einschleichsystem gestaffelten kleinen
und wachsenden Liebesdienste an einem bestimmten
Punkt zu verweigern, wenn der Lebensplan und der
berufliche Jugendtraum daran hingen.
Andererseits haben die vielen kleinen und großen
Kompromisse die ethische Basis unserer Berufung
ausgehöhlt und das Versagen auch der Naturwis-
senschaft vor dem System verursacht. Wir waren als
„Intelligenz“ relativ zur handarbeitenden Bevölke-
rung privilegiert, und wir haben uns durch diese
kleinen, billigen Privilegien vom Widerstand abhal-
ten lassen und die Solidarität unter uns versäumt.
Das Schandmal unseres Versagens ist der Fall Ro-
bert Havemann. Niemals hätten wir zulassen dür-
fen, daß dieser Naturwissenschaftler wegen seiner
politischen Überzeugungen von Lehrstuhl und Lei-
tungsfunktionen, aus der Akademiemitgliedschaft
und schließlich noch aus seinem Labor vertrieben
wurde und isoliert von der Gesellschaft seine letz-
ten kranken Tage verbringen mußte!

Es gibt noch andere Erbmale des Versagens der
Naturwissenschaften im östlichen Teil Deutsch-
lands. Auch sie sind so schwerwiegend wie die mo-
ralischen Schwächen.

Wir haben aus einer Haltung des „Ich kann ja doch
nichts ändern!“ zugelassen, daß die Gesellschaft
und speziell die Wirtschaft immer tiefer in die Inno-
vationskrise und die ökologische Krise geriet. Wir
Biologen und Mediziner haben zum Beispiel wider-

standslos akzeptiert, daß die verheerenden Kenn-
ziffern der ökologischen Misere verschleiert, ver-
schwiegen oder mit geschlossenen Augen gar nicht
erhoben wurden. Wir wußten aus den Veröffentli-
chungen der internationalen Wissenschaft über die
anwachsenden globalen Gefahren für Luft, Wasser,
Boden, Ernährung und Gesundheit und haben die
Vogel-Strauß-Politik der Geheimniskrämerei zum
Teil mitgetragen, zum Teil geduldet, zum Teil zuge-
lassen.



Nur wenige in leitenden Stellungen haben hier Wi-
derstand geleistet, und das nur hinter verschlosse-
nen Türen und in Gestalt von Petitionen vor dem
absoluten Herrscher. Ein Augenbrauenrunzeln des
Kreisparteisekretärs der Akademie brachte sie zum
Schweigen. Daß die Ausstattung mit Forschungs-
mitteln unzureichend war, wurde immer wieder an-
gemerkt, allerdings durch demütige Kratzfüße ab-
geschwächt. Daß das ganze Land in eine Katastro-
phe geriet, das haben wir als Stand mitzuverantwor-
ten. Wir wußten um die ominösen Vorzeichen, und
wir wußten auch genau, in welcher Form damit
umzugehen wäre: Zumindest eine wissenschaftlich
exakte Bestandsaufnahme war notwendig, wurde
aber unterdrückt.
Ich muß auch auf unser Versagen vor der Jugend
eingehen. Ich selbst habe mich der Verantwortung
entzogen, als sich die völlige politische Gleichschal-
tung der Universitäten Ende der sechziger Jahre
abzeichnete. Ich bin zur Akademie gegangen, um
nicht in Gewissenskonflikte zu kommen. Die Aka-
demie der Wissenschaften war viele Jahre lang ein
Rückzugsfeld für unbequeme Wissenschaftler oder
Wissenschaftler mit politischen Skrupeln. Ich
wollte als Person überleben und habe das kleinere
Übel gewählt. Ich habe da nichts Unrechtes getan,
aber Tausende solcher Ausweichmanöver zusam-
men haben die Verantwortungsflucht der ganzen
Gesellschaft ergeben. Im Bereich der Universität
hat es dazu geführt, daß der akademischen Jugend

ein angepaßtes Verhalten vorgelebt wurde: Der
Assistent, der die politischen Pflichtübungen absol-
vierte; der Dozent, der schweren Herzens den Ein-
satz im Zivilverteidigungslager befehligte (und
seine Skrupel auch durchblicken ließ); der Profes-
sor, der salbungsvolle politische Kotaus verlas —
alle im Bestreben, wenigstens einen letzten Rest an
Bewegungsfreiheit für die Wissenschaft zu retten
(von den persönlichen Ambitionen einmal abgese-
hen).
Wir alle haben unserer geliebten Wissenschaft über
den Winter geholfen, haben aber an der Verlänge-
rung des Winters mitgewirkt. Der Jugend wurde ein
sichtbares, aber zweifelhaftes Vorbild geboten, und
der Verfallsprozeß dauerte zu lange — wir dürfen
uns nicht wundem über das Ergebnis, mit dem wir
jetzt dastehen, nämlich einer Wissenschaft, die so
mittelmäßig ist, daß ihre Zerschlagung offenbar von
vielen für das kleinere Übel gegenüber einer Re-
form gehalten wird. In einem höheren Sinne wird
Verramschen für billiger gehalten als Sanieren.
Nicht nur im Westen, von wo arrogante Töne zu uns
dringen. Auch bei uns — in Regierung, Parlament
und Öffentlichkeit — ist das Prestige der Forschung
und Wissenschaft, auch der Naturwissenschaft, der
Universitäten und der Akademien gesunken, und
es hat keinen Sinn, daß wir uns empören und uns für
ungerecht behandelt erklären. Wir waren Opfer
und Täter, Mitverursacher und Betroffene unserer
Krise, und das müssen wir offen aussprechen.

VI.

Ich komme zur Einschätzung des Leistungsstandes
unserer Naturwissenschaft. Vorher aber noch ei-
nige Worte zum früheren Mittelvergabe- und Be-
wertungssystem der Forschung. Im Prinzip hatten
wir ein modernes Grantsystem. Die Anträge und
Begründungen lesen sich nicht prinzipiell anders als
bei der DFG oder bei ausländischen Geldgebern.
Anträge und Berichte sind eine mißliche Sache,
weil sie im Grunde keine eigentlichen wissenschaft-
lichen Aktivitäten sind. Sie sind der gewaltigen
Breitenentwicklung der wissenschaftlichen For-
schung geschuldet, die wir doch sonst als Fortschritt
feiern. In früheren Jahrhunderten brachte man An-
träge vor Herrschern oder Mäzenen bei Hof oder
im Salon mündlich vor, verband das mit geselliger
Causerie. Es ist fraglich, ob das immer angenehmer
war als der heutige Papierkrieg. Und für Berichte
haben wir die Form der wissenschaftlichen Mittei-
lung, Originalpublikationen usw., so daß jede Bü-
rokratie auch hier ein Notbehelf ist, damit die über
die Bestätigung oder Neuvergabe Entscheidenden

nicht noch inhaltliche Tiefenstudien auf einem Ge-
biet außerhalb ihrer präzisen Kompetenz treiben
müssen.

Der Hauptnachteil unseres Systems war, daß das
Vergaberecht weitgehend mit der administrativen
Struktur zusammenfiel. Gegen die Leitung bekam
man kein Thema durch, und ein Thema, das nicht
mehr genehm war. hatte alle Mühe, sich über Was-
ser zu halten. Weiterhin war ein Kardinalübel, daß
nur formal über Mittel, Geräte. Planstellen. Litera-
tur usw. verhandelt wurde. Der wissenschaftlichen
Forschung wurde ein völlig unpassendes System
von Jahresplänen und Fünfjahresplänen aufgeprägt
(daß es auch in der Wirtschaft nicht funktionierte,
steht auf einem anderen Blatt).

Das Entwürdigendste waren die Berichte. Zur Ein-
schätzung gab es eine Nomenklatur, die von BES1
zu BES3 reichte und die die internationale Bedeu-
tung eines Forschungsergebnisses — ähnlich wie



eine Schulnote — einschätzen sollte. BES1 hieß
z. B. „weltstandsbestimmende Leistung“, BES2
„den Weltstand mitbestimmend“ und BES3 „welt-
standserreichende Leistung“. Da kaum For-
schungsvorhaben genehmigt wurden, wenn sie
nicht als Ziel BES1 oder BES2 aufwiesen, mußte
der beantragende Forscher bei der Eröffnung seine
Erwartungshaltung kräftig aufblasen und hatte spä-
ter, da im Sozialismus die Nichterfüllung eines Pla-
nes das größte Übel war, die unangenehme Auf-
gabe, die „geplante“ Leistung in der geplanten
(oder überbotenen) Qualität zu erbringen. Das Er-
gebnis war eine Inflation von internationalen Spit-
zenleistungen in den Abschlußberichten — und da-
bei kaum Zitierungen in der internationalen Litera-
tur, kein Nobelpreis, kaum anerkannte Spitzenlei-

stungen. Ich habe einmal versucht, eine realistische
Beurteilung eines Ergebnisses in den Bericht zu
schreiben: Er wurde mir nicht abgenommen, und
ich bekam die Auflage, in Nacharbeiten das ge-
wünschte Ergebnis zu erzielen — auf dem Papier!

Ich kann nur betonen, daß selbst unter diesen Be-
dingungen gute Leistungen vollbracht wurden
durch den Einsatz von Wissenschaftlern, die alles
für ihren Beruf gaben. Sie waren Meister der Im-
provisation, um mit bürokratischen wie technischen
Hindernissen und Versorgungsmängeln fertig zu
werden. Manche wichtige Biochemikalie und man-
cher Rechner wurden aus dem Reisetaschengeld
erworben und auf illegalem Weg am Zoll vorbei in
die DDR gebracht.

VII.

Im Herbst 1989 brach das politische System zu-
sammen. Es kam zu großen Umwälzungen in Wirt-
schaft und Gesellschaft. Die Wissenschaft blieb da-
bei recht konservativ und wurde nur langsam von
den Veränderungen erfaßt. Im administrativen Be-
reich wurden nur sehr zögernd demokratische Ver-
fahren eingeführt. Das gegenseitige Abstützen von
„Seilschaften“ verhinderte grundlegende Verände-
rungen in der Wissenschaft, wie sie eigentlich das
Kennzeichen einer wirklichen Revolution wären. In
manchen Instituten fanden politische Vertrauens-
abstimmungen über die Leitung statt. Sie gingen
meistens mit einem positiven Votum aus, weil die
ratlosen Mitarbeiter das Institut angesichts der dro-
henden „Evaluationen“ nicht völlig kopflos machen
wollten. Es ist auch vorgekommen, daß nach ver-
nichtendem Mißtrauensvotum die Betreffenden
trotzdem in ihren Funktionen blieben, da keine
rechtliche Handhabe für ihre Ablösung vorhanden
war.

Dann kam die stürmische Vereinigung. Sie brachte
die Wissenschaft aus ihren gewachsenen Anpassun-
gen in völlig inkompatible Strukturen. Sie legte
auch eine kardinale Fehlentwicklung der DDR-
Wissenschaft bloß: zuviel Personal. Es war eben
einfacher, eine neue Hilfskraft einzustellen als ei-
nen Computer zu importieren, und außerdem war
es Staatspolitik, Vollbeschäftigung zu garantieren,
so daß der in den kreativen Bereichen so nötige
„Durchlauf“ administrativ behindert oder unmög-
lich war. Als überwiegend öffentlicher Dienst geriet
die Wissenschaft unter Sparzwang. Entwicklungen
und Korrekturen, die unter normalen Bedingungen

bei vorhandener Einsicht und Beschlußlage Jahre
gedauert hätten, werden in wenigen Monaten
durchlaufen.

Hier kommt ein soziales Problem hinzu, das durch
die Wirtschaftslage noch erheblich gesteigert wird.
Jeder sieht ein, daß die Personalausstattung redu-
ziert werden muß. Geschieht das schockartig, dann
bestimmt die Administration, wer entlassen wird.
Sie macht sich selbst unentbehrlich und wirft vor
allem den akademischen Mittelbau — Hilfskräfte,
Ingenieure, technische Assistentinnen usw. — auf
die Straße. Unter den Bedingungen der Massenar-
beitslosigkeit und des Konkurses zahlreicher Indu-
strie- und Landwirtschaftsbetriebe haben diese
Menschen nur geringe Chancen, in absehbarer Zeit
wieder eingegliedert zu werden. Besonders die älte-
ren Mitarbeiterinnen werden also nach jahrzehnte-
langem Einsatz für die Forschung zu Arbeitslosen
mit geringen Vermittlungschancen. Das ist eine
große Ungerechtigkeit, denn diese Generation hat
bereits das Leiden der Teilung und des administra-
tiven Kommandosystems ertragen und wird jetzt
um ihren Lebensplan gebracht. Das Effektivitäts-
prinzip kollidiert mit dem sozialen Gewissen.

Es fehlt oft an Verständnis und Solidarität aus dem
Westen. Mit dem Blick auf die Weiterexistenz der
„alten Seilschaften“ wird die Wissenschaftsland-
schaft der DDR zur „Wüste“ erklärt. Sachlich ist an
diesen Urteilen einiges richtig. Ich habe ja selber
zuvor Argumente dafür geliefert, allerdings nicht so
apodiktische. Trotzdem möchte ich an die Kollegia-
lität appellieren. So hochnäsig kann nur formulie-
ren, wem das Verständnis für die Geschichte und



Verstrickungen unserer Wissenschaftlergeneratio-
nen abgeht.

Hätte Stalin 1945 in Jalta auf einer Südzone bestan-
den und nicht drei Millionen Soldaten auf die Er-
oberung von Berlin konzentriert, sondern wäre er

von Budapest und Wien weiter nach Bayern mar-
schiert, dann wären die, die jetzt so leichthin urtei-
len, heute in unserer Lage. So hat uns Geopolitik
und Geographie in diese Lage gebracht, und wir
können, denke ich, auf Solidarität rechnen, wenn
wir uns aus ihr befreien wollen.

VIII.

Wie kann man helfen, was soll man tun? Hier gibt
es keine Rezepte und Pläne; aber man kann einige
Prinzipien angeben.

Zuerst: Die Grundlagenwissenschaft war in der
ehemaligen DDR so ungleichgewichtig verteilt, daß
man den Brocken nicht in Länderhoheit geben
kann. Dann haben die einen (Mecklenburg) gar
nichts, und die anderen (Berlin) finanzieren über-
proportional, d. h. subventionieren strukturmäßig
ins Leere.
Dann: Alle Erfahrungen zeigen, daß Neugründung
vor Umbau gehen muß. Wie Max Planck erkannt
hat: Die Verteidiger der alten Konzepte werden
nicht überzeugt werden, sie werden aussterben. Da-
her ist es wichtig, die großen Institute so aufzufan-
gen, daß verjüngte Neugründungen möglich und
förderbar sind. Es sollte möglich sein, kleine Insti-
tute oder Forschergruppen zu bilden. Bewähren sie
sich, dann können sie wachsen, wenn die augen-
blickliche Wirtschaftskrise überwunden ist. Bewäh-
ren sie sich nicht, dann kann man sie nach fünf oder
zehn Jahren eingehen lassen.
Dabei sollten den Jüngeren und den früher benach-
teiligten Älteren besondere Chancen geboten wer-
den. Sind die Strukturen schlank genug, dann kön-
nen diese Wissenschaftler auch leitende Positionen
übernehmen und müssen nicht Jahrzehnte Kletter-
erfahrung im Finanzierungs- und Verwaltungsge-
hölz der Bundesrepublik mitbringen.
Nach dem Ersten Weltkrieg gab es eine Notgemein-
schaft deutscher Wissenschaft, eine Stiftung, die die
gleiche Aufgabe erfüllt hat, die heute vor uns steht:
den Zusammenbruch an sich lebenswerter Struktu-
ren durch zeitweilige politische und wirtschaftliche
Wirren zu verhindern. Sie wurde, wenn ich genau
orientiert bin, von der Wirtschaft finanziert. Nach
meiner Meinung brauchten wir eine solche natio-

nale Stiftung. Sie könnte neu wachsende Gruppen
finanzieren und gezielt für junge Leute (und, ich
wiederhole immer wieder: früher benachteiligte äl-
tere) Stipendien, Reisen und Ausrüstungen verge-
ben. Man sollte großzügig bei der Zulassung sein;
die Spreu schnell vom Weizen zu sondern, dürfte in
der Wissenschaft kein Problem sein.

Wir stehen vor der Regeneration der Wissenschaft
nach zwei Generationen bürokratischer Entartung.
Das Dilemma ist, daß dieser Prozeß nicht natur-
wüchsig verlaufen kann, sondern gesteuert werden
muß und damit wieder in die Gefahr der Admini-
stration gerät. Wir müssen an unterbrochene Tradi-
tionen wieder anknüpfen; wir müssen verhindern,
daß ein Kahlschlag der Jugend und des Unter- und
Mittelbaus stattfindet.

Evaluation ist dringend nötig; wir selbst aber schaf-
fen das nicht allein. Wir müssen auch die Leitungs-
ebene verjüngen. Kein Forscher über fünfzig sollte
sich sperren, wenn es möglich ist, daß er in die
zweite Reihe tritt. Auch den Vorruhestand kann
man so gestalten, daß man noch an der Forschung
teilnehmen kann und nicht der Jugend die Arbeits-
möglichkeit versperrt.

Aber Evaluation muß mit Fingerspitzengefühl er-
folgen; sie sollte Entflechtung zum Hauptziel ma-
chen. Einfach „50 Prozent müssen raus, dann könnt
ihr weitermachen“ zu sagen, ist nicht hilfreich, weil
die Entscheidungen, wer gehen muß, dann von den
falschen Gruppen getroffen werden. Mit Finger-
spitzengefühl auch, weil der Evaluationsvorgang
bei Problemen des Ausmaßes, wie wir sie vorliegen
haben, etwas sehr Demütigendes haben kann. Für
viele Kollegen wird er bedeuten, daß ihr Lebens-
plan gescheitert ist, ohne daß sie eine Chance erhal-
ten haben, nach ihren eigenen kreativen Grenzen
zu suchen.



IX.

Meine Einstellung zu den gegenwärtig in der Nach-
folge des Einigungsvertrages ablaufenden „Ab-
wicklungen“ ist sehr zwiespältig. Die Betroffenen
gestehen zumindest verbal die Notwendigkeit der
Erneuerung ein, berufen sich aber auf die Univer-
sitätsautonomie und wollen das selbst, ohne Ein-
griff des Staates, gestalten. Die Administration
wirft ihnen vor, daß sie über ein Jahr Zeit gehabt
hätten, damit anzufangen, und daß sie bewiesen
hätten, daß ein geschlossenes System sich nicht
selbst erneuern kann. Die ganze Verhandlung
kommt mir wie ein Zivilverfahren vor, in dem der
Richter befangen und selber Partei ist, während der
Beklagte verlangt, daß er über das Streitobjekt
selbst Recht sprechen darf.

Von spontaner Erneuerung ist in der Tat bis jetzt
nicht viel zu bemerken. Umbenennungen und Pro-
klamationen herrschen vor. Auch die Studentenbe-
wegung ist merkwürdig defensiv. Sie hat im Som-
mer vor der Volkskammer vehement demonstriert
— für ihre Stipendien und Wohnheime. Das ist legi-
tim. Aber ich habe den Studenten schon damals,
vor der Volkskammer, meine Verwunderung dar-
über gesagt, daß sie gar keine Transparente über
neue Studiengänge, Seminare, Lehrinhalte, Kon-
zepte, Philosophien und pädagogische Programme
mit sich führen. Von der studentischen Jugend wäre
zu erwarten, daß sie vielleicht übers Ziel hinaus
schießt, nicht aber, daß sie in der zweiten Reihe für
soziale Absicherung streitet. Ich muß das auch jetzt
wiederholen, wo ihr Kampf sich offenbar haupt-
sächlich um die Fortführung und Anerkennung ih-
res Studienganges dreht. Entsprechend eng ist die

studentische Solidarität. An den Aktionen nehmen
die unmittelbar Betroffenen teil, während die ande-
ren Fakultäten sich zurückhalten.

Andererseits halte ich die Abwicklung ganzer Insti-
tute und Fakultäten für einen sehr bedenklichen
Eingriff. Die „Autonomie der Universität“, die nun
wirklich jahrzehntelang nur ein Fetzen Papier war,
kann nicht durch ein Staatsdekret mit Abwicklung
unliebsamer Dozenten und Professoren adminstra-
tiv in Gang gesetzt werden. Da wird nur wieder
neue Beflissenheit und Ergebenheit gegenüber der
Obrigkeit das Ergebnis sein.

Mein Ideal wäre eine Art Sängerwettstreit auf der
Wartburg: Jeder, der sich um einen Lehrauftrag
bewirbt, sollte Gelegenheit zu einem öffentlichen
Auftritt, schriftlich — z. B. in der „Leipziger
Volkszeitung“ — und mündlich in einem großen
Hörsaal bekommen, wo er sein Programm darlegen
kann. Dann können Bürgerschaft und Studenten-
schaft sich einschreiben, bei wem sie zuhören möch-
ten, und nach einem Semester Lehrtätigkeit wird
nach sehr intensiver Anhörung über die Professo-
renstellen entschieden. Ich bin sicher, daß die Holz-
köpfe, Dogmatiker und Schönredner bei einer sol-
chen Prüfung durchfallen und trotzdem nicht be-
haupten können, sie hätten keine Chance gehabt.

Zum Abschluß möchte ich wiederholen, was ich in
meiner Abschiedsrede in der Volkskammer gesagt
habe: Die deutsche Einigung ist ein Epochenwech-
sel; sie ist zu wichtig, als daß sie für eine große Zahl
Betroffener zur Erinnerung an ein gebrochenes
Versprechen, an einen Dolchstoß werden darf!



Rolf Schörken

Zur Ausgangslage der politischen Bildung in den
neuen Bundesländern

I. Die Gefahr einer Flucht aus dem Politischen

Der vielkommentierte Paradigmenwechsel der So-
zialwissenschaften in den siebziger Jahren war ein
mattes Säuseln gegenüber dem Paradigmenwech-
sel, wie er derzeit in Wissenschaft und Schule der
ehemaligen DDR vor sich geht. Das gilt auch für
alles, was mit politischer Bildung zu tun hat. Vom
Erfolg der politischen Bildung hängt aber zu einem
nicht geringen Teil die Übernahme demokratischer
Werte und somit ein Stück Zukunft für uns alle
ab.
In den fünf neuen Ländern wird mit Hochdruck an
neuen Lehrplänen und Unterrichtskonzepten der
politischen Bildung — genauer: des Geschichtsun-
terrichts und der „Gesellschaftslehre“ — gearbei-
tet. Der Eifer freilich überdeckt manche Unsicher-
heit: Soll es z. B. spezifische, auf die besonderen
Verhältnisse der fünf neuen Bundesländer zuge-
schnittene Lehrpläne und Lehrbücher geben, oder
soll man sich an das halten, was in den alten Bun-
desländern gebräuchlich ist? Überwiegend scheint
der letztere Weg betreten zu werden. Die Ge-
schichtslehrbücher der Bundesrepublik werden vie-
lerorts direkt übernommen, bei der Lehrplanarbeit
geben die westdeutschen Lehrpläne die Muster ab.
Möglichst rasch soll der Zug auf neuem Gleis wei-
terfahren.
So verständlich diese Verfahrensweise angesichts
des Zeitdrucks ist, unter dem die Schulverwaltun-
gen stehen, so ist doch die Gefahr mit Händen zu
greifen, daß an der falschen Stelle angesetzt wird.
Westdeutsche Lehrpläne und Lehrbücher können
nur dann eine pädagogisch sinnvolle Funktion aus-
üben, wenn die Ausgangslage der Schüler hüben
wie drüben dieselbe oder doch sehr ähnlich ist. Was
aber, wenn sie sehr verschieden ist? Dann werden
die Schüler drüben an der falschen Stelle „abge-
holt“.
Damit hängt aber noch eine andere, vielleicht grö-
ßere Gefahr zusammen — die Gefahr einer drohen-
den Entpolitisierung ) der politischen Bildung. Die1

ersten Anzeichen dafür waren bereits bald nach der
„Wende“ zu erkennen, als die alte Staatsbürger-
kunde mancherorts durch eine Art Philosophie-
oder Ethikunterricht ersetzt wurde; erste Versuche
einer nichtmarxistischen politischen Bildung setz-
ten bei einer altertümelnden Gemeinschaftserzie-
hung (Verhalten im Straßenverkehr, richtiges Zäh-
neputzen usw.) an. Auf anderer Ebene zeugte die
rasche Umbenennung von ML-Instituten in „Insti-
tut für Gesellschaftslehren“ von derselben Verle-
genheit, was denn nun eigentlich an die Stelle der
alten Muster gesetzt werden sollte.
Diese raschen, verlegenen Ersatzlösungen mögen
Oberflächenerscheinungen gewesen sein. Die Ge-
fahr des Apolitischen reicht jedoch tiefer und hat
viele Gesichter:
— Viele Schüler, jahrelang mit einer Staatsideolo-
gie gefüttert, dürften — deutlich gesagt — zunächst
einmal die Nase voll haben und ihre Abneigung
leicht auf die Politik und das Gemeinwesen allge-
mein übertragen.
— Viele Lehrer, jahrelang an autoritäre Führung
gewöhnt, werden vermutlich nicht so rasch ihre
Furcht los, etwas „Falsches“ zu sagen, gerade auch
unter den ungeklärten Lehrplanbedingungen in der
gegenwärtigen Übergangsphase. (Das eigentümlich
Verdruckste in vielen Diskussionen auf Tagungen
in der ehemaligen DDR ist nicht nur mir, sondern
auch vielen anderen aufgefallen.)
— In einem politischen System, das dem Kollekti-
ven prinzipiell den Vorrang vor dem Privaten gab,
hat sich ein großer Nachholbedarf an privater Le-
bensgestaltung aufgestaut. Das fördert die Abwen-
dung von der Politik.
— Habitualisierte Verhaltensweisen — wie z. B.
das Sich-Unauffällig-Machen — können in der Re-
gel nicht von heute auf morgen abgelegt werden.
— Auf Situationen raschesten Normen- und Werte-
wandels pflegen die meisten Menschen mit ver-



mehrter Unsicherheit zu reagieren. Auch dadurch
wird die Abwendung vom Politischen gefördert.

— Für die Bewohner der ehemaligen DDR war
etwas anderes mit „Politik“ verbunden als für die
Bewohner der Bundesrepublik: dogmatische
Lehre, ein umfangreiches, bis tief in den Alltag rei-
chendes politisches Ritual (freiwillige Verpflichtun-
gen, Versammlungen aller Art, Aufmärsche, Fest-
spiele, Feiern, Fahnenkult usw.), große Vorsicht
bei Meinungsäußerungen, Allgegenwärtigsein von
Überwachung — lauter Momente, die eher eine
emotionale Abwendung als eine Hinwendung zur
Politik begünstigen.

Schlechte Zeiten mithin für politische Bildung! So
könnte man jedenfalls vermuten. Diese allgemeine
Einschätzung genügt aber noch nicht, um zu einem

genaueren Bild der Vorbedingungen für eine künf-
tige politische Bildung zu gelangen. Es ist nötig,
über (mindestens) vier Komplexe eines möglichen
jugendlichen Mentalitätswandels näheren Auf-
schluß zu bekommen:
1, über die emotionalen Einstellungen Jugendli-

cher gegenüber der „Wende“ im Herbst 1989;
2. über das Maß von Fremdheit zwischen der Ju-

gend hüben und drüben, wie es sich durch vier-
zigjährige Trennung entwickelt hat;

3. über das Maß der Verwurzelung des marxistisch-
leninistischen Denkens bei DDR-Jugendlichen,
und

4. über die Aufnahmebereitschaft gegenüber dem
westlichen System parlamentarischer Demokra-
tie.

II. Zur politischen Mentalität Jugendlicher in der ehemaligen DDR

Um erste Auskünfte über diese Fragen zum
Zwecke didaktischer Weiterarbeit in die Hand zu
bekommen, habe ich im Juni/Juli 1990 eine Befra-
gung von DDR-Jugendlichen zwischen 17 und
27 Jahren durchgeführt. Es handelte sich dabei
nicht um eine repräsentative Umfrage, sondern um
eine Ein-Mann-Initiative2) mit begrenzten Mög-
lichkeiten, die man vielleicht als Momentaufnahme
einer in Fluß befindlichen politischen Mentalitäts-
entwicklung bezeichnen kann3). Besonders erfreu-
lich war die Bereitschaft zu ausführlichen Antwor-
ten. Viele Fragebögen waren auf der Rückseite, am
Rand oder in Form beigefügter Briefe so ausgiebig
kommentiert, daß sich fast schon ein Interview-
charakter ergab. Offenbar haben viele Jugendliche
die Fragen als eine Art Gesprächsangebot verstan-
den.

1. Emotionale Einstellungen gegenüber der
„Wende“

Die Vorstellungen von den Ereignissen im Herbst
1989 und den durch sie ausgelösten Gefühlen sind
bei den meisten Zeitgenossen — nicht nur im We-
sten — von den Bildern des Fernsehens geprägt
worden, die um die Welt gingen: Jubel, sprachlose
Erschütterung, Weinen, die „Wahnsinn!“-Ausrufe.
Aber Bilder können täuschen. Die meisten Men-
schen — auch die Jugendlichen — in der DDR wa-
ren „weit vom Schuß“, irgendwo in der Provinz und
gar nicht sehr beteiligt; sie erfuhren die Gescheh-
nisse genau wie die Bürger im Westen erst aus dem
Fernsehen, wechselten von einer Passivität in die
andere. Wenn etwas mit einem geschieht, reagiert
man in der Regel anders — verdrossener —, als
wenn man es selbst macht. Nicht wenige aber waren
ja auch selbst aktiv geworden. So erschien es mir
keineswegs von vornherein ausgemacht, daß die
Einstellungen gegenüber den Herbstereignissen
auch nur einigermaßen einheitlich wären.

Meine Frage 1.1 lautete: „Wie würden Sie Ihre
damaligen Gefühle gegenüber den Herbstereignis-
sen bezeichnen?“ Ich gab als Antwortvorgabe fünf
graduelle Abstufungen. Das Ergebnis lautete:

Begeisterung 17,6%
Freude und Befriedigung 26,7%
Zurückhaltende Zustimmung 33.0%
Zweifel 22,1%
Enttäuschung, Ablehnung 0,6%

Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß sich die
große Mehrheit zu den Herbstereignissen bekennt;
aber es ist nicht die Begeisterung, nicht einmal die



Freude und Befriedigung, sondern die zurückhal-
tende Zustimmung, die am häufigsten angekreuzt
wurde. Aus den vielen Kommentaren zu dieser
Frage wird deutlich, wie dieses eigentümlich gebro-
chene Resultat zu verstehen ist: Kaum einer der
Kommentare ist frei vom Motiv „Zukunftsangst“,
das in mehreren Varianten auftritt — als Sorge um
eine rechtslastige politische Entwicklung, als Ent-
täuschung, daß die in der „friedlichen Revolution“
maßgebenden Kräfte so rasch von den Parteien ver-
drängt wurden, und als Sorge um die berufliche
Zukunft. Dieses Motiv wird auch von denen geäu-
ßert, die „Freude und Befriedigung“ empfunden
haben; bei den Zweifelnden wird es stark hervorge-
hoben. Die äußerst geringe Zahl der Ablehnenden
bedeutet übrigens nicht — worauf ich hier schon
hinweisen möchte —, daß die Spuren des alten Re-
gimes so gut wie verschwunden seien (vgl. dazu
Kapitel II. 3.).

Mit dem Ankreuzen der Stichwörter war aber noch
nicht geklärt, in welchen Verständnisrahmen die
Befragten die Herbstereignisse einordneten. Bei
meinen Zusatzfragen stellte sich heraus, daß die
große Mehrzahl das Ende der DDR als den „Zu-
sammenbruch des Honecker-Regimes“ verstanden
(80 %). Nur eine Minderheit (13, %) sah darin vor
allem den Zusammenbruch des „real existierenden
Sozialismus“ und eine noch kleinere Zahl (6,4%)
ein Symptom für die „welt
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weite Krise des marxisti-
schen Sozialismus bzw. der Planwirtschaft“ ). Of-
fenkundig herrschte eine Neigung zur engsten dies-
bezüglichen Interpretation vor. Man mag daraus
schließen, daß die Aufmerksamkeit der DDR-Ju-
gendlichen stark auf das eigene Land und weit weni-
ger stark auf die Weltereignisse gerichtet war
— was recht normal und nicht weiter bemerkens-
wert wäre; es kann aber auch bedeuten, daß hier
eine Art Schadensbegrenzungsmechanik am Werk
war: Wenn man das Honecker-Regime — das übri-
gens oft mit den Epitheta „Altmännerriege“ oder
„verrottet“ bezeichnet wurde — abschreibt, muß
man noch lange nicht den gesamten marxistischen
Sozialismus in Frage stellen.

Auch bei den Zweifelnden oder Enttäuschten
wollte ich herausfinden, worauf sich ihre Enttäu-
schung richtete: auf den Verlust einer Idee, einer
Hoffnung, auf den Verlust realer Errungenschaften
oder auf die persönliche Zukunftsunsicherheit.
Nach den Kommentaren zur ersten Frage war damit
zu rechnen, daß die Zukunftsunsicherheit an erster
Stelle stehen würde. Das war keineswegs der Fall;
57% bezeichneten den Verlust einer Hoffnung, ei-

ner Idee, als den Grund ihrer Enttäuschungsge-
fühle5). Das ist ein bemerkenswerter Tatbestand,
denn er signalisiert, daß — auch angesichts einer
weitreichenden Zustimmung zu den Herbstereig-
nissen — Merkmale einer Sinnkrise bei den Ju-
gendlichen anzutreffen sind. Die angesprochene
Hoffnung oder Idee kann nur der Sozialismus sein,
und der Verlust wird als schmerzlich empfunden.
Einige Kommentare: „Obwohl ich mich über die
Revolution freute, ist es traurig, daß eine Idee wie
der Sozialismus an der Habgier und der Herrsch-
sucht der Menschen scheiterte!“ — „Mir persönlich
tun die Leute wie Marx, Engels und Lenin leid, weil
ihre Ziele, eine bessere Gesellschaft aufzubauen,
mißbraucht wurden.“
Offenkundig ist die Idee des Sozialismus, die
Menschheitsutopie, erheblich stärker im Bewußt-
sein der jungen Leute verankert als die Bindung an
das SED-Regime und den DDR-Sozialismus. Hier
ist ein Punkt, von dem man sagen kann, daß die
sozialistische Erziehung nicht ohne Wirkung geblie-
ben ist. Die Bindungen scheinen aber eher im Hu-
manen und Ideellen als im Realpolitischen, eher in
den psychischen Tiefenschichten als an der Oberflä-
che zu liegen6).

Die folgende Frage hat ein besonderes Gewicht:
„Haben Sie das Gefühl, in den vergangenen Jahren
irgendwie betrogen worden zu sein?“ 83,7% ant-
worteten mit „Ja“, 16,3% antworteten mit
„Nein“7). Das Ergebnis ist deutlich genug! Man
möchte sagen: Wiederum eine betrogene Genera-
tion in Deutschland, zum zweitenmal in einem hal-
ben Jahrhundert . . . Gerade die „Jugend 1945“
hatte sich als betrogen empfunden, und zwar nicht
nur die Hitlergläubigen8). Auch jetzt, 1990, sind es



in der DDR nicht nur die enttäuschten Anhänger
des Sozialismus, die mit „Ja“ geantwortet haben,
vielmehr zieht sich dieses Gefühl durch die ver-
schiedenen Positionen. Natürlich ist das Betrogen-
sein-Motiv eine subjektive Deutung. Deshalb ist es
nötig, Näheres darüber zu erfahren. Worum fühlte
man sich betrogen?

12,5% gaben an: um reale Berufsmöglichkeiten,
23,4%: um Lebensgenuß und 64,1%: um Lebens-
zeit und Lebenssinn. Hier wird bestätigt, was sich
schon vorher andeutete: Die Wende wurde (auch)
als Sinnkrise erlebt. Eine große Mehrheit der Be-
fragten wählt die radikalste Deutung: Wer sich um
Lebenszeit und Lebenssinn betrogen fühlt, fühlt
sich um das schlechthin Einmalige, nicht Nachhol-
bare betrogen. Diese Antwort macht glaubhaft, daß
die Abneigung gegen die SED-Herrschaft sehr tief
in die Psyche hinabreicht. Vermutlich wird deshalb
die Aufarbeitung lange Zeit in Anspruch nehmen.
Von dieser Aufarbeitung hängt Entscheidendes ab:
Wenn es bei dem Gefühl des Beleidigtseins bleibt,
wird die Abwendung vom Politischen die Folge
sein. Andererseits kann auch der Impuls daraus
erwachsen: „Ein weiteres Mal lasse ich mich nicht
betrügen!“ — und das wäre keine schlechte Voraus-
setzung für einen wachsamen demokratischen Bür-
ger.

2. Wie tief ist die Kluft, die durch die Jugend
geht?

Zu den Alpträumen der älteren Generation, die die
Einheit Deutschlands noch als Selbstverständlich-
keit erlebt hatte, gehörte die Vorstellung, daß sich
die Jugend in beiden Teilen Deutschlands einander
völlig entfremden würde und eine Verständigung
auf die Dauer gar nicht mehr möglich sei. Plausible
Gründe für solche Sorgen gab es in Fülle: Feind-
schaftserziehung gegenüber dem „Klassenfeind“,
Beargwöhnung selbst harmlosester Westkontakte,
Abqualifizierung westlicher Medieneinflüsse in der
DDR u. a. m. Inzwischen hat sich die Sorge im gro-
ßen und ganzen als hinfällig erwiesen. Es gibt offen-
kundig keine unüberwindbaren Schwierigkeiten
zwischen der Jugend hüben und drüben. Dennoch:
Sind da nicht Widerhaken im gegenseitigen Ver-
ständnis geblieben, geht die Jugend hier mit der
Jugend dort wirklich von gleich zu gleich um? Fühlt
sich die Jugend in der ehemaligen DDR in gewisser
Weise nicht doch als etwas Eigenes? Mit anderen
Worten: Gibt es so etwas wie eine DDR-Identität
als verbindendes Gefühl bei dieser Jugend?
Die ganz überwiegende Zahl der Befragten
(84,7%) hat „Stolz“ auf die DDR empfunden. An
erster Stelle wird hier der Sport genannt, an zweiter
Stelle die „sozialen Errungenschaften“ (gesicherter
Arbeitsplatz, Kinderbetreuung, niedrige Lebens-

haltungskosten), es folgen „Bildung und Kultur“
sowie „Ausländerfreundlichkeit“. Sehr deutlich
wird an den Antworten, daß dieser Stolz ganz un-
ideologisch verstanden wird: „In erster Linie ist es
das Heimatgefühl. Ich bin hier geboren, ich lebe
hier, ich gehöre hierher.“ Oder: „Ich bin in Leipzig
aufgewachsen, habe hier Freunde, stehe hier meine
Ängste aus, erlebe hier meine Freuden. Ich glaube,
eine gewisse Verbundenheit mit der DDR als Land
(ohne an die Regierung zu denken) hat fast jeder
hier.“ Die Verbundenheit unter denselben Lebens-
bedingungen ist es, die eine Art DDR-Identität
geschaffen hat; hier wird die vierzigjährige Sonder-
entwicklung in ihren Wirkungen greifbar, und zwar
unterhalb der ideologischen Ebene.
Über das Sonderbewußtsein der DDR-Jugendli-
chen geben auch die Antworten auf die Frage, wie
sie denn die „Wessies“ einschätzten, eine recht dra-
stische Auskunft. An keiner Stelle des Fragebogens
sind die Antworten so einheitlich wie bei den Fra-
gen: „Gibt es bestimmte Dinge an den ,Wessies‘,
die Ihnen auf die Nerven gehen?“ und „Gibt es
Dinge, die Ihnen an den ,Wessies1 gefallen?“ Zur
ersten Frage wird ausnahmslos gesagt: Arroganz,
Überlegenheitsgefühle, Überheblichkeit, Bemitlei-
den der DDR-ler, „Be-positive-Getue“ und Ähnli-
ches, was auf derselben Linie hegt. Was an den
„Wessies“ gefällt, wird bezeichnet mit Wörtern wie
locker, lässig, flippig, nicht so verklemmt, weltof-
fen, kontaktfreudig, natürlich, wortgewandt, Fä-
higkeit zu freiem Vortrag, rhetorisch überlegen.

Indirekt wird in den Antworten zur zweiten Frage
ein gewisses eigenes Unterlegenheitsgefühl spür-
bar: Offenbar hat man den Eindruck, gegenüber
den „Wessies“ ein bißchen steif und gehemmt zu
wirken9). Auch wird in manchen Kommentaren
Verletzbarkeit erkennbar, die gewiß aus ähnlichen
Wurzeln erwächst. Deutlich ist jedenfalls, daß es
(noch?) ein Wir-Gefühl unter den Jugendlichen der
DDR gibt und die „Wessies“ (noch?) als etwas
Fremdes betrachtet werden — wobei die Fremd-
heitsschwelle aber nicht sehr hoch ist, u. a. auch
deshalb nicht, weil (wie an anderen Stellen der
Befragung klar wird) eine einheitliche internatio-
nale Jugendkultur in Musik, Kleidung, Sprachgeba-
ren und Lebensstil rasche Verbindungen schafft.

3. Zur Verwurzelung marxistisch-leninistischer
Denkstrukturen

Der „ML“ — wie der Marxismus-Leninismus in der
DDR kurz genannt wurde — gab nicht nur das



oberste Normensystem ab, sondern war unmittel-
bar für die Staatsbürgerkunde und den Geschichts-
unterricht maßgebend. Er bestimmte Ziele und In-
halte der Lehrpläne und die Struktur der Lehrbü-
cher. Das einheitlich eingeführte Lehrbuchwerk
„Geschichte 5 — 10“ des Verlags Volk und Wissen
zum Beispiel war nach den Denkstrukturen des ML
aufgebaut, ohne dies freilich deutlich zu sagen, so
daß den Schülern das ML-Geschichtsbild als etwas
scheinbar Natürliches, der Realgeschichte Inne-
wohnendes erscheinen mußte.

Aber es gab bei den Schülern auch Abwehrmecha-
nismen gegenüber dem Monopolanspruch des ML.
„Ich schaltete meine Ohren sofort auf Durchzug“,
schreibt eine 18jährige Schülerin in einem Fragebo-
gen, „aber jetzt allmählich meine ich, mich mit den
Dingen doch einmal beschäftigen zu müssen.“ Sol-
che Stimmen dürfen aber nicht den Blick davor ver-
schließen, daß gerade die Sinngebungskompetenz
des ML — eine seiner großen Stärken — viele be-
gabte und an Fragen des Gemeinwesens interes-
sierte Schüler erreichte. Sie sind jetzt mit einer Si-
tuation konfrontiert, in der das alles nicht mehr gilt.
Aber: Gilt es wirklich nicht mehr? Ist der ML nicht
eine Lehre, deren theoretische Bedeutung weit
über die Wellenschläge der Gegenwartsereignisse
hinausreicht? Seine ungewöhnliche Fähigkeit, auch

in ausweglosen Situationen seine Anhänger in ihren
Überzeugungen zu stärken, hat der ML ja oft genug
bewiesen — während des Spanischen Bürgerkriegs,
im Dritten Reich und in Nachkriegskrisen.
Für eine künftige politische Bildung ist es von be-
sonderer Bedeutung zu wissen, was von den Denk-
strukturen des ML bei den jungen Leuten die
„Wende“ überlebt hat. Es gibt möglicherweise Be-
wußtseinsbestände. die vom ML „besetzt“, und an-
dere, die „frei“ sind für Neues. Dies muß man,
wenigstens in einigen Umrissen, abschätzen kön-
nen, wenn man didaktisch Weiterarbeiten will.
Angesichts der hohen Zustimmung zur „Wende“
überrascht es, daß immerhin 78,1 % die Frage: „Be-
deuten für Sie die Herbstereignisse 1989 das Ende
der marxistischen Geschichtsauffassung?“ mit
„Nein“ beantworteten. Offenkundig sind für die
Mehrzahl der Befragten die realpolitische Situation
und die Ideologie etwas sehr Verschiedenes.
Kann man mithin davon ausgehen, daß der ML
noch festgegründet im Bewußtsein sitzt? Das wäre
zu vereinfacht gesehen, wie die Antworten auf die
folgende Frage zeigen, mit der ich ein differenzier-
teres Bild anzielte als mit der vorigen, pauschal
gehaltenen Frage. Gefragt wurde, ob die genannten
Teillehren des ML für unhaltbar oder nach wie vor
für gültig angesehen wurden:

Auffallend an dieser Bewertung ist der sehr hohe
Wert für „unhaltbar“ bei der führenden Rolle der
Arbeiterklasse. Dazu steht in einem Gegensatz die
hohe Gültigkeitsbewertung beim Klassenkampf
und auch noch bei der ersten, verwandten Frage
nach der gesetzmäßigen Abfolge der Gesellschafts-
formationen in der Geschichte. Bei Frage 3 und 4
ist das Ergebnis zwar nicht sehr signifikant, aber
doch so, daß hier eine Mehrheit für „unhaltbar“
plädiert.

Das Ergebnis erscheint unstimmig, freilich nur auf
den ersten Blick. Die drei letzten Teillehren besit-
zen Realitätsnähe und sind aus dem eigenen Erfah-
rungsbereich bis zu einem gewissen Grad überprüf-

bar. zum mindesten aber erreichbar. Man konnte
sich aus dem eigenen Erleben ein Urteil zu Punkt 5
bilden; bei Punkt 3 ist es immerhin möglich, aus
dem zeitgeschichtlichen Horizont Unstimmigkeiten
der Lehre zu erkennen — etwa imperialistische Po-
litik, hinter der keineswegs der Kapitalismus als
Treibkraft steht. Ähnliches gilt für die Ideologie-
lehre, die ja die Antwort schuldig bleibt auf die sich
aufdrängende Erfahrung etwa von der Überlegen-
heit westlicher Wissenschaft. Die beiden ersten
Teillehren kann man dagegen viel schwerer für „un-
haltbar“ erklären, weil sie nicht nur eine Gesamt-
übersicht über die Weltgeschichte voraussetzen,
sondern weil eine Kritik nur möglich ist. wenn man
über alternative Denkmodelle verfügt.



Man kann, wenn man dieser — freilich sehr schma-
len — Zahlenbasis folgt, von einer asymmetrischen
Abtragung des ML sprechen. Bestimmte Momente
oder Teillehren scheinen recht stabil zu sein; entwe-
der, weil ihnen eine starke Sinngebungskompetenz
innewohnt oder weil sie wegen ihres hohen Theore-
tisierungsgrads nur schwer von der Kritik des „un-
geübten“ einzelnen zu erreichen sind. Dazu gehö-
ren in erster Linie die obersten, auf den gesamten
Geschichtsprozeß und gleichzeitig auf die Zu-
kunftsgestaltung zielenden Vorstellungen einer ge-
rechten Menschheitsordnung und vom zwar mühe-
vollen, aber doch gesetzmäßigen Weg dorthin.
Ganz anders sieht es mit den Momenten der Dok-
trin aus, die näher an der praktischen Politik gela-
gert sind. Diese scheinen sich in voller Auflösung zu
befinden. Der ML ähnelt im Bewußtsein der Ju-
gendlichen der ehemaligen DDR einem Gebäude,
das baufällig ist: Einzelne Stockwerke sind noch
begehbar, andere nicht mehr. Man darf vermuten:
Es bröckelt weiter.

4. Aufnahmebereitschaft gegenüber der westlichen
parlamentarischen Demokratie

Wenn alte Bewußtseinsbestände ihre Wirksamkeit
verlieren, bedeutet dies noch nicht, daß automa-
tisch etwas Neues an ihre Stelle träte. Die westli-
chen Demokratien galten jahrzehntelang als Feind.
Nun findet man sich plötzlich, noch atemlos, als
Teil dieser Welt. Viele Menschen haben das als eine
Art Überwältigung oder Überrumpelung erlebt.
Zum Zeitpunkt der Befragung hatte die DDR-Be-
völkerung ihre ersten Erfahrungen mit Parlamenta-
rismus und Mehrparteiensystem gemacht — ge-
nauer gesagt: mit einem Vierteljahr erster Gehver-
suche der neuen Volkskammer nach den Märzwah-
len 1990. Es handelte sich dabei um eine sehr tran-
sitorische Phase des neuen demokratischen Sy-
stems. Vermutlich haben sich auch angesichts der
raschen politischen Weiterentwicklung die Einstel-
lungen inzwischen wiederum verändert. Die Befra-
gung hält eine Momentaufnahme fest, aber vor al-
lem macht sie auf eine Gefahr aufmerksam, der die
politische Didaktik große Wachsamkeit widmen
muß.

Es geht um die Frage, wie die politische Entwick-
lung nach den Herbstereignissen beurteilt wurde.
Dabei wird eine Umkehrung der günstigen Bewer-
tungen der Herbstereignisse sichtbar. Etwa die
Hälfte der Befragten (48%) hat keine Antwort ge-
geben. Von der anderen Hälfte kommen überwie-
gend, nämlich zu 68 % skeptische bis äußerst ableh-
nende Beurteilungen; nur ein Viertel der Beant-
worter fühlt sich in seiner günstigen Anfangsbeur-

teilung der Herbstereignisse bestätigt, 6,4% drük-
ken sich unentschieden aus10).

Diese Zahlen signalisieren einen deutlichen Stim-
mungseinbruch. Die anfängliche Freude und Be-
friedigung hat sich nur selten als dauerhaft erwie-
sen. Neue Motive des Zweifels, ja der Ablehnung
sind hinzugekommen. Die meisten der genannten
Motive sind aus Presse und Medien bekannt und
überraschen nicht besonders: Man fürchtet sich vor
der Macht der D-Mark; man möchte nicht so rasch
wiedervereinigt werden; nicht wenige sind ganz ge-
gen eine Wiedervereinigung; man bedauert, daß die
Initiativgruppen des Herbstes von der Bildfläche
verschwunden sind. Es kommt aber noch ein weite-
rer Komplex hinzu: Das neue Parteiwesen und die
Arbeit der Volkskammer werden durchweg ver-
nichtend beurteilt.

„Geschrei über Bonzen-Privilegien der SED — und
nun Politiker, die sich in ihrer Selbstherrlichkeit
sonnen und als erstes an ihre Privilegien denken.
Statt SED-Diktatur jetzt eine arrogante CDU, die
die Opposition ausgrenzt. Größter Fehler war die
Abschaffung des Runden Tisches.“ — „Mit dieser
Regierung wird genauso Macht und keine Demo-
kratie vertreten wie mit der unter Honecker.“ —
„Ich bin traurig, daß die Ideale des Neuen Forums
von CDU/CSU, die in den Oktobertagen nicht auf-
traten, verraten und mit Geld übergangen wurden.“
In diesen und anderen Kommentaren wird deutlich,
daß die CDU mit dem großen Geld identifiziert
wird. Für die SPD sieht das Bild nicht besser aus:
Sie kommt überhaupt nicht vor.

Die ersten Schritte der westlichen Demokratie auf
dem Boden der DDR haben jedenfalls nicht für die
Demokratie geworben, sondern förmlich einen
Fundus für negative Einstellungen angelegt. Aus
der Aufbruchstimmung des Herbstes 1989 ist im
Sommer 1990 eine mürrische Passivität gegenüber
den demokratischen Gehversuchen geworden.

Mir scheinen darin zwei unterschiedliche Momente
zum Ausdruck zu kommen: Zum einen war diese
Mißstimmung eine unmittelbare Spiegelung der
vielfach problematischen, zeitweise ganz unglückli-
chen Arbeit der Volkskammer nach den Märzwah-
len; zum anderen aber — und dieser Tatbestand ist
für die politische Bildungbedenkenswert — kommt
in den negativen Urteilen auch ein gut Teil Unver-
ständnis für Meinungsunterschiede, parlamentari-



sehen Streit, Parteientaktik und zeitraubendes Rin-
gen um Lösungen zum Ausdruck. Man ist ungehal-
ten über mangelnde Einigkeit, wünscht entschlosse-
nes Handeln, hat wenig Sinn für unterschiedliche
Interessenlagen. Ich halte dies auch für die Nach-
wirkung einer jahrzehntelangen Konsenserzie-
hung11), die wahrscheinlich tief eingewurzelt ist
und sich der Reflexion nicht leicht öffnet. Man kann

im Grunde nicht recht verstehen, warum sich die
Parteien im Parlament stundenlange Redeschlach-
ten liefern und es so schwer ist, handlungsfähige
Mehrheiten zustandezubringen. (Ich erinnere mich
sehr wohl, daß in den Jahren 1948/49 die Grundein-
stellungen im Westen gegenüber der frühen Arbeit
der Länderparlamente und des Bundestages gerade
bei der Jugend ganz ähnlich waren.)

III. Zusammenfassung der Ergebnisse und didaktische Konsequenzen

1. Die Jugend der ehemaligen DDR ist, was ihr
politisches Denken betrifft, eine „Jugend auf dem
Wege“. Im Spektrum der politischen Mentalitäten
hat es im Sommer 1990 sehr wenig feste Positionen
links und rechts gegeben, aber viel Unsicherheit
und Nachdenklichkeit bei der großen Mittelgruppe.
Nicht zu verkennen ist der Stimmungsumschwung
im Frühjahr 1990 von einer eher optimistischen zu
einer vorwiegend pessimistischen Lageeinschät-
zung. Insgesamt herrscht eine starke Turbulenz vor.
Zweifel an der Richtigkeit der Entwicklung gibt es
selbst bei denen, die die Herbstereignisse freudig
begrüßten, andererseits lassen nach wie vor über-
zeugte Marxisten die Honecker-Regierung und den
SED-Sozialismus ohne Bedauern „abfahren“.

2. Es kann kein Zweifel sein, daß es so etwas wie
eine „DDR-Identität“ bzw. — um diesen totgere-
deten Begriff zu vermeiden — ein Gemeinsam-
keits- und Zusammengehörigkeitsgefühl der DDR-
Jugendlichen im Sommer 1990 gegeben hat. Dieses
versteht sich nicht als politische Ideologie, sondern
läßt sich am besten mit Wörtern bezeichnen, die die
Befragten selbst gewählt haben: „Heimat“, „unser
Land“, „gemeinsame Lebensbedingungen“, „Soli-
darität“. Dieses Gemeinsamkeitsgefühl wird sich
auch nach der staatlichen Vereinigung nicht über
Nacht in Luft auflösen.
3. Es ist im Verhältnis der DDR-Jugend zu den
westlichen Jugendlichen eine Spannung erkennbar,
die aber nicht besonders tief geht und bereits in
spöttischen Bemerkungen ihr Ventil findet. Bemer-
kenswerter dürfte ein gewisses Minderwertigkeits-
gefühl, verbunden mit eigener Verletzbarkeit, auf
Seiten der DDR-Jugend sein.
4. Für den überwiegenden Teil der Befragten gilt,
daß die Festigkeit marxistisch-leninistischer Über-
zeugungen — wenn es sie denn je bei größeren Tei-
len der Jugend gegeben hat — stark abgebröckelt

und teilweise schon aufgelöst ist. An bestimmten
Punkten — z. B. der angeblichen Überlegenheit
der Planwirtschaft, der führenden Rolle der Arbei-
terklasse und der Diktatur des Proletariats —
scheint sie bereits völlig unglaubwürdig geworden
zu sein und darf als erledigt gelten. Dagegen kann
keine Rede davon sein, daß sich die Idee des Sozia-
lismus als politische Konzeption humanen Zusam-
menlebens ähnlich aufgebraucht hätte. Die Aufzeh-
rung des ML verläuft unregelmäßig: Je allgemeiner
die Idee, um so stärker ist die Beharrungskraft; je
konkreter das Erscheinungsbild, um so deutlicher
ist die Ablehnung. Auf jeden Fall aber gilt: Die
Jugend befindet sich noch mitten in der Auseinan-
dersetzung.

5. Der wichtigste Befund auf diesem Feld scheint
mir kein intellektueller, sondern ein emotionaler zu 
sein: das weit verbreitete Gefühl des Betrogenwor-
denseins. Gefühle dieser Art sitzen tief und sind
langfristig wirksam. Mit einiger Sicherheit führen
sie dazu, daß das blauäugige Aufschauen zu politi-
schen Führern, verbunden gar noch mit letzten
Heilserwartungen, sein Ende hat. Andererseits be-
günstigt dieses Gefühl die völlige Abwendung von
der Politik.
6. Bei vielen Antworten fällt eine Denkfigur auf,
die nicht ungefährlich ist. Sie lautet vereinfacht:
„Der Sozialismus ist davon ausgegangen, daß der
Mensch gut ist. Das war eine Illusion, die geschei-
tert ist. Jetzt müssen wir lernen, daß der Mensch
böse und egoistisch ist.“ Hier herrschen Mißver-
ständnisse vor, denn die Demokratietheorien des
Westens beruhen weder in ihren historischen Ur-
sprüngen noch in ihren heutigen Ausprägungen auf
der Vorstellung von der Wolfsnatur des Menschen.
Hier bleiben, ohne daß den Betreffenden das be-
wußt ist, die Feindbilder des alten DDR-Sozialis-
mus auf verdeckte Weise noch in Kraft.

7. Ein Antiparteienaffekt ist in der ehemaligen
DDR nicht erst im Entstehen begriffen, er ist be-
reits da. Von hier könnte eine problematische Wir-
kung ausgehen, die sich auf die gesamte pluralisti-



sehe Gesellschaft bezieht. Zweifellos ist hier Wach-
samkeit geboten, gerade auch für die politische Bil-
dung.

Aus dieser Bestandsaufnahme ergeben sich einige
Konsequenzenfür eine zukünftigepolitische Bildung
in den fünf neuen Ländern.

Die alte Staatsbürgerkunde der DDR ist abge-
schafft, mit Recht; es besteht teilweise die Tendenz,
sie ersatzlos abzuschaffen, zu Unrecht. Das Stun-
denvolumen muß unbedingt erhalten bleiben. Es
kann nicht Verzicht geleistet werden auf ein Schul-
fach, das etwa der Sozialkunde oder „Politik“ in
den alten Ländern der Bundesrepublik entspricht
und das neben und mit dem Geschichtsunterricht
dafür sorgt, daß die Jugendlichen in der DDR ihre
enorme Verspätung im Weltverstehen aufholen
und die ohnehin immer komplexer werdenden Zu-
sammenhänge des politischen, gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Lebens der Gegenwart besser
begreifen lernen. Geschieht das nicht, ist der Weg
des Ausflippens ins Unpolitische schon vorgezeich-
net.

Die gegenwärtig in den neuen Bundesländern mit
Hochdruck betriebene Lehrplan- und Lehrbuchan-
gleichung kann leicht dazu führen, daß man nur
eine Autorität gegen eine andere austauscht — ge-
rade die Lehrpläne sind das „autoritärste“ Element
im Gesamtspektrum der Didaktik. Was die Schüler
in der ehemaligen DDR vor allem anderen benöti-
gen, ist ein neuer Unterrichtsstil mit erheblich mehr
Schülerinitiative, Selbstermutigung, Freiräumen
des Lernens. Methodisch gesprochen: Es ist ein
Schub an Projektunterricht, Gruppenunterricht,
Beteiligung der Schüler an der Auswahl der Unter-
richtsthemen nötig. Dies umso mehr, als der Erzie-
hungsstil an den Schulen der DDR — in merkwür-
digem Gegensatz zum amtlich verordneten Mate-
rialismus — durchaus noch viele Züge eines älteren
deutschen „idealistischen“ Erziehungsstils hatte:
Zurücktreten des Individuellen, Überwiegen von
Sollensgeboten, Über-Ich-Ausrichtung, Appell an
Pflichten, unbezweifelbare Sachautoritäten. Frei-
lich — ein neuer Erziehungsstil ist nicht Sache ob-
rigkeitlicher Anweisungen; er muß von innen her-
aus wachsen.

DDR-Jugendliche kommen schwer zurecht mit der
Vielgestaltigkeit, Widersprüchlichkeit und Un-
durchschaubarkeit des politischen Lebens. Sie
möchten gern wissen, „wo es lang geht“. Was not
tut, ist der Aufbau einer Konfliktkultur. Im Westen
hat sich die politische Bildung seit den siebziger
Jahren um eine solche Konfliktkultur sehr verdient
gemacht: Konflikte nicht einfach ablehnen als Stö-
rungen von Harmonie, sondern sie als Motiv gesell-

schaftlicher Dynamik verstehen und nutzen lernen.
Aber auch: Konflikte aushalten können. Diese Fä-
higkeiten in einer gewissen Breite durchzusetzen,
hat in der Bundesrepublik die Demokratie deutlich
stabilisiert. Das wird heute nicht einmal mehr von
denen bestritten, die seinerzeit viel lieber strikte
Konsensmodelle bevorzugt hätten.

Welche didaktischen Folgerungen sind aus dem
charakteristischen Abbröckelungsprozeß des ML
zu ziehen? Bestimmte Momente des marxistischen
Geschichtsbildes sind ja im Bewußtsein vieler Ju-
gendlicher noch deutlich vorhanden. Soll man sie
sich selbst überlassen? Die Antwort ist einfach:
Wenn man die Heranwachsenden zu einem erhöh-
ten Maß an Selbstbestimmungsfähigkeit erziehen
will, so setzt dies eine erhöhte Urteilsfähigkeit vor-
aus. Diese aber kann man nicht erreichen, wenn
man der aufarbeitenden Auseinandersetzung aus-
weicht. So klar diese Folgerung ist — die Wirklich-
keit sieht gegenwärtig anders aus, weil die Bereit-
schaft groß ist, den Problemen auszuweichen oder
sie einfach hegenzulassen. Sicher ist, daß die Auf-
arbeitung Schwierigkeiten mit sich bringt. Es ist
hier nicht der Ort, ein förmliches Programm zu ent-
wickeln. Vielleicht genügt es zunächst, ein paar rea-
listische — d. h. im Geschichtsunterricht zu ver-
wirklichende — Möglichkeiten zu skizzieren:

Man sollte sich vor zu großen Brocken hüten. Den
ganzen historischen Materialismus pauschal aufzu-
arbeiten, dürfte im normalen Schulalltag nur selten
möglich sein. Der Geschichtsunterricht aber könnte
Aufarbeitung an begrenzten, ohnehin zum Stoff
gehörenden Themen durchführen, etwa so, daß in
den Klassen 8, 9 und 10 je eine Unterrichtseinheit
angesetzt wird, die an Hand von Themen wie Fran-
zösische Revolution, Industrielle Revolution, Wei-
marer Republik. Nationalsozialismus, Kalter Krieg
u. a. m. die Ergebnisse des ML und die Darstellung
der neu eingeführten Geschichtsbücher aus dem
Westen vergleicht und dabei die Erkenntnisleistun-
gen, aber auch -Verengungen des ML sichtbar
macht.

Neben die Sichtbarmachung der Erkenntnisleistun-
gen und -Verengungen gehört dann auf einer weite-
ren Ebene der Aufarbeitung die politische Funktion
einer bestimmten Geschichtsvorstellung für die
Herrschaftslegitimation. Beispiel: Was bedeutete
ein bestimmtes Bild vom Faschismus für die Legiti-
mation und Stabilisierung der SED-Herrschaft, und
welche Bilder vom Faschismus konnten solche Le-
gitimation stören? Schließlich darf nicht darauf ver-
zichtet werden, die Erfassung und Beeinflussung
des einzelnen via Geschichtsbild zum Gegenstand
des politisch-historischen Nachdenkens zu machen.



Hierher gehört dann etwa die Sichtbarmachung von
Heroisierungen im ML-Geschichtsbild. Der ML-
Geschichtsunterricht beruhte weitgehend noch auf
einer Vorbild- und Identifikationsdidaktik! Diese
durch eine kritische Geschichtsdidaktik zu erset-
zen, darf man als wichtigste Aufgabe des Ge-
schichtsunterrichts in den neuen Bundesländern be-
zeichnen.

Ein Problem freilich kann auch der kritischste Ge-
schichtsunterricht nicht lösen: Er kann nicht die
sinnstiftende Funktion des marxistisch-leninisti-
schen Geschichtsbildes ersetzen wollen durch die
Lieferung neuer „letzter Werte“. Mit diesem Va-
kuum — wenn es denn ein Vakuum ist und nicht die
Chance einer neuen Art von Freiheit — müssen die
Jugendlichen „drüben“ leben lernen.





Wilfried Schubarth/Ronald Pschierer/Thomas Schmidt: Verordneter Antifaschismus und
die Folgen. Das Dilemma antifaschistischer Erziehung am Ende der DDR
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/91, S. 3—16

Der Mythos von der DDR als „Hort des Antifaschismus“ ist mit dem gesellschaftlichen Wandel im Herbst
1989 endgültig zusammengebrochen; die Öffentlichkeit erweist sich als hilflos gegenüber zunehmenden
rechtsextremistischen Aktivitäten vor allem von Jugendlichen. Ursachen für deren Anfälligkeit für natio-
nalsozialistische Ideologiefragmente sind unter anderem in dem von Gesellschaft und Schule der ehema-
ligen DDR praktizierten Antifaschismus zu suchen.
Die gesellschaftliche wie individuelle Auseinandersetzung mit der Zeit des Nationalsozialismus wurde
wesentlich durch den Mythos von den „Siegern der Geschichte“ bestimmt. Fragen nach den Ursachen für
die Verführbarkeit großer Teile des deutschen Volkes, nach seiner Schuld und Mitschuld wurden auch im
Geschichtsunterricht und in der Jugendarbeit bewußt in den Hintergrund gedrängt, während der Wider-
standskampf einen immer größeren Platz einnahm. Kritische Wortmeldungen von Schriftstellern nahm
man nicht ernst, rechtsextremistische und neonazistische Erscheinungen wurden verharmlost, sozialwis-
senschaftliche Untersuchungen dazu verboten bzw. verschwiegen.
Eine solche Untersuchung war die Studie „Zum Geschichtsbewußtsein Jugendlicher“ vom Zentralinstitut
für Jugendforschung Leipzig aus dem Jahre 1988, die hier vorgestellt wird. Sie enthält unter anderem
detaillierte Aussagen zu Einstellungen Jugendlicher gegenüber der Zeit des Nationalsozialismus und kon-
statiert ein nicht geringes Akzeptanz- bzw. Sympathiepotential für nationalsozialistische Ideologiefrag-
mente. Mit der „Wende“ 1989 nahm die Verbreitung rechtsextremer und ausländerfeindlicher Orientie-
rungsmuster unter ostdeutschen Jugendlichen spürbar zu. Neueste Untersuchungen signalisieren ein grö-
ßeres autoritär-nationalistisches Einstellungspotential bei den Jugendlichen der ehemaligen DDR, als es in
Westdeutschland nachweisbar ist.

Hans-Helmuth Knütter: Antifaschismus und politische Kultur in Deutschland nach der
Wiedervereinigung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/91, S. 17—28

Der Antifaschismus hatte konstitutive Bedeutung für die DDR. Das gilt auch nach der „Wende“, allerdings
mit geänderter Funktion. In den Anfangsjahren der DDR bzw. SBZ diente der Antifaschismus der Errich-
tung einer sozialistischen Ordnung. In den folgenden Jahren wurde der Antifaschismus zunehmend als
ideologisches Propagandainstrument nach außen benutzt: Es ging darum, die Bundesrepublik Deutschland
als „faschistisch“ zu diffamieren und eine Kontinuität zum „Dritten Reich“ nachzuweisen. Zwar gelang es
nie, eine „Volksfront“ auf antifaschistischer Grundlage herbeizuführen; in einzelnen Fällen konnten aber
von Seiten der DDR politische Entscheidungen beeinflußt werden.
Die Zeit der „Wende“ seit dem Herbst 1989 zeigt, daß der Antifaschismus nach wie vor seine Bedeutung
hat; er gewinnt allerdings eine neue Qualität. Die sozio-ökonomische Komponente — nämlich die Recht-
fertigung des Sozialismus — geht zurück, die moralische wird stark in den Vordergrund gespielt. Otto
Reinhold, ehemals Direktor des Instituts für Gesellschaftswissenschaften des ZK der SED, hatte im August
1989 die Existenz der DDR damit gerechtfertigt, daß es sich hier um einen „antifaschistischen und sozia-
listischen Staat“ handele. Im Januar 1990 versuchte die SED/PDS in einer großen antifaschistischen
Demonstration gegen angeblich nationalistische Schmierereien am sowjetischen Ehrenmal in Treptow, den
Antifaschismus als Mittel der Integration nach innen sowie des Prestigegewinnes und der Legitimation nach
außen einzusetzen. Hier allerdings zeigten sich die Grenzen der Möglichkeiten dieser Instrumentalisierung,
da die Absicht allzu offenkundig war und deswegen von allen anderen politischen Richtungen zurückge-
wiesen wurde.
Neuerdings wird versucht, auch den bürgerlichen und militärischen Widerstand (20. Juli 1944) in den 
„antifaschistischen“ Widerstand einzubcziehen, aus dem dieser bisher ausgeschlossen war, da es bei jenen
bürgerlichen und militärischen Widerstandskämpfern ja nicht um die Herstellung einer sozialistischen
Ordnung, sondern geradezu um deren Vermeidung ging.
Man kann feststellen, daß der Antifaschismus zum Ersatzsozialismus wird, allerdings mit geänderter Ziel-
setzung: Früher diente er als Vorwand, um eine sozio-strukturelle Umgestaltung der Gesellschaft zu
rechtfertigen, heute hingegen soll er den diskreditierten und erschütterten Sozialismus stabilisieren.



Jens Reich: Wissenschaft und Politik im deutschen Einigungsprozeß
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/91, S. 29—36

Die Stellung der Naturwissenschaften im sozialistischen System war höchst zwiespältig. Im Stalinismus 
war sie einerseits ein Bollwerk des ideologischen Widerstandes gegen die entartete marxistische Welt-
anschauung. andererseits aber auch Hilfskraft bei der Durchsetzung des Modernisierungsprogrammes. Für 
den Wissenschaftler ergab sich daraus ein Loyalitätskonflikt zwischen Mitmachen und Rückzug ins Schnek- 
kenhaus geduldeten Spezialistentums.
Im nachstalinistischen bürokratischen Befehlssystem wurde unter Zurückdrängung ideologischen Zeloten- 
tums die Naturwissenschaft als Hilfskraft der technologischen Funktionsfähigkeit des Systems fest einge-
bunden. wobei das kreative Potential stark zugunsten mittelmäßiger Erfüllungsforschung beschnitten 
wurde. In der späten DDR-Phase setzte eine verstärkte Politisierung ein, verbunden mit absoluter Domi-
nanz der SED im Entscheidungsprozeß sowie der Staatssicherheit im Kontroll- und Überwachungsprozeß. 
Das Karrieresystem war auch in den Naturwissenschaften politisch bestimmt, wenn auch fachlich verbrämt. 
Es äußerte sich in den Konstruktionen des Reisekaderstatus und der Geheimnisträgerschaft, die beide 
objektiv wissenschaftsfeindlich waren und der Durchsetzung der führenden Rolle des bürokratischen Par-
teisystems besser dienten als die alleinige Parteizugehörigkeit als Bekenntnisfaktor. Zum Karrieresystem 
gehörte ein im Verhältnis zur Partei- und Wirtschaftshierarchie mäßiges, aber immer noch deutlich über 
den Bevölkerungsdurchschnitt hinausreichendes Privilegiensystem. Beide zusammen dienten der Korrum-
pierung der ethischen Standards der „wissenschaftlich-technischen Intelligenz“, die auch weitgehend 
gelang. Zeugnis dafür gibt die unsolidarische Duldung der Mißhandlung kritischer Wissenschaftler wie 
Robert Havemann sowie die schweigende Billigung des ökonomischen und ökologischen Verfalls, an dem 
die Naturwissenschaften Mitschuld tragen.
Im weiteren wird eine allgemeine Analyse des Leistungsstandes der DDR-Wissenschaft gegeben, und es 
werden Vorschläge diskutiert, wie man der drohenden Ausblutung der „DDR“-Wissenschaft entgegen-
wirken kann, ohne die diskreditierten Strukturen zu stabilisieren. Nachdruck wird auf den Primat der 
Neubildung kleiner Forschungseinheiten gegenüber der Umbildung bestehender (im Sinne der wissen-
schaftstheoretischen Positionen Max Plancks) gelegt, Wobei auf den Schutz des wissenschaftlichen Nach-
wuchses des akademischen Mittelbaus und auf Chancenkompensation für die vorher benachteiligten älte-
ren Wissenschaftler hingewiesen wird.
Deutschland hatte in den Wirren nach dem Ersten Weltkrieg seine Wissenschaft durch eine Notgemein-
schaft gerettet. Es sollte jetzt nicht in sparsame Abwicklungsmentalität verfallen, sondern nach Modellen 
suchen, die die Sanierung lebenswerter Strukturen ermöglicht.

Rolf Schörken: Zur Ausgangslage der politischen Bildung in den neuen Bundesländern

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/91, S. 37—45

Ausgehend von der Gefahr einer verbreiteten Politikverdrossenheit in der ehemaligen DDR macht der 
Beitrag die Notwendigkeit einer gezielten politischen Bildung deutlich. Um zu einer genaueren Einschät-
zung der Ausgangslage zu kommen, werden Ergebnisse einer Befragung von DDR-Jugendlichen zur poli-
tischen Mentalität referiert, die im Sommer 1990 durchgeführt wurde und die eine Reihe von Eigentüm-
lichkeiten zeigen, die man bei den zu entwickelnden Konzeptionen der politischen Bildung beachten 
muß.
Dazu gehören die auffallend positiven Einstellungen zur „Wende“ 1989, die aber von einer sehr abwer-
tenden Haltung gegenüber den ersten Gehversuchen eines Mehrparteiensystems begleitet werden; ferner 
die Existenz einer — ganz unideologisch zu verstehenden — „DDR-Identität“, ein charakteristisches 
Abbröckelungsprofil des Marxismus-Leninismus und teilweise auch das Weiterbestchen verdeckter Feind-
bilder.
Aus dieser Ausgangslage werden didaktische Folgerungen gezogen: Notwendig ist ein weitreichender und 
langfristiger Aufbau einer Konfliktkultur, ein neuer Unterrichtsstil und thematische Auseinandersetzun-
gen mit den Erkenntnisleistungen und -Verengungen des marxistisch-leninistischen Geschichtsbildes. Mit 
Lehrplanangleichungen und der Übernahme von Lehrbüchern ist es nicht getan.

Korrekturhinweis:
Der Untertitel des Aufsatzes von Gabriele Wurzel/Ernst Merz: „Gesetzliche Regelungen 
von Fragen der Gentechnik und Humangenetik“ (B 6/91) muß heißen: „Gentechnikgesetz 
und Embryonenschutzgesetz“ (statt „Gentechnikgesetz und Humangenetikgesetz“).
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